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Das Europdische Migrationsnetzwerk

Das Europaische Migrationsnetzwerk

Das Europaische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde

im Jahr 2003 von der Europdischen Kommission im
Auftrag des Europdischen Rates eingerichtet, um dem
Bedarf eines regelmaRigen Austausches von verldss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich
auf europadischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 bil-
det die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dauerhafte
Rechtsgrundlage des EMN und es wurden nationale
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union (mit Ausnahme Danemarks, welches Be-
obachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen.

Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europdischen
Union, nationale Institutionen und Behé6rden sowie
die Offentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlissli-
chen und vergleichbaren Informationen tiber Migra-
tion und Asyl im Hinblick auf eine Unterstiitzung der
Politik in diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche
nationale Kontaktstelle ist beim Bundesamt fiir Migra-
tion und Flichtlinge (BAMF) in Nirnberg angesiedelt.
Zu den Hauptaufgaben der nationalen Kontaktstelle
gehort die Umsetzung des jahrlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jahrlichen
Politikberichts ,Migration, Integration, Asyl| die Erar-
beitung von bis zu vier themenspezifischen Studien,
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation
von eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen
im In- und Ausland. Dariiber hinaus richten die natio-
nalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein,
die im Bereich Migration und Asyl tatig sind.

Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primar-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
standige Erhebung von Daten und Informationen er-
ginzt. EMN-Studien werden nach einheitlichen Spe-
zifikationen verfasst, um innerhalb der Europdischen
Union und Norwegens vergleichbare Ergebnisse zu
erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit zu ge-
wahrleisten, wurde ein Glossar erarbeitet, das liber die
nationalen und internationalen EMN-Webseiten zu-
ganglich ist.

Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird
ein Synthesebericht verfasst, der die wichtigsten Er-
gebnisse der einzelnen nationalen Berichte zusam-
menfasst und so einen europiischen Uberblick erlaubt.
Dazu kommen themenspezifische Informationsblat-
ter (EMN-Informs), die knapp und prazise ausgewahlte
Themen prasentieren. Das EMN-Bulletin liefert vier-
teljahrlich Informationen tber die aktuellen Entwick-
lungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit dem
Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet.
Diese beschaftigt sich mit Aspekten der freiwilligen
Riickkehr, der Reintegration und der Riickfiihrung.

Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der Ge-
neraldirektion Migration und Inneres der Europaischen
Kommission verfligbar. Die nationalen Studien der
deutschen Nationalen Kontaktstelle sowie die Synthe-
seberichte, Informs und das Glossar finden sich auch
auf der nationalen Webseite:
www.emn-deutschland.de.
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Zusammenfassung

Die vorliegende Studie stellt den deutschen Beitrag
zur EMN-Studie ,Responses to Long-Term Irregu-
larly Staying Migrants: Practices and Challenges in EU
Member States and Norway" dar. Die Studie wird in
allen beteiligten EU-Mitgliedstaaten und Norwegen
nach gemeinsamen Vorgaben durchgefiihrt. Die Er-
gebnisse der nationalen Studie flieRen anschliefend
in einen vergleichenden Synthesebericht ein. Dieser
gibt einen gesamteuropiisch vergleichenden Uberblick
Uber die MaRnahmen und Herausforderungen im Hin-
blick auf die Situation unerlaubt aufhaltiger Personen,
die in einem Land leben.

Rechtliche Rahmenbedingungen und die Anzahl
unerlaubt aufhiltiger Personen in Deutschland

Um zu vermeiden, dass sich Menschen tber einen
ldngeren Zeitraum hinweg ohne Erlaubnis - also un-
erlaubt - in einem Land aufhalten, verlangt die EU-
Ruckfihrungsrichtlinie (RFRL) von den EU-Mitglied-
staaten, dass sie MaRnahmen zur Durchsetzung der
vollziehbaren Ausreisepflicht umsetzen, entweder
durch eine freiwillige Riickkehr oder zwangsweise
Riickfiihrung oder dass den betroffenen Personen eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Wenn eine Rickfiih-
rung nicht moglich ist und keine Aufenthaltserlaub-
nis gewahrt wird, erteilen Auslanderbehdrden eine
sogenannte Duldung. Die Duldung ist eine behordli-
che Bescheinigung tiber eine voriibergehende Ausset-
zung der Abschiebung und begriindet keinen recht-
maRigen Aufenthalt. Am 31. Dezember 2020 besaRen
rund 236.000 Personen eine Duldung, wobei mehr als
die Halfte davon seit Giber drei Jahren in Deutschland
lebten. Neben Personen, die aufgrund einer Duldung
zwar nicht rechtmiRig aufhaltig sind, jedoch weiter-
hin im Kontakt zu Behorden stehen, halten sich in
Deutschland auch Personen ohne Behérdenkontakt
unerlaubt auf. Deren Anzahl kann nicht verlasslich be-
stimmt werden. Auf Grundlage der zur Verfligung ste-
henden Daten aus dem Auslidnderzentralregister (AZR)
ist es nicht moéglich, aktuelle und verldssliche Schatz-
zahlen dieser Personengruppe zu berechnen.

Politische und 6ffentliche Debatten zu
unerlaubtem Aufenthalt

Wahrend das Thema ,unerlaubter Aufenthalt’ lange
Zeit eine lediglich untergeordnete Rolle in der Migra-
tionsdebatte spielte, hat es im Zuge der starken Zu-
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nahme der Asylantragszahlen in den Jahren 2015 und
2016 sowie der Diskussion um die Riickkehr von Per-
sonen mit abgelehntem Asylantrag an Intensitat ge-
wonnen. In Politik und Offentlichkeit wird seitdem
kontrovers tiber den Umgang mit Personen, die einer
Ausreisepflicht unterliegen, debattiert. Der Schwer-
punkt liegt primar auf unerlaubt aufhaltigen Personen
mit Behérdenkontakt. Im Fokus der Debatten stehen
zum einen MaRnahmen zur Vereinfachung von Riick-
fuhrungen mit dem Ziel, die Zahl der erfolgreichen
Rickfiihrungen zu erhéhen. Zum anderen werden die
Notwendigkeit und eventuelle Méglichkeiten der In-
tegration von unerlaubt aufhaltigen Personen, die
nicht zurlickgefiihrt werden kénnen, diskutiert. Ange-
sichts der unterschiedlichen Situationen der betroffe-
nen Personengruppen wurden rechtliche MaRnahmen
getroffen, die einerseits den unerlaubten Aufenthalt
sanktionieren und andererseits ein Bleiberecht fiir
langer in Deutschland unerlaubt aufhaltige Personen
ermoglichen.

MaRnahmen im Umgang mit unerlaubt
aufhiltigen Personen

Insgesamt ladsst sich eine zunehmende Ausdifferen-
zierung des Rechts beziiglich des Aufenthalts und der
gesellschaftlichen Teilhabe von unerlaubt aufhaltigen
Personen beobachten. Damit zusammenhangend exis-
tieren fir unerlaubt aufhaltige Personen unterschied-
lich ausgestaltete Zugédnge zu sozialstaatlichen Leis-
tungen, zum Arbeitsmarkt und zu anderen Rechten
und Anspriichen. Unerlaubt aufhaltige Personen mit
Behordenkontakt, die zur Kooperation mit Behorden
bereit sind und deren Ausreise trotzdem nicht reali-
sierbar ist, haben entsprechende Anspriiche. Hingegen
ist der unerlaubte Aufenthalt von Personen ohne Be-
hordenkontakt grundsatzlich strafbar. Ein kostenloser
Zugang zu medizinischer Versorgung ohne Behorden-
kontakt ist nur in Notfallen moglich.

MaRnahmen zur Beendigung des unerlaubten
Aufenthaltes

Um die Anzahl der unerlaubt aufhiltigen Personen

zu reduzieren, hat der deutsche Gesetzgeber in den
letzten Jahren vermehrt MaRnahmen eingefiihrt, die
darauf abzielen, die Riickkehrzahlen von vollziehbar
ausreisepflichtigen Personen zu erhéhen. Eine ab-
schliefende wissenschaftliche Evaluierung ihrer Wirk-
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sambkeit ist bisher noch nicht erfolgt. Insbesondere

im Falle der Verletzung der gesetzlich vorgeschrie-
benen Mitwirkungspflichten hinsichtlich der Iden-
titatsklarung werden Sanktionen (eingeschrankte
Bewegungsfreiheit, kein Zugang zum Arbeitsmarkt,
eingeschrankte Sozialleistungen) angewendet. Neben
sanktionierenden MalRnahmen ist ein weiterer Ansatz
zur Reduzierung der Anzahl unerlaubt aufhéltiger Per-
sonen die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen. So
konnen betroffene Personen unter bestimmten Vor-
aussetzungen einen Aufenthaltstitel erlangen, bei-
spielsweise durch das Erbringen besonderer Integra-
tionsleistungen. Diese Méoglichkeiten setzen aber in
der Regel eine Duldung voraus und kommen daher fir
Personen ohne Behdrdenkontakt grundsatzlich nicht
in Betracht.

Herausforderungen beim Umgang mit
unerlaubtem Aufenthalt

Halten sich Personen unerlaubt in Deutschland auf,
ergeben sich sowohl firr sie selbst als auch fiir die zu-
standigen Behdrden diverse Herausforderungen. Fiir
die zustandigen Behdrden ist dies etwa die einge-
schrankte Erreichbarkeit der betroffenen Personen fir
Angebote der Riickkehrberatung, weshalb beispiels-
weise virtuelle Beratungsmoglichkeiten geschaffen
wurden. Ebenso gibt es Herausforderungen bei der
kostenlosen staatlichen Gesundheitsversorgung von
unerlaubt aufhaltigen Personen ohne Behérdenkon-
takt. Um die Gruppe von unerlaubt aufhaltigen Per-
sonen ohne Behordenkontakt zu erreichen, wurden in
mehreren Kommunen sogenannte Clearingstellen ein-

gerichtet, in denen eine medizinische Behandlung und
gleichzeitig eine Beratung zum aufenthaltsrechtlichen
Status angeboten werden.

Die zentrale politisch-rechtliche Herausforderung ist,
eine Balance zwischen auf Aufenthaltsbeendigung
abzielenden und integrativen MaRnahmen im Um-
gang mit unerlaubt aufhaltigen Personen zu finden.
Die teilweise gegensitzlich wirkenden Herangehens-
weisen — aufenthaltsrechtliche Einschrankungen und
Riickkehrberatung auf der einen Seite, um Riickkehr-
entscheidungen zu beférdern, und die Ermdglichung
einer gesellschaftlichen Teilhabe bei einem ldngeren
unerlaubten Aufenthalt auf der anderen Seite - beru-
hen auf zwei verschiedenen Annahmen beztiglich der
Wirkung dieser Malinahmen. Einerseits wird befirch-
tet, dass das Gewadhren von Leistungen Fehlanreize
schaffe und damit eine Riickkehr unwahrscheinlicher
wiirde. Andererseits ist aus integrationspolitischer
Sicht die Teilhabe von Personen zu ermdoglichen, die
aus verschiedenen Griinden nicht zuriickkehren kdn-
nen. Zudem erweist sich eine langfristige Exklusion
unerlaubt aufhaltiger Personen, die aus verschiede-
nen Griinden ,nicht riickfiihrbar‘ sind, als finanziell
kostspielig und aufgrund moglicher Desintegrations-
erscheinungen wie Kriminalitat, Obdachlosigkeit und
Langzeitarbeitslosigkeit auch fir die Allgemeinheit
wenig erstrebenswert. Bei diesem Themenkreis han-
delt es sich um einen der zentralen politischen Streit-
punkte im Migrationsrecht, zwischen den politischen
Parteien einerseits, zwischen Bund, Lindern und Kom-
munen andererseits.
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Einleitung

1 Einleitung

In den vergangenen Jahren riickte das Thema ,uner-
laubter Aufenthalt® im Zuge der starken Zunahme der
Asylantragszahlen 2015 und 2016 sowie der Diskus-
sion um die Riickkehr von Personen mit abgelehntem
Asylantrag wieder stérker in den Fokus politischer De-
batten. Im Rahmen des sogenannten Migrationspa-
kets von 2019 wurden daraufhin mehrere Maltnahmen
getroffen, die darauf abzielen, unerlaubten Aufenthalt
entweder durch Riickkehr oder Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis zu beenden. Dieser Ansatz wurde von
Hubertus Heil, Bundesminister fur Arbeit und Soziales,
wahrend des Gesetzgebungsverfahrens folgenderma-
Ren zusammengefasst: ,Ja, es ist richtig, dass Men-
schen zuriickgefiihrt werden miissen, die kein Recht
haben, in diesem Land zu sein. Aber wir brauchen auch
Losungen fir Menschen, die ganz lange hier sind, die
sich inzwischen integriert haben, die die deutsche
Sprache kénnen, die sich nichts haben zuschulden
kommen lassen, die in Ausbildung oder in Arbeit sind.
Fir diese Menschen brauchen wir pragmatische L6-
sungen“ (Deutscher Bundestag 2019a: 11716).

Um zu vermeiden, dass sich Menschen jahrelang in
einer aufenthaltsrechtlichen Grauzone befinden, ver-
langt die EU-Riickflihrungsrichtlinie* (RFRL) von den
EU-Mitgliedstaaten MaRnahmen zur Durchsetzung
der vollziehbaren Ausreisepflicht, entweder durch eine
freiwillige Riickkehr bzw. Rickfiihrung oder zur Er-
teilung einer Aufenthaltserlaubnis fiir die betroffenen
Personen. Wenn eine Riickfiihrung nicht méglich ist,
erhalten Personen mit Ausreisepflicht eine behordli-
che Bescheinigung lber eine voriibergehende Ausset-
zung der Abschiebung - die sogenannte Duldung. Im
Falle einer Aussetzung der Abschiebung schreibt die
Richtlinie vor, dass die Grundrechte, die Aufrechter-
haltung der Familieneinheit, die Gewahrung medizini-
scher Notfallversorgung und unbedingt erforderlicher
Behandlungen von Krankheiten, die Gewahrleistung
des Zugangs zum Grundbildungssystem fiir Minder-
jahrige sowie die Beriicksichtigung der spezifischen
Bediirfnisse schutzbediirftiger Personen gewahrt wer-
den missen (Art. 14 RFRL).

1 Richtlinie 2008/115/EG des Européischen Parlaments und des
Rates vom 16. Dezember 2008 tiber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfiihrung illegal aufhal-
tiger Drittstaatsangehoriger.

Zum 31. Dezember 2020 verfiigten rund 236.000 Per-
sonen Uber eine Duldung, wovon mehr als die Halfte
seit Uber drei Jahren in Deutschland aufhaltig war.
Etwa 102.000 Personen, die zuvor einen Duldungs-
status hatten, verfiigten zu dem Zeitpunkt tiber einen
rechtmaRigen Aufenthaltsstatus. Zur Anzahl von un-
erlaubt aufhaltigen Personen ohne Behdrdenkontakt
gibt es keine verldsslichen Schitzzahlen. Ziel dieser
Studie ist es, die verschiedenen MaRnahmen in Bezug
auf Riickkehr und Aufenthalt von unerlaubt aufhalti-
gen Personen in Deutschland naher zu beschreiben.

In Deutschland wird vorrangig zwischen zwei Gruppen
unerlaubt aufhaltiger Personen unterschieden: Zum
einen sind dies Personen, die keinen rechtmaRigen
Aufenthaltsstatus haben, Giberwiegend eine Duldung
besitzen und deren unerlaubter Aufenthalt den Behor-
den somit bekannt ist (unerlaubt aufhiltige Personen
mit Behordenkontakt). Zum anderen sind es Personen,
deren unerlaubter Aufenthalt den Behdrden vormals
bekannt war, die im Anschluss aber untergetaucht
sind, oder aber auch Personen, die nie in Kontakt mit
den Behorden standen (unerlaubt aufhiltige Personen
ohne Behdrdenkontakt).

Im Folgenden werden in Kapitel 2 zunachst die auf-
enthaltsrechtlichen Rahmenbedingungen, verwende-
ten Begriffsdefinitionen, Statistiken und Schatzzahlen
sowie die politischen Debatten, die in Deutschland in
den vergangenen Jahren im Zusammenhang mit dem
Thema unerlaubter Aufenthalt gefiihrt wurden, be-
schrieben. Im Anschluss daran wird in Kapitel 3 ndher
auf die Situation von unerlaubt aufhiltigen Personen
eingegangen, insbesondere hinsichtlich ihrer sozialen
Rechte (Unterbringung, finanzielle Leistungen, Ge-
sundheitsversorgung, Bildung, Erwerbstatigkeit usw.),
sowie auf Mallnahmen, die in den letzten Jahren auf
Bundesebene getroffen wurden, um die Lander und
Kommunen bei der Versorgung und Unterbringung
von unerlaubt aufhaltigen Personen zu unterstitzen.
Darauf folgen in Kapitel 4 die gesetzlichen MaRnah-
men zur Beendigung des unerlaubten Aufenthalts -
entweder durch Erhéhung der Riickkehrzahlen von
vollziehbar ausreisepflichtigen Personen oder durch
Moglichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis zu erlangen.
AbschlieRend werden in Kapitel 5 einige Herausforde-
rungen sowie Praktiken im Umgang mit unerlaubt auf-
hiltigen Personen benannt.
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Da die vorliegende Studie in erster Linie rechtliche
Vorgaben dokumentiert, wurden als Quellen vor allem
die einschligigen Gesetzestexte und die dazugehd-
rige Literatur herangezogen. Um die Diskussion um
einzelne MaRRnahmen zu beleuchten, wurde auf Bun-
destagsdrucksachen und Presseartikel zuriickgegrif-
fen. Diese Studie basiert zum (iberwiegenden Teil auf
offentlich zuganglichen Quellen, fiir einzelne Teile
wurden jedoch auch Beitrage aus dem Bundesamt fir
Migration und Flichtlinge (BAMF) und den Innen-
und Integrationsministerien der Lander angefragt. Die
Fragen an die Lander bezogen sich auf Malnahmen
zur Unterbringung und Versorgung ausreisepflichti-
ger Personen auf Landes- und Kommunalebene, be-
wahrte Praktiken im Hinblick auf die Leistungsge-
wahrung an diese Personengruppe, Manahmen zur
Verhinderung und Reduzierung von unerlaubtem Auf-

Einleitung

enthalt sowie Informationsaustausch/Kooperations-
netzwerke. Weiterhin wurde nach méglichen Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie gefragt. Von den
angefragten Landern haben neun Ministerien einen
Fragebogen ausgefillt (Berlin, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt,
Thiringen) (siehe Tabelle ,,Antworten auf die Lander-
befragung im Rahmen dieser Studie“ im Anhang). Da-
neben wurden auch Berichte und Stellungnahmen von
Nichtregierungsorganisationen und anderen zivilge-
sellschaftlichen Akteuren sowie wissenschaftliche Stu-
dien herangezogen. Die in dieser Studie verwendete
Terminologie orientiert sich weitgehend am Glossar
des EMN (EMN/KOM 2018). Begriffe, die speziell die
Rechtslage in Deutschland betreffen, werden inner-
halb des Textes bzw. in FuRnoten erldutert.
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) Rechtliche und politische
Rahmenbedingungen

Die individuellen Griinde fiir einen unerlaubten Auf-
enthalt sind vielfaltig: Personen kénnen sich eine
Weile lang erlaubt in Deutschland aufgehalten haben,
aber dann ihren Aufenthaltsstatus beispielsweise als
Ehepartnerin oder Ehepartner, Studierende, Beschaf-
tigte oder Schutzberechtigte verlieren und sich im
Anschluss trotzdem fir einen weiteren Aufenthalt in
Deutschland entscheiden. Sie konnen als Touristinnen
und Touristen erlaubt eingereist sein und sich nach
Ablauf des Kurzzeitaufenthalts ohne die erforderli-
che Aufenthaltserlaubnis weiterhin in Deutschland
aufhalten. Zudem kdnnen sie nach einer unerlaubten
Einreise untergetaucht oder nach einem abgelehnten
Asylantrag trotz Ausreisepflicht weiter in Deutschland
geblieben sein (Vogel/ARner 2011: 6ff.).

In diesem Kapitel werden zundchst verschiedene Be-
griffe beziiglich des unerlaubten Aufenthalts definiert
sowie Statistiken zu unerlaubt aufhaltigen Personen

in Deutschland aufgefiihrt. Im Anschluss wird naher
auf die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir unerlaubt
aufhiltige Personen sowie politischen Debatten rund
um das Thema unerlaubter Aufenthalt eingegangen.

2.1 Definition des unerlaubten
Aufenthalts

Die oben genannten unterschiedlichen Griinde fiir
einen unerlaubten Aufenthalt weisen bereits darauf
hin, dass es sich bei unerlaubt aufhiltigen Personen
um eine heterogene Gruppe handelt. Fiir die Defini-
tion der Gruppe ist dabei der unerlaubte Aufenthalt
auf dem Territorium eines Einwanderungsstaates ent-
scheidend. Die EU-Riickfiihrungsrichtlinie (2008/115/
EG)? definiert ,illegalen Aufenthalt“ als ,,die Anwesen-
heit von Drittstaatsangehdrigen, die nicht oder nicht
mehr die Einreisevoraussetzungen nach Artikel 5 des
Schengener Grenzkodex oder andere Voraussetzun-

2 Richtlinie 2008/115/EG des Européischen Parlaments und des
Rates vom 16. Dezember 2008 tiber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfiihrung illegal aufhal-
tiger Drittstaatsangehoriger.

gen fir die Einreise in einen Mitgliedstaat oder den
dortigen Aufenthalt erfiillen, im Hoheitsgebiet dieses
Mitgliedsstaats“ (Art. 3 Nr. 2 EU-RUckfiihrungsricht-
linie). Flr unerlaubt aufhaltige Personen existiert in
der wissenschaftlichen Literatur eine Vielzahl an Be-
zeichnungen. Zu den gangigeren gehoren ,Papierlose®
(Huschke 2013), ,Undokumentierte“ (Angenendt 2007:
10), ,Klandestine“ (Vogel 2015), ,Menschen ohne Pa-
piere“ bzw. ,Menschen ohne Aufenthaltsstatus“ (An-
derson 2011: 173; Bommes/Wilmes 2007), ,Illegali-
sierte“ (Fleischer 2007; Schreiber 2007), ,,Sans Papier®
(Mylius 2016) oder ,Menschen in der aufenthaltsrecht-
lichen Illegalitat” (von Manteuffel 2017). Teilweise
wird auch der Begriff ,Illegale” bzw. ,illegale Einwan-
derung” verwendet, wobei die Bezeichnung insbeson-
dere dann kritisiert wird, wenn sie sich auf die Men-
schen selbst und nicht den Akt der Einwanderung bzw.
den unerlaubten Aufenthalt bezieht. Kritisiert wird
insbesondere die herabwiirdigende Konnotation, wo-
nach sich die Menschen eines Verbrechens schuldig
gemacht hatten, das jedoch lediglich darin bestiinde,
dass sie ohne staatliche Genehmigung international
mobil geworden seien bzw. sich ohne Genehmigung
fur einen Aufenthaltsort in einem Einwanderungsstaat
entschieden haben (zur Begriffskritik u. a. Hinterber-
ger 2020: 81; Neue Deutsche Medienmacher 2015: 51;
Schneider 2012: 20; Breyer 2011: 25; Angenendt 2007:
10f.; Schonwalder et al. 2004: 6). Aufgrund der Kritik
an der stigmatisierenden Wirkung des Begriffs findet
die Bezeichnung ,Illegale” immer seltener Verwen-
dung?® und wird auch von politischen Organisationen
auf internationaler Ebene seit Langem ausdriicklich
abgelehnt.* Diese Studie verwendet den Begriff ,,uner-
laubt aufhaltige Personen®,

3 Im Jahr 2013 kiindigte eine der groRten Nachrichtenagenturen
der Welt, Associated Press (AP), an, kiinftig in ihrer Berichter-
stattung auf den Begriff ,illegale Migrantinnen® bzw. ,illegale
Migranten® zu verzichten (Monroy 2013).

4  Siehe z. B. Generalversammlung der Vereinten Nationen,
Resolution 3449 vom 9.12.1975; Parlamentarische Ver-
sammlung des Europarats, Resolution 1509 vom 27.6.2006:
http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-en.
asp?fileid=17456&lang=EN; Europaisches Parlament, Resolution
vom 14.1.2009: https://www.europarl.europa.eu/doceo/
document/TA-6-2009-0019_DE.html


http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-en.asp?fileid=17456&lang=EN
http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-en.asp?fileid=17456&lang=EN
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-6-2009-0019_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-6-2009-0019_DE.html
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Diese Studie betrachtet zwei Gruppen der unerlaubt
aufhiltigen Personen:

1. Unerlaubt aufhiltige Personen, deren Aufent-
haltsort den Behorden bekannt ist und die im
Kontakt mit den Behérden stehen (unerlaubt
aufhaltige Personen mit Beh6rdenkontakt):
Diese Personengruppe umfasst u. a. Schutz-
suchende, deren Asylantrag abgelehnt worden
ist, sowie Personen, deren Aufenthaltserlaub-
nis abgelaufen oder widerrufen wurde, deren
Abschiebung allerdings aus rechtlichen (z. B.
Grundsatz der Nicht-Zuriickfihrung, medizi-
nische oder humanitire Griinde) oder tatsich-
lichen Griinden (z. B. fehlende Mitwirkung der
Ausreisepflichtigen, fehlende Reisedokumente
usw.) auszusetzen ist. Die behérdliche Ausset-
zung der Abschiebung wird im Gesetz als Dul-
dung bezeichnet.

2. Unerlaubt aufhiltige Personen, die vormals im
Behordenkontakt standen, deren Aufenthaltsort
jedoch nicht mehr bekannt ist, sowie unerlaubt
aufhiltige Personen, deren Aufenthalt den Be-
hérden zu keinem Zeitpunkt bekannt war (un-
erlaubt aufhaltige Personen ohne Behérden-
kontakt):

Diese Personengruppe kann beispielsweise
Schutzsuchende, die im Zuge der Erstverteilung
auf die zustandigen Aufnahmeeinrichtungen
der Bundeslander oder nach Ablehnung ihres
Asylantrags untergetaucht sind, umfassen. Fer-
ner gehoren zu dieser Gruppe Personen, deren
Visum oder Aufenthaltstitel abgelaufen und
deren Aufenthaltsort den Behorden unbekannt
ist (vgl. § 50 Abs. 1 AufenthG). Dariiber hinaus
umfasst sie all jene, die gemalk § 14 AufenthG
unerlaubt nach Deutschland eingereist sind
oder geschleust wurden, ohne ihren Aufenthalt
bei den Behdrden anzumelden oder je mit Be-
hérden in Kontakt zu kommen. Auch unfreiwil-
lig oder unter falschen Versprechungen im Rah-
men von Menschenhandel eingeschleuste, fiir
unerlaubte Beschéftigung, fir Zwangsprostitu-
tion und andere Formen krimineller Geschafts-
tatigkeit ausgebeutete Personen, deren Aufent-
halt den Behorden nicht bekannt ist, werden
unter diese Personengruppe gefasst.®

5 Fur weitere Differenzierungen der Gruppe siehe Grote 2015: 14.
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2.2 Rechtsstellung von
unerlaubt aufhiltigen
Personen

Die unerlaubte Einreise wird grundséatzlich mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft (§ 95 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG). Asylsuchende, die
sich unverziiglich nach ihrer Einreise bei den zustandi-
gen Stellen melden, sind von der Strafbarkeit ausge-
nommen (§ 95 Abs. 5 AufenthG i. V. m. Art. 31 Abs. 1
GFK). Ihnen ist der Aufenthalt zur Durchfiihrung des
Asylverfahrens gestattet (§ 55 Abs. 1 S. 1 AufenthG).
Die gleiche Strafandrohung mit Freiheits- oder Geld-
strafe besteht grundsatzlich fiir den unerlaubten Auf-
enthalt im Bundesgebiet, wobei insbesondere die
Aussetzung der Abschiebung (Duldung) die Strafbar-
keit ausschlieRt (§ 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Beide
Straftatbestdande werden durch die Riickfiihrungsricht-
linie, die der Riickkehrentscheidung und deren Vollzug
den Vorrang einrdumt, eingeschrankt.

Die EU-Ruckfiihrungsrichtlinie (RL 2008/115/EG®
(RFRL)) legt gemeinsame EU-Standards fiir den Um-
gang mit unerlaubt aufhaltigen Personen fest. Sie
verfolgt dabei zwei Ansatze: Zunachst verpflichtet

sie grundsatzlich alle Mitgliedstaaten, gegen alle in
ihrem Hoheitsgebiet unerlaubt aufhiltigen Personen
eine Riickkehrentscheidung zu erlassen (Art. 6 Abs. 1
RFRL). Die Riickkehrentscheidung ist ein Begriff aus
dem EU-Recht und wird definiert als ,,eine behordli-
che oder richterliche Entscheidung oder MalRnahme,
mit der der irreguldre Aufenthalt von Drittstaatsange-
horigen’ festgestellt und eine Riickkehrverpflichtung
auferlegt oder festgestellt wird (Art. 3 Abs. 4 RFRL)“
(Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 22). Weiterhin betont die
Rickfiihrungsrichtlinie, dass bei RiickfiihrungsmafR-
nahmen die Grundrechte, einschlieRlich des Grundsat-
zes der Nicht-Zuriickweisung® (auch ,non-refoulement’
genannt), gewahrt werden miissen (Art. 5 RFRL). Infol-
gedessen diirfen Riickfiihrungen nur in Ubereinstim-

6 Richtlinie 2008/115/EG des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 16. Dezember 2008 (iber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfiihrung illegal aufhal-
tiger Drittstaatsangehoriger.

7 Als Drittstaatsangehdrige im Sinne des Schengener Grenzkodex
gelten alle Personen, die nicht Staatsangehérige eines EU-
Mitgliedstaates, eines Mitgliedstaates des Europdischen Wirt-
schaftsraumes (EWR) oder der Schweiz sind.

8 Nicht-Zuriickweisung bzw. non-refoulement meint das Ver-
bot ,Einzelpersonen in Lander zurlickzufiihren, in denen sie
der tatsachlichen Gefahr ausgesetzt sind, Verfolgung, Folter,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder jedwede
andere Menschenrechtsverletzung zu erleiden“ (EMN/KOM
2018: 247).
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mung mit europdischen Rechtsvorschriften und den
Garantien aus internationalen Menschenrechten erfol-
gen. Abgesehen von den vorgesehenen Ausnahmen ist
es folglich den Mitgliedstaaten ,nicht gestattet®, den
unerlaubten Aufenthalt ,,zu tolerieren, ohne entweder
ein Riickkehrverfahren einzuleiten oder eine Aufent-
haltsberechtigung zu erteilen“ (KOM 2017: 18). Dahin-
ter steht der Gedanke, ,,Grauzonen® zu vermeiden, die
Ausbeutung von unerlaubt aufhiltigen Personen zu
verhindern und ,die Rechtssicherheit fiir alle Beteilig-
ten zu verbessern“ (KOM 2017: 18). Gleichzeitig sieht
die Rickfiihrungsrichtlinie vor, dass die Mitgliedstaa-
ten die Rickfiihrung von unerlaubt aufhaltigen Dritt-
staatsangehdrigen in bestimmten Fallen aufschie-

ben kénnen oder sollen (z. B. wegen des Grundsatzes
der Nicht-Zuriickweisung, aus gesundheitlichen oder
technischen Griinde; Art. 9 RFRL).

In Deutschland werden die unionsrechtlichen Rege-
lungen im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) umgesetzt.
Grundsatzlich unterliegen alle in Deutschland uner-
laubt aufhiltigen Personen der Ausreisepflicht (§ 50
Abs. 1 AufenthG). Ist oder wird der unerlaubte Auf-
enthalt den Beh&rden bekannt, werden MaRnahmen
getroffen, um die vollziehbare Ausreisepflicht entwe-
der durch eine freiwillige Riickkehr oder eine Riick-
fiihrung durchzusetzen. In den Fillen, in denen eine
Rickfiihrung nicht moglich ist, erhalten betroffene
Personen eine Bescheinigung tiber die Aussetzung der
Abschiebung (sogenannte Duldung; § 60a AufenthG).
Die Mehrheit der unerlaubt aufhaltigen Personen mit
Behordenkontakt verfligt tiber eine Duldung (siehe
Kapitel 2.3.1). Die Dauer einer Duldung und die damit
verbundenen Rechte unterscheiden sich je nach Fall-
konstellation. Die Abschiebung ist durch eine Duldung
jedoch nur voriibergehend fiir die Dauer des Beste-
hens der Ausreisehindernisse ausgesetzt. Die Ausreise-
pflicht besteht somit weiter. Die migrationspolitischen
MaRnahmen zielen darauf, diese Form von unerlaub-
tem Aufenthalt entweder durch Rickfiihrung bzw.
freiwillige Riickkehr oder durch Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis zu beenden (Bundesregierung 2015).

Eine Duldung wird sowohl in Fillen erteilt, in denen
eine Abschiebung aus rechtlichen (z. B. medizinischen
oder familidren Griinden) als auch aus tatsachlichen
Grinden (z. B. Fehlen eines aufnahmebereiten Staa-
tes, Fehlen von Reisedokumenten) nicht méglich ist

(§ 60a Abs. 2 und 4 AufenthG). Die Bescheinigung tiber
die Aussetzung der Abschiebung kann fir einige Tage
oder aber auch mehrere Monate ausgestellt werden, in
der Regel wird sie aber nicht langer als fiir die Dauer
von sechs Monaten erteilt (Dienelt 2016). Sofern die
Abschiebung aufgrund der ungeklarten Identitét der
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Person nicht vollzogen werden kann, wird ihr eine
Duldung nach § 60b AufenthG fir Personen mit un-
geklarter Identitat ausgestellt. Dieser Duldungsstatus
ist mit Einschrankungen verbunden (z. B. Verbot der
Erwerbstatigkeit; siehe Kapitel 4.1). Wenn die Abschie-
bungshindernisse tiber langere Zeit bestehen, kann
dies zu langfristigen Duldungen fiihren, die auch als
,Kettenduldungen’ bezeichnet werden. Dariiber hinaus
kann die Auslanderbehérde unter Beriicksichtigung
der besonderen Umstdnde des Einzelfalls die gesetzte
Frist zur freiwilligen Ausreise angemessen verldngern
oder fiir einen langeren Zeitraum festsetzen (§ 59 Abs.
1 Satz 4 AufenthG).

Die Freiziigigkeit von unerlaubt aufhaltigen Personen
unterliegt nach § 61 AufenthG Einschrankungen, wenn
sie vollziehbar ausreisepflichtig sind. Fiir die ersten
drei Monate ihres Aufenthalts in Deutschland ist ihr
Aufenthalt grundsatzlich auf das Gebiet des jeweiligen
Bundeslandes beschrankt (§ 61 Abs. 1i.V. m. § 61 Abs.
1b AufenthG). Fir rechtskraftig verurteilte Straftate-
rinnen und Straftater, mit Ausnahme solcher Strafta-
ten, deren Tatbestand nur von Ausldandern verwirk-
licht werden kann, bei Betdubungsmitteldelikten, bei
konkret bevorstehenden MaRnahmen zur Aufenthalts-
beendigung und bei vorsatzlicher Tauschung tiber die
Identitat kann der Aufenthalt auf den Bezirk der Aus-
linderbehoérde beschriankt werden (§ 61 Abs. 1c Auf-
enthG). Bei fehlender Sicherung des Lebensunterhalts
besteht eine gesetzliche Wohnsitzauflage (§ 61 Abs. 1d
AufenthG).

2.3 Umfang der unerlaubt
aufhiltigen Personen:
Statistiken und
Schiatzungen

Verlassliche Angaben zum Umfang der unerlaubt auf-
hiltigen Bevolkerung ohne Behordenkontakt liegen

in Deutschland nicht vor.® Es liegt in der Natur der
Sache, dass den Behorden nur wenige und oft ledig-
lich indirekte Informationen zu jenen Personen vor-
liegen, die noch nie im Behérdenkontakt standen oder
untergetaucht sind. Angaben zu unerlaubt aufhilti-
gen Personen ohne Behérdenkontakt sind daher auf
Schédtzungen und Hochrechnungen angewiesen. Bei
Untergetauchten wird in der Regel zwar das Unter-

9 Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
von Grote (2015: 15ff.) angelehnt.
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tauchen selbst dokumentiert (meist durch die Auslén- land fortzieht. Statistische Angaben zum Umfang der
derbehoérden und zentral im Auslanderzentralregister unerlaubt aufhaltigen Personen mit Behdrdenkontakt
(AZR) verzeichnet), jedoch kann nicht verlasslich be- kdnnen hingegen ndherungsweise angegeben werden
stimmt werden, ob die Person auf Dauer in Deutsch- (Grote 2015: 15ff.; siehe Infokasten 1).

land unerlaubt aufhaltig verbleibt oder aus Deutsch-

Infokasten 1: Das Ausldnderzentralregister

Das Auslanderzentralregister (AZR) ist eine bundesweite personenbezogene Datei, die Informationen (iber aus-
landische Staatsangehdrige enthalt, die sich nicht nur voriibergehend - sondern langer als drei Monate - in
Deutschland aufhalten bzw. aufgehalten haben oder bei denen ein anderer gesetzlich festgelegter Anlass fiir
eine Datenspeicherung vorliegt, wie z. B. eine Asylantragstellung. Registerbehorde des AZR ist das BAMF. In
erster Linie Gbermitteln vor allem die Auslanderbehdrden sowie in Asylangelegenheiten das BAMF Daten an
das AZR. Dartiber hinaus sind auch weitere Stellen (u. a. Landes- und Bundespolizei, Staatsanwaltschaften und
Gerichte) zur Ubermittlung von Daten verpflichtet (§ 6 Gesetz iiber das Auslinderzentralregister (AZRG)™). Die
genannten Stellen sind auch dazu verpflichtet, Daten, die unrichtig geworden sind oder deren Unrichtigkeit
sich nachtréglich herausgestellt hat, unverziglich zu berichtigen oder zu aktualisieren (§ 7 Satz 2 AZRG).

Datenqualitat

Im Zusammenhang mit der erhéhten Zuwanderung von Schutzsuchenden kam es insbesondere im Jahr 2015
vermehrt zu Qualitatsproblemen im AZR. Zunachst konnten nicht alle Schutzsuchenden zeitnah nach ihrer An-
kunft in Deutschland registriert und im AZR erfasst werden und mussten deshalb mit Verzégerung nacherfasst
werden. Aufgrund der Registrierung von Schutzsuchenden in mobilen Erfassungseinheiten oder in provisori-
schen Ankunftszentren im Jahr 2015 wurden Personendaten teilweise unvollstiandig erfasst. Dariiber hinaus
kam es bei einigen Schutzsuchenden im Laufe ihres Asylverfahrens zu Mehrfacherfassungen (z. B. durch un-
einheitliche Eingabe arabischer Namen oder auch Falschangaben), da im Laufe des Jahres 2015 noch keine fla-
chendeckende Abnahme von Fingerabdriicken bei der Registrierung im AZR stattfand (StBA 2019).

Mit dem Inkrafttreten des Datenaustauschverbesserungsgesetzes (DAVG) vom 2. Februar 2016 ist das AZR zum
Kerndatensystem geworden. Mit dem DAVG wurden die Rechtsgrundlagen fiir eine zeitlich frithere Speiche-
rung und damit Erweiterung des zu speichernden Personenkreises geschaffen: Asylsuchende sind bereits bei
ihrem Erstkontakt mit einer zur Registrierung befugten Behdrde und damit zeitlich vor der férmlichen Asylan-
tragstellung zu registrieren und zu speichern. Auch unerlaubt eingereiste/aufhiltige Auslanderinnen und Aus-
ldnder sind beim Erstkontakt und damit vor einer aufenthaltsrechtlichen Entscheidung im AZR zu erfassen.

Seit 2016 konnte die Datenqualitat des AZR durch das BAMF gemeinsam mit dem Bundesverwaltungsamt
(BVA) sowie den Auslanderbehérden kontinuierlich gesteigert werden, nicht zuletzt durch Datenbereinigungs-
malinahmen. Die zustdndigen Behdrden unternehmen seither ,,erhebliche Bemiihungen zur Identifizierung
und Bereinigung von Dubletten im AZR“ (StBA 2019).

Gewisse Unklarheiten bestanden jedoch weiterhin fort. So konnten sich Personen z. B. mit einem langfristi-
gen Visum legitim in Deutschland aufhalten, da es aber vor einer Kontaktaufnahme mit der Auslénderbehérde
keinen entsprechenden Speichersachverhalt im AZR gibt (nur in der AZR-Visadatei), werden sie statistisch als
ohne Aufenthaltsrecht ausgewiesen. Hierbei handelt es sich allerdings weniger um ein Datenqualitadtsproblem
als um eine Frage der Vollstidndigkeit der Speichersachverhalte. Im Rahmen des Gesetzes zur Weiterentwick-
lung des Auslanderzentralregisters, das am 14. Juli 2021 im Bundesgesetzblatt verkiindigt wurde, wurde diese
Unvollstandigkeit behoben. Es ist nunmehr so, dass ein neuer Speichersachverhalt zur Verfiigung stehen wird.

10 Gesetz (iber das Auslianderzentralregister (AZR-Gesetz) vom 2. September 1994 (BGBL I S. 2265).
11 Gesetz zur Weiterentwicklung des Ausldnderzentralregisters vom 9. Juli 2021 (BGBL. S. 2467). [ 3
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Zum 31. Dezember 2020 war bei 301.333 Datensatzen im AZR keine eindeutige Angabe zum aufenthaltsrecht-
lichen Status registriert. Diese Datenunsicherheit betrifft auch Auswertungen zu Personen mit Ausreisepflicht
im AZR: Wenn sich unter den Datensatzen ohne Eintrag zum aufenthaltsrechtlichen Status gehauft Personen
befinden, deren Ausreise den Behérden nicht gemeldet wurde, fiihrt dies zu einer Uberhéhung dieser Zahlen.

Wie wird die Anzahl an Personen mit Ausreisepflicht aus dem AZR ermittelt?

Um die Zahl der ausreisepflichtigen Personen in Deutschland zu ermitteln, wird die Zahl aller Personen mit
auslandischer Staatsangehorigkeit beachtet, die laut ihres Meldestatus in Deutschland aufhiltig sind und bei
denen mindestens ein aktueller Speichersachverhalt zu aufenthaltsbeendenden MaRnahmen (Abschiebung,
Ausweisung, Zuriickweisung, Zuriickschiebung und/oder Duldung) registriert ist. Nicht berlicksichtigt werden
dirfen Datensatze, die die genannten Kriterien erfiillen, jedoch gleichzeitig einen aktuelleren Eintrag in der Di-
mension Aufenthaltsrecht besitzen. Dariiber hinaus ist weder der Beginn noch die Dauer der Ausreisepflicht
(und somit auch nicht der Duldung) im AZR automatisiert ermittelbar. Aus technischen Griinden kann nur das
letzte im AZR gespeicherte Datum zu einer Ausreisepflicht automatisiert statistisch ausgewertet werden. Daher
kann bei Personen mit Ausreisepflicht allenfalls die Dauer des Aufenthalts, nicht jedoch die Dauer der Ausrei-
sepflicht automatisiert statistisch ausgewertet werden. Bei der Interpretation derartiger Daten muss ggf. be-
achtet werden, ob die zugrunde liegende Auswertung eine Aufenthaltsdauer seit der ersten oder seit der letz-
ten Einreise beriicksichtigt. Bei den meisten Auswertungen wird die Aufenthaltsdauer seit der letzten Einreise

zugrunde gelegt.

2.3.1 Umfang der unerlaubt aufhiltigen
Personen mit Behordenkontakt

Die Anzahl der als ausreisepflichtig verzeichneten

Drittstaatsangehdrigen im AZR ist in den letzten Jah-
ren kontinuierlich gestiegen (siehe Tabelle 1). Zum 31.
Dezember 2015 waren insgesamt 193.438 Drittstaats-
angehdrige mit Ausreisepflicht im AZR registriert. Da-

runter waren 154.167 Personen mit Duldung. Zum 31.

Dezember 2020 betrug die Zahl der Drittstaatsange-
horigen mit Ausreisepflicht 270.877, wovon 234.666
eine Duldung hatten. Zum 31. Dezember 2020 hatten
etwa 13,4 % aller im AZR registrierten Drittstaatsan-
gehorigen mit Ausreisepflicht keine Duldung. Unter
dieser Gruppe sind vor allem Personen erfasst, deren

Ausreisefrist noch nicht abgelaufen ist und die in der
gesetzten Frist moglicherweise noch ausreisen wer-
den, sowie Personen, deren Abschiebung bevorsteht.
Da Personen, die im AZR als mit ,,Ausreisepflicht ohne
Duldung® registriert sind, teilweise ohne Kenntnis-
nahme der Auslanderbehérden aus Deutschland aus-
reisen, erscheinen diese Personen temporar — bis zur
Nacherfassung der Behérden — weiterhin im AZR, ob-
wohl sie tatsachlich nicht mehr in Deutschland aufhal-
tig sind.

Solange die Abschiebung aus tatsadchlichen oder recht-
lichen Griinden nicht méglich ist, erhalten Personen
eine Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG. Ta-
belle 2 zeigt, aus welchen tatsiachlichen oder recht-
lichen Griinden die Duldung jeweils ausgesprochen

Tabelle 1: Drittstaatsangehérige mit vollziehbarer Ausreisepflicht (2015-2020)

Stichtag Ausreisepflichtige mit Duldung Ausreisepflichtige ohne Duldung?

31.12.2015 154.167 39.271 193.438

31.12.2016 151.855 44.229 196.084

31.12.2017 164.974 52.382 217.356

31.12.2018 178.960 45.016 223.976

31.12.2019 201.324 38.391 239.715

31.12.2020 234.666 36.211 270.877
Quelle: AZR.

1) Umfasst vollziehbar Ausreisepflichtige, deren Ausreisefrist noch nicht abgelaufen ist, sowie Personen, deren Abschiebung bevorsteht. Auf-
grund von fehlenden oder ausstehenden (Nach-)Erfassungen kénnen darunter bereits ausgereiste Personen sein.
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wurde. Zum 31. Dezember 2019 waren beispielsweise
83.725 von 201.324 der bestehenden Duldungen auf-
grund fehlender Reisedokumente, 72.580 Duldungen
aus sonstigen Griinden und 15.400 Duldungen wegen
familidrer Bindungen in Deutschland erteilt worden.
Um die Duldungsgriinde besser auswerten zu kén-
nen und die hohe Anzahl der unspezifischen Angaben
von Duldungen aus sonstigen Griinden zu vermeiden,
wurden im Jahr 2019 im AZR mehrere Speicher-
sachverhalte mit weiteren Duldungsgriinden einge-
fiihrt (siehe ,Zweite Verordnung zur Anderung der
AZRG-Durchfithrungsverordnung?).

Der Anteil an Drittstaatsangehdrigen mit Duldung, die
weniger als ein Jahr in Deutschland leben, ist in den
Jahren 2015 und 2016 von 31,5 % auf 11,9 % stark ge-

12 Zweite Verordnung zur Anderung der AZRG-Durchfiihrungsver-
ordnung vom 11. Dezember 2018, BGBL 2018 I Nr. 45 S. 2424.
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sunken und blieb in den Folgejahren auf dem Niveau
von rund 10,2 bis 11,8 %. Im Jahr 2020 betragt der
Anteil nur noch 7,2 % (siehe Abbildung 1). Der Anteil
an Personen mit Duldung und einer Aufenthaltsdauer
von ein bis drei Jahren ist zundchst von 31,4 % im Jahr
2015 auf 45,4 % im Jahr 2016 angestiegen, sank je-
doch auf 19,7 % im Jahr 2020. Stark angestiegen ist
hingegen der Anteil an Personen mit Duldung, die seit
Uber drei Jahren in Deutschland leben: von 37,1 % in
2015, 42,6 % in 2016, 46,5 % in 2017, 64,2 % in 2018,
70,0 % in 2019 auf 72,9 % in 2020 (jeweils am 31. De-
zember). Es ist somit eine Verstetigung des Aufent-
halts von Personen mit Duldung in den letzten Jahren
zu beobachten, die insbesondere Personen betrifft, die
in den Jahren 2015 und 2016 im Zuge der Asylzuwan-
derung nach Deutschland kamen und nach negativem
Ausgang des Asylverfahrens eine Duldung erlangten.
So stieg in den letzten Jahren der Anteil an Perso-

Tabelle 2: Anzahl an Personen mit Duldung, bei denen die Riickfiihrung aus tatsiachlichen oder rechtlichen Griinden nicht

maoglich ist (2015-2019)

Griinde fiir Duldung nach § 60a
Abs. 2 Satz 1 AufenthG

31.12.2015 31.12.2016 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020

Fehlende Dokumente 36.511 39.970 65.170 74.450 83.725 86.646
Sonstige Griinde 93.540 90.570 71.205 72.530 72.580 75.809
Familidre Bindung 2.096 4.260 9.510 11.190 15.400 20.488
Medizinische Griinde 260 3.090 4.295 3.840 3.735 3.449
Konkrete bevorstehende MaRnahmen zur

Aufenthaltsbeendigung . ) ) ) 2.025 3.357
Asylfolgeantrag = = = = 2.065 2.920
Abschiebungshindernis nach § 60 Abs. 1-5, ~ B B B

7 AufenthG CED R
Unbegleitete Minderjahrige - - - - 485 849
Anordnung der aufschiebenden Wirkung ~ B B B

nach § 80 Abs. 5 VwGO 100 157
Stattgegebener Eilantrag = = = = 70 120
Fehlendes Einvernehmen der Staatsanwalt- B B B B 30 48
schaft oder Zeugenschutzdienststelle

Fehlendes Absehen von einer Strafvollstre- B B B B 15 78
ckung nach § 456a StPO

Ohne Angabe 2.444 1.510 785 360 265 282
Gesamt 134.851 139.400 150.965 162.370 181.330 196.758

Quelle: AZR, StBA.

Anmerkung: Zum 14. Mai 2019 wurden im AZR weitere Duldungsgriinde als Speichersachverhalte eingeftihrt, weshalb fir diese Kategorien in

den Jahren 2015 bis 2018 keine Zahlen vorliegen.
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nen mit abgelehntem Asylantrag!® unter den Personen
mit Ausreisepflicht insgesamt an (2017: 51,9 %; 2018:

55,9 %; 2019: 60,8 %; 2020: 65,3 %; Zahlen jeweils zum
31. Dezember des Jahres; Deutscher Bundestag 2018a:
34, 39; Deutscher Bundestag 2019b: 33, 41; Deutscher

Bundestag 2020a: 46; Deutscher Bundestag 2021a: 50).

Dies bedeutet nicht, dass diese Personen fiir die Ge-
samtdauer ihres Aufenthalts eine Duldung bzw. kei-
nen rechtmaRigen Aufenthaltsstatus hatten, da in den
vorliegenden Auswertungen nur der letzte AZR-Sta-
tus erfasst ist. Eine Person, die im Jahr 2015 eingereist
ist, einen Asylantrag gestellt hat und der nach Ableh-
nung des Asylantrags eine Duldung erteilt wurde, wird
beispielsweise zum 31. Dezember 2019 als geduldete
Person mit einer Aufenthaltsdauer von vier Jahren er-
fasst, auch wenn sie wahrend ihres Asylverfahrens
zundchst Giber eine Aufenthaltsgestattung verfiigte
(Deutscher Bundestag 2017a: 8; siehe auch Infokas-

13 Die im AZR gespeicherte Asylablehnung ist nicht zwingend fiir
die bestehende Ausreisepflicht ursachlich, da sie bereits langere
Zeit zuriickliegen kann (Deutscher Bundestag 2021a: 50).
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ten 1). Gerade in den letzten Jahren hat die Dauer der
Asylverfahren bis zur abschlieBenden verwaltungsge-
richtlichen Entscheidung in erheblichem Umfang zur
Gesamtdauer des Aufenthalts beigetragen. So erhéhte
sich die durchschnittliche Dauer der Asylverfahren bis
zur abschliefenden verwaltungsgerichtlichen Ent-
scheidung sukzessive von 13,2 Monaten im Jahr 2017
auf 17,6 Monate im Jahr 2018, 21,3 Monate im Jahr
2019 und 25,9 Monate im Jahr 2020 (BAMF 2018: 57;
BAMF 2019a: 61; BAMF 2020a: 61; Deutscher Bundes-
tag 2021b: 4).

2.3.2 Umfang der unerlaubt aufhiltigen
Personen ohne Behdordenkontakt

Wie bereits dargestellt, ldsst sich der Umfang der un-
erlaubt aufhaltigen Personen ohne Behordenkontakt
nicht verlasslich bestimmen. Dies betrifft sowohl Per-
sonen, die keinen giltigen Aufenthaltstitel mehr haben
und aufgrund dessen ,untergetaucht’ sind, als auch
Personen, die auf unerlaubtem Wege nach Deutsch-

Abbildung 1: Personen mit Duldung nach Aufenthaltsdauer seit der letzten Einreise (2015-2020)
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Quelle: Eigene Darstellung nach Daten des AZR.

3 bis unter 5 Jahre
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5 bis unter 8 Jahre 8 bis unter 10 Jahre H > 10 Jahre

Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf die Stichtage 31. Dezember 2015, 2016, 2017, 2018, 2019 und 2020. Es kénnen weder der Beginn
noch die Dauer der Ausreisepflicht automatisiert im AZR abgefragt werden, weshalb die Ausreisepflicht nur im Zusammenhang mit der gesam-
ten Aufenthaltsdauer in Deutschland (inklusive eventueller legaler Aufenthaltsstatus) angegeben werden kann (Deutscher Bundestag 2017a: 8).
Die Zahlen beziehen sich auf Drittstaatsangehorige.
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land eingereist sind und nicht erfasst wurden. Zu jenen
Personen, die nicht (mehr) im Behdrdenkontakt ste-
hen, liegen den Behorden nur wenige und oft indirekte
Informationen vor. Eine Anndherung an die tatsach-
liche Anzahl kann nur durch Schatzungen und Hoch-
rechnungen erfolgen (Grote 2015: 15ff). Dabei gibt es
verschiedene methodische Vorgehensweisen, die je
nach vorhandener Datenlage gewahlt werden kénnen:
die Multiplikatormethode, die Residualmethode, die
Demografische-Komponenten-Methode, die Regulari-
sierungsmethode und die Proportionalmethode (siehe
Infokasten 2; Vogel/ARner 2011: 11; Connor/Passel
2019: 20).

Eine Schatzung tber den Umfang der in Deutschland
unerlaubt aufhiltigen Drittstaatsangehdérigen (ohne
Personen mit Duldung) wurde vor mehreren Jahren
durch das CLANDESTINO-Projekt anhand der Mul-
tiplikatormethode vorgenommen (Vogel/Kovacheva
2008). Mit dem dort verwendeten Schatzverfahren
konnte so letztmalig fiir das Jahr 2014 die Anzahl der
unerlaubt aufhaltigen Drittstaatsangehérigen ohne
Behordenkontakt auf 180.000 bis 520.000 geschatzt
werden. Aufgrund der stark gestiegenen Anzahl an
Schutzsuchenden in Deutschland ab dem Jahr 2015
und den damit einhergegangenen gednderten be-
hordlichen Erfassungs- und Registrierungsmethoden
sowie moglichen Doppelerfassungen in den Statistiken
sahen sich die Forschenden seither nicht in der Lage,
ihre Schatzungen verlasslich fortzufiihren (Vogel 2016:
5ff.). Aufgrund der Untererfassungen von unerlaubt
aufhaltigen Personen in der Bevolkerungsstatistik und
Ubererfassungen im AZR konnten bisher nur unplau-
sible Ergebnisse generiert werden, weshalb weiterhin
keine verlasslichen Schatzungen méglich sind (Davell
2021).4

Eine aktuellere Untersuchung, die die Anzahl von un-
erlaubt aufhiltigen Personen (mit und ohne Behor-
denkontakt) in Europa in den Jahren 2014 bis 2017
anhand der Residualmethode schitzt, wurde im Jahr
2019 durch das US-amerikanische Pew Research Cen-
ter veroffentlicht. Der Studie zufolge sollen im Jahr
2017 schatzungsweise 1,0 bis 1,2 Millionen Menschen
in Deutschland ,unerlaubt aufhiltig gewesen sein
(Connor/Passel 2019). Diese Schitzzahlen sind jedoch
aus mehreren methodischen Griinden fehlerhaft, da

14 Im DeZIM wurde ein Forschungsprojekt zum Thema ,Schétz-
methoden und Surveyansatze zur Erforschung Irregulédrer Mi-
gration durchgefiihrt. Ziel war unter anderem eine verléssliche
Schatzmethode fiir die in Deutschland sich unerlaubt aufhalten-
de Bevolkerung zu finden. Aufgrund der Datenlage konnten kei-
ne Schéitzzahlen veréffentlicht werden (Projektlaufzeit 1.2.2019
bis 31.1.2021; Vortrag bei der Jahrestagung Illegalitat 2021).
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das Forschungsteam unter ,unerlaubtem Aufenthalt’
auch Personen fasst, die nach der deutschen Recht-
sprechung einen rechtmaRigen Aufenthaltsstatus
haben (beispielsweise Asylantragstellende, Personen,
die einen Antrag auf einen Aufenthaltstitel gestellt
haben, Personen mit befristetem Aufenthaltstitel, von
der Aufenthaltstitelpflicht befreite Personen wie z. B.
Diplomatinnen und Diplomaten). Abziiglich der Asyl-
antragstellenden betragen die Schatzzahlen zu uner-
laubt aufhaltigen Personen laut den Forschenden fiir
das Jahr 2014 300.000 bis 400.000 Personen, fiir das
Jahr 2015 200.000 bis 800.000 Personen, fir das Jahr
2016 500.000 bis 800.000 Personen und fiir das Jahr
2017 600.000 bis 700.000 Personen (Conner/Passel
2019: 44). Obwohl diese Zahlen - zumindest fiir das
Jahr 2014 - den Zahlen des CLANDESTINO-Projekts
dhneln, sind sie aufgrund schwerwiegender konzep-
tioneller und methodischer Fehler inkorrekt (Hosner
2020). Die verwendeten Datenquellen (Bevélkerungs-
statistik, AZR, Mikrozensus) eignen sich nicht fir die
Residualmethode, da die Daten nicht gleichermalRen
bereinigt sind und aus rechtlichen Griinden nicht har-
monisiert werden konnen. Damit die Residualmethode
funktioniert, miissten mehr auslidndische Personen in
der Bevdlkerungsstatistik registriert sein als im AZR.
Tatsachlich ist es aber so, dass im AZR deutlich mehr
auslandische Personen als in der Bevélkerungsstatis-
tik registriert sind, obwohl in der Bevélkerungsstatistik
alle Personen, unabhdngig von der Aufenthaltsdauer,
enthalten sind und im AZR hauptséchlich Personen
ab dreimonatigem Aufenthalt (Bevélkerungsstatistik
2017:9.679.000 Personen; AZR 2017: 10.623.940 Per-
sonen). Bereinigt man diese Fehler und wendet man
die Residualmethode in Deutschland an, kommt man
also sogar auf ein negatives Ergebnis von -196.000 un-
erlaubt aufhaltigen Personen ohne Behdrdenkontakt,
was noch einmal verdeutlicht, dass die Anwendung
dieser Methode im deutschen Kontext keinen Sinn er-
gibt (fur Details siehe Hosner 2020: 5).

Tatverdachtige eines unerlaubten Aufenthalts nach
der Polizeilichen Kriminalstatistik

WEeil es fiir die vergangenen Jahre keine verlasslichen
Schatzzahlen zur GroRe der unerlaubt aufhaltigen Be-
volkerung ohne Behérdenkontakt gibt, kdnnen Sta-
tistiken der Ordnungsbehdrden, beispielsweise der
Polizei, Informationen iiber diejenigen unerlaubt auf-
hiltigen Personen liefern, die den Behorden im Voll-
zug ihrer Aufgaben bekannt geworden sind. So werden
in der PKS auch Feststellungen wegen unerlaubten
Aufenthalts erfasst. Wie in Tabelle 3 zu sehen ist, ist
die Anzahl an Personen, die des unerlaubten Aufent-
halts verdachtigt werden, von 2015 bis 2018 stetig ge-
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Infokasten 2: Schitzmethoden zum Umfang unerlaubt aufhiltiger Personen
Multiplikatormethode

Bei dieser Methode, die im Rahmen des CLANDESTINO-Projekts fiir die Schatzung der unerlaubt aufhiltigen
Bevolkerung in Deutschland angewendet wurde, werden z. B. aus der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) die
Daten zu den Tatverdachtigen mit unerlaubtem Aufenthalt einerseits zur deutschen Bevélkerung (Obergrenze)
und andererseits zur auslandischen rechtmaRig aufhiltigen Bevolkerung (Untergrenze) ins Verhaltnis gesetzt.
Dann wird anhand einfacher Multiplikation mit der jeweiligen Bevolkerungsgruppe die GréRe der unerlaubten
Bevdlkerung geschatzt (Vogel/ARner 2011: 15ff.). Aufgrund von Problemen mit der Datenqualitat wurde diese
Schitzungsmethode von den Forschenden seit 2014 nicht wieder durchgefiihrt.

Residualmethode

Die Residualmethode folgt einer simplen Annahme. Die Anzahl der unerlaubt aufhaltigen Personen ist die
Differenz zwischen allen ausldandischen Staatsangehdérigen, die in einem Land aufhaltig sind, und der Anzahl
derer, die sich erlaubt mit einem Aufenthaltstitel im Land aufhalten. Wichtig ist dabei, dass fiir die Gesamt-
zahl der aufhiltigen ausldandischen Staatsangehérigen eine Datengrundlage verwendet wird, von der angenom-
men werden kann, dass sie auch unerlaubt aufhaltige Personen beinhaltet, so wie beispielsweise Bevolkerungs-
hochrechnungen (in Deutschland ware das die Bevolkerungsfortschreibung des Statistischen Bundesamts). Die
Anzahl der rechtmaRig aufhaltigen Personen wird dann aus Behdrdenregistern, beispielsweise dem AZR, ent-
nommen (Connor/Passel 2019: 22f.).

Wie die DeZIM-Reproduktion der Pew Research Centers-Schatzzahlen zeigt, ist diese Rechnung jedoch nicht
so einfach, wie sie auf den ersten Blick erscheint. Entgegen der Annahme des Forschungsteams des Pew Re-
search Centers konnen die deutschen Statistiken aufgrund der ungenligenden Datenqualitét nicht fir diese
Schatzmethode verwendet werden, da die Anzahl der im AZR registrierten auslandischen Staatsangehérigen
hoher ist als ihre Anzahl nach der Bevélkerungsfortschreibung und man deshalb keine schliissigen Erkenntnisse
tber den Umfang an unerlaubt aufhaltigen Personen ohne Behérdenkontakt gewinnen kann (Hosner 2020).

Demografische-Komponenten-Methode

Wenn aufgrund stark angestiegener Zuwanderung keine aktuellen verldsslichen Registerdaten und Bevdlke-
rungshochrechnungen zur Verfiigung stehen, kénnen als Alternative vergangene verldssliche Schatzzahlen
anhand verschiedener demografischer Techniken (Einwanderung, Auswanderung, Abschiebungen, Regulari-
sierungen, Sterbefalle und Geburten) auf die Folgejahre hochgerechnet werden, um aktuelle Schitzzahlen zu
erhalten (Connor/Passel 2019: 25).

Regularisierungsmethode

In Landern, in denen es unerlaubt aufhaltigen Personen systematisch ermdglicht wird, nach einer bestimmten
unerlaubten Aufenthaltsdauer einen Aufenthaltstitel zu beantragen, kann damit die Untergrenze an sich un-
erlaubt aufhaltenden Personen ohne Behérdenkontakt riickwirkend festgestellt werden (Connor/Passel 2019:
26). Da es in Deutschland fiir Personen, die sich ohne Behdrdenkontakt unerlaubt in Deutschland aufhalten,
keine direkten Moglichkeiten fiir eine Regularisierung des Aufenthalts gibt, kann diese Methode nicht ange-
wandt werden.

Proportionalmethode

Bei dieser Methode wird das Verhaltnis von unerlaubt aufhaltigen Drittstaatsangehorigen zu rechtmaRig auf-
haltigen Drittstaatsangehorigen in anderen Landern, die dhnliche Migrationsmuster aufzeigen und fir die
Schitzzahlen verfligbar sind, auf das Land (ibertragen, fir das die Zahlen geschatzt werden sollen. Diese Me-
thode wird angewandt, wenn aus Datengriinden keine anderen Methoden angewandt werden kénnen (Con-
nor/Passel 2019: 27).
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sunken, im Jahr 2019 gering angestiegen und im Jahr
2020 um 15,4 % gesunken. Dabei ist jedoch festzustel-
len, dass die PKS eine Ausgangsstatistik ist, in der nur
die der Polizei bekannt gewordenen und von ihr bear-
beiteten Straftaten abgebildet sind, die bei Abgabe an
die Staatsanwaltschaft statistisch erfasst werden. Da
sie erst zum Abschluss der polizeilichen Ermittlungen
eingetragen werden, kénnen auch Straftaten erfasst
werden, die schon vor dem jeweiligen Berichtsjahr be-
gangen wurden. Weiterhin ist zu beachten, dass in den
Statistiken neben anderen unerlaubt aufhiltigen Per-
sonen ebenfalls unerlaubte Einreisen von aufgegrif-
fenen Personen erfasst sind, die in Deutschland um
Asyl ersuchen (BMI/BAMF 2020: 189f.). Diese Verfah-
ren werden jedoch wegen des Bestrafungsverbots der
Genfer Fliichtlingskonvention (GFK)™ eingestellt (Art.
31 Abs. 1 GFK) und die Antragstellenden erhalten fir
die Dauer des Asylverfahrens eine Aufenthaltsgestat-
tung (siehe auch Kapitel 2.2).

Untergetauchte

Fir eine Anndherung der Entwicklung der unerlaubt
aufhiltigen Bevolkerung, die untergetaucht ist, wird
hadufig der AZR-Speichersachverhalt ,Fortzug nach un-
bekannt‘ verwendet. Jedoch eignen sich diese Zahlen
nicht zur Beantwortung der Fragestellungen der vor-
liegenden Studie, da darunter alle im AZR gespeicherte
ausldndische Staatsangehérige fallen, deren Aufenthalt
ab einem bestimmten Zeitpunkt den Behdrden nicht
mehr bekannt und wo eine Kontaktaufnahme geschei-
tert war. ,,Aus den Daten des AZR geht nicht hervor, ob
die Personen, die einen Aufenthaltstitel besaRen und
nach unbekannt verzogen waren, kurz vor einem Ent-
zug oder Auslaufen ihres Aufenthaltstitels standen, so
dass keine Aussage getroffen werden kann, ob ein be-
vorstehender Verlust des Aufenthaltstitels zum Unter-
tauchen oder Fortzug ohne Abmeldung gefiihrt hat.”
(Grote 2015: 16)

15 Abkommen Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge vom 22. Ap-
ril 1954.
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2.3.3 Umfang der erteilten
Aufenthaltserlaubnisse

Das deutsche Aufenthaltsrecht erdffnet einem einge-
schrankten Kreis der unerlaubt aufhaltigen Personen
Moglichkeiten eines rechtmaRigen Aufenthalts. Zen-
trale Voraussetzung fiir die Erteilung eines solchen
Aufenthaltstitels ist, dass diese Personen Beh6rden
bekannt sind und beispielsweise eine Duldung besit-
zen (siehe Kapitel 4.2). Unerlaubt aufhaltigen Personen
ohne Behordenkontakt stehen hingegen grundséatz-
lich keine Optionen zur Verfiigung, einen rechtmafi-
gen Aufenthalt in Deutschland zu erlangen. Wie Ta-
belle 4 zu entnehmen ist, verfligten am 31. Dezember
2020 insgesamt 102.385 ehemals unerlaubt aufhiltige
Personen tiber eine Aufenthaltserlaubnis. Der Grof3-
teil der Aufenthaltstitel wurde aus humanitéren Griin-
den erteilt (§§ 25 Abs. 4 und 5, 23a AufenthG: 80.981
Personen). Darauf folgen als zweitgréRte Gruppe, aber
in weitaus geringerem Umfang, unerlaubt aufhaltige
Personen, die aufgrund erbrachter Integrationsleistun-
gen einen Aufenthaltstitel erhalten haben (§§ 25a, 25b
AufenthG: 17.815 Personen). Weitaus weniger Aufent-
haltserlaubnisse betreffen qualifizierte Personen mit
Duldung zum Zweck der Beschaftigung (§ 19d Auf-
enthG: 2.930). Zuletzt sind die Aufenthaltstitel basie-
rend auf der im Jahr 2007 eingefiihrten Altfallregelung
zum Stichtag am 1. Juli 2007 zu benennen (§ 104a Auf-
enthG: 659). Die genannten Aufenthaltserlaubnisse be-
rechtigen zur Aufnahme einer Beschiftigung. Lediglich
im Fall von § 25 Abs. 4 AufenthG bedarf es dazu einer
gesonderten behérdlichen Erlaubnis (siehe Kapitel 4.3)

2.4 Politische und offentliche
Debatten

Anfang der 2000er-Jahre wurde das Thema ,uner-
laubte Einreise und Aufenthalt| das zuvor eher wenig
Beachtung fand, Teil der politischen und 6ffentlichen

Tabelle 3: Nicht-deutsche Tatverdichtige eines unerlaubten Aufenthalts in der PKS (2015-2020)

Unerlaubter Aufenthalt § 95 Abs. 1

Nr.1 und 2, Abs. 2 Nr. 1b AufenthG 228427

217.683

110.951 98.458 98.970 83.726

Quelle: PKS.

Anmerkung: GemaR der PKS ist jede Person tatverdachtig, die nach dem polizeilichen Ermittlungsergebnis aufgrund zureichender tatsachlicher
Anhaltspunkte verdichtig ist, eine rechtswidrige (Straf-)Tat begangen zu haben. Dazu zihlen auch Mittaterinnen und Mittéter, Anstifterinnen

und Anstifter und Gehilfinnen und Gehilfen.
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Tabelle 4: Anzahl an ehemals unerlaubt aufhiltigen Personen mit Aufenthaltstitel

Aufenthaltstitel 31.12.2015 | 31.12.2016 | 31.12.2017 | 31.12.2018 | 31.12.2019 | 31.12.2020

Aufenthalt aus humanitiren Griinden (§§ 25 Abs. 4 und 5, 23a AufenthG)

Voriibergehende Aufenthaltserlaubnis aus dringenden

humanitaren oder persénlichen Griinden (§ 25 Abs. 4 13.831 13.525 12.406 11.744 10.818 9.053
Satz 1 AufenthG)

gt T e wes o7 G oon s
gh”e?tzsgrlécnh deeﬁ‘zgrgsi\gissti\tj?::tl:gf“ oder rechtli- 49.297 49.407 51.055 53.219 55.527 53.584
Hirtefallaufnahme durch Linder (§ 23a AufenthG) 6.135 6.240 6.941 8.065 8.717 8.902
Zwischensumme 79.761 79.601 80.479 83.196 85.104 80.981
Aufenthaltsgewihrung bei Integration (§§ 25a, 25b AufenthG)

Jugendliche/Heranwachsende 3.333 3.870 4.239 4.817 6.464 9.247
Deren Ehe-/Lebenspartnerin bzw. -partner = 5 6 20 19 21
Deren minderjéhriges lediges Kind = 16 35 59 80 115
Deren Eltern 503 559 581 649 894 1.224
Deren Geschwister 316 341 354 376 430 557
Erwachsene = 792 1.780 2.623 3.594 4.449
Deren Ehe-/Lebenspartnerin bzw. -partner = 97 166 260 348 475
Deren minderjéhriges lediges Kind = 195 502 790 1.222 1.727
Zwischensumme 4.152 5.875 7.663 9.594 13.051 17.815
Aufenthaltserlaubnis fiir qualifizierte Personen mit Duldung zum Zweck der Beschiftigung (§ 19d AufenthG*))

Qualifizierte Geduldete mit Abschluss in Deutschland 119 129 168 379 1.003 2.218
Anerkannter oder vergleichbarer auslandischer Hoch-

schulabschluss, seit zwei Jahren ununterbrochen 11 12 10 14 64 40
beschaftigt

Shuear:lgzzrrtlgflt:?gihkraft, seit drei Jahren ununterbro- 21 23 17 16 34 59
dQl:J:;:IleIJE[!;tanEdUldEte im Anschluss an eine Ausbil- } ) ) ) 176 613
Zwischensumme 151 164 195 409 1.277 2.930
Altfallregelung (§§ 104a, 23 Abs. 1i. V. m. 104a Abs. 2 Satz 2 AufenthG)

Aufenthaltserlaubnis auf Probe 80 61 50 40 32 42
C:;Z:tst?—]ltii:l:[ltjfnis bei eigenstandiger Sicherung des 1299 1137 957 77 680 508
glﬂstl;eggelung fur volljahrige Kinder von Personen mit 47 39 33 % 23 15
Altfallregelung fiir unbegleitete Minderjahrige 10 8 9 2 3 4
Zwischensumme 1.436 1.245 1.049 839 738 659
Insgesamt 85.500 86.885 89.386 94.038 100.170 102.385

Quelle: AZR; eigene Berechnung.
*) Ehemals § 18a AufenthG.
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Debatte (Sinn et al. 2006). Dabei zielten die Diskussio-
nen primar auf die Gruppe unerlaubt aufhaltiger Per-
sonen ohne Behdrdenkontakt (Sinn et al. 2006: 30).
Das Interesse an dem Thema flachte gegen Ende der
2000er-Jahre jedoch deutlich ab und spielte eine Zeit
lang eine lediglich untergeordnete Rolle in den Debat-
ten Uber Migration. Vor dem Hintergrund des starken
Anstiegs der Asylantragszahlen im Herbst 2015 und im
Zuge der Diskussion um die Riickkehr von Personen
mit abgelehntem Asylantrag in ihre Herkunftslander
hat das Thema unerlaubter Aufenthalt zuletzt erneut
an Brisanz gewonnen (Hanewinkel/Oltmer 2017). So
riickte der Umgang mit Personen, die einer Ausreise-
pflicht unterliegen, in den Fokus, wobei es primar um
unerlaubt aufhaltige Personen mit Behordenkontakt

ging.

Wie bereits verschiedene Studien zum Thema uner-
laubter Aufenthalt herausgearbeitet haben, existieren
mehrere Perspektiven auf das Thema, die sich auch in
den jiingeren 6ffentlichen und politischen Debatten
wiederfinden. Im &ffentlich-politischen Diskurs wur-
den und werden unerlaubte Einreise und unerlaub-
ter Aufenthalt meist stark mit Fragen der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung verkniipft. Die ordnungs-
rechtliche Sichtweise, die vom BMI und den Innenmi-
nisterien der Lander vertreten wird, betont, dass die
Bestimmungen zur Regulierung der Einreise und Auf-
enthalte von Personen ausldndischer Staatsangehorig-
keit durchzusetzen sind. Dieser Perspektive steht eine
menschenrechtliche Sichtweise gegeniiber. Sie wird
primdr von zivilgesellschaftlichen Organisationen und
Institutionen (Kirchen, Wohlfahrtsverbianden, Unter-
stiitzerorganisationen) vertreten. Diese weisen darauf
hin, dass Menschenrechte unabhéngig vom Aufent-
haltsstatus Glltigkeit haben (Vogel/Cyrus 2018; Cyrus
2013). Neben diesen Grundsatzstandpunkten existie-
ren pragmatische Ansdtze zum Thema unerlaubter
Aufenthalt, die sich insbesondere in den Kommunen
zeigen (Schneider 2012: 27f.; Sinn et al. 2006: 32; Cyrus
2004: 40ff.). So er6ffnen Kommunen und Gemein-
den haufig situativ Zugange zu sozialen Leistungen im
Falle von humanitaren und gesundheitlichen Problem-
lagen und Risiken.

2.4.1 Debatten zu unerlaubt aufhiltigen
Personen mit Behérdenkontakt

Die Debatten zu unerlaubt aufhiltigen Personen mit
Behordenkontakt verliefen in den letzten Jahren grob
in zwei Richtungen: Einerseits sind die Debatten von
der Frage gepragt, wie Riickfiihrungen von Personen

Rechtliche und politische Rahmenbedingungen

mit vollziehbarer Ausreisepflicht vereinfacht und so
unerlaubte Aufenthalte von Personen mit abgelehn-
tem Asylantrag konsequent beendet werden kénnen.
Andererseits beziehen sich die Debatten auf Mdglich-
keiten, wie sich unerlaubt aufhaltige Personen, die
nicht riickkehren bzw. riickgefiihrt werden kénnen,
,integrieren‘ lassen. So werden vor dem Hintergrund
eines Fachkraftemangels Diskussionen (iber die Vor-
und Nachteile eines sogenannten ,Spurwechsels’ ge-
fuhrt (siehe Kapitel 2.3.3, 3.3 und 4.3). Ergebnis dieser
scheinbar gegensatzlichen Debatten waren verschie-
dene Gesetzesdanderungen, die sowohl sukzessive das
Asyl- und Aufenthaltsrecht verscharften als auch Er-
leichterungen fir langer in Deutschland unerlaubt auf-
hiltige Personen umsetzten.

Bereits in den Debatten zu dem im August 2015 in
Kraft getretenen ,Gesetz zur Neubestimmung des Blei-
berechts und der Aufenthaltsbeendigung™® wurden
diese beiden Ziele deutlich. Das Gesetz ermdglicht
zum einen, dass diejenigen, denen kein Aufenthalts-
recht zusteht und die vollziehbar ausreisepflichtig sind,
schneller zuriickgefiihrt werden kénnen. Zum anderen
sollten mit einer stichtagsunabhangigen Bleiberechts-
regelung die Rechte von sogenannten Langzeitgedul-
deten gestarkt werden, die zwar keinen rechtmaRigen
Aufenthalt besitzen, jedoch Integrationsleistungen
erbracht haben oder schutzbediirftig sind (Deutscher
Bundestag 2015a: 1). Der damalige Bundesminister
des Innern Thomas de Maiziére fasste die ,zwei Bot-
schaften” des Gesetzes so zusammen: ,,Gut integrierte
Auslander erhalten ein dauerhaftes Bleiberecht. [...]
Das ist die eine Seite der Medaille. Die andere Seite
der Medaille ist: Nicht schutzbediirftige Auslander
missen schneller in ihre Heimatldnder zuriickkeh-
ren. Beides gehdrt zusammen*“ (Deutscher Bundestag
2015b: 11154). Der Fokus der Parlamentsdebatten zu
dem Gesetz richtete sich dabei darauf, wie unerlaubter
Aufenthalt in Deutschland entweder durch Rickkehr
oder durch Integration und Erteilung von Aufenthalts-
erlaubnissen maglichst reduziert bzw. beendet werden
konnte.

Noch im selben Jahr folgten zahlreiche weitere An-
derungen des Asyl- und Aufenthaltsrechts, die auch
unerlaubt aufhaltige Personen betrafen: So trat im
Oktober 2015 das sogenannte Asylpaket I (,Asylver-
fahrensbeschleunigungsgesetz’) in Kraft sowie kurz
darauf das Asylpaket II (,Gesetz zur Einflihrung be-

16 Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufent-
haltsbeendigung vom 27. Juli 2015, BGBL. I vom 31. Juli 2015.

17 Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20. Oktober 2015,
BGBL. I vom 23. Oktober 2015.
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schleunigter Asylverfahren). Ziele der Gesetzespa-
kete waren, die Asylverfahren zu beschleunigen, die
Ruckfiihrungen von Personen mit vollziehbarer Ausrei-
sepflicht zu vereinfachen und Fehlanreize zu beseiti-
gen, die zu einem weiteren Anstieg von Asylantragen
von Personen mit geringer Chance auf einen Schutz-
status fithren kénnten (Deutscher Bundestag 2015c:
25). Opposition, Zivilgesellschaft und Verbande du-
Rerten scharfe Kritik an den angedachten Leistungs-
kirzungen. Kritik wurde zudem an dem verlidngerten
Verbleib unter anderem von Gefliichteten aus siche-
ren Herkunftsstaaten in den Aufnahmeeinrichtun-
gen der Lander geduRert. Weiterhin monierten zivil-
gesellschaftliche und kirchliche Organisationen wie
der Deutsche Caritasverband den erschwerten Zu-
gang zum Arbeitsmarkt und zu Bildung fiir Geduldete
(Deutscher Caritasverband 2015).

Gleichzeitig zu diesen Verscharfungen verabschiedete
die Bundesregierung im Mai 2016 das Integrationsge-
setz?, welches u. a. regelt, dass abgelehnten Asylsu-
chenden oder geduldeten Auszubildenden eine Dul-
dung fiir die Gesamtdauer der Berufsausbildung sowie
ein halbes Jahr fiir den anschlieRenden Berufseinstieg
gewahrt werden kann, um ihnen und den Ausbildungs-
betrieben mehr Rechtssicherheit zu geben (Bundesre-
gierung 2015). Damit ging der Gesetzgeber auf die Ar-
gumente der Unternehmer ein, welche den Verlust von
guten Arbeitskraften beklagten, wenn deren Duldung
nicht verlangert werde (Parusel 2018: 1).

Der im Dezember 2016 veriibte Terroranschlag auf den
Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz in Berlin riickte
die Debatte um die 6ffentliche Sicherheit starker in
den Vordergrund (BMI 2018). Insbesondere der Um-
stand, dass der Attentdter ausreisepflichtig war, unter
unterschiedlichen Identitaiten mehrere Asylgesuche
gedullert hatte und aufgrund fehlender Papiere nicht

18 Gesetz zur Einfuihrung beschleunigter Asylverfahren vom 11.
Maérz 2016, BGBL. I vom 16. Marz 2016.

19 Das Gesetz definiert solche Lander als ,sichere Herkunftsstaa-
ten’, von denen ,aufgrund des demokratischen Systems und der
allgemeinen politischen Lage davon ausgegangen werden kann,
dass dort generell keine staatliche Verfolgung zu befirchten ist
und dass der jeweilige Staat grundsétzlich vor nichtstaatlicher
Verfolgung schiitzen kann. Schutz vor nichtstaatlicher Verfol-
gung bedeutet zum Beispiel, dass Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften zum Schutz der Bevolkerung existieren und diese auch
zugénglich gemacht und angewendet werden. In Bezug auf
sichere Herkunftsstaaten gilt die Regelvermutung, dass keine
Verfolgungsgefahr vorliegt. [...] In Deutschland gelten derzeit
folgende Lander als sichere Herkunftsstaaten: die Mitgliedstaa-
ten der Europdischen Union, Albanien, Bosnien und Herzegowi-
na, Ghana, Kosovo, Nordmazedonien, ehemalige jugoslawische
Republik, Montenegro, Senegal, Serbien“ (BAMF 2019b).

20 Integrationsgesetz vom 31.Juli 2016, BGBL. I vom 5. Au-
gust 2016.
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in sein Herkunftsland abgeschoben werden konnte,
fihrte dazu, dass in den Debatten ein Zusammen-
hang zwischen den Themen Terrorismusgefahr und
unerlaubt aufhaltigen Personen sowie ihrer Abschie-
bung hergestellt wurde (Hanewinkel/Oltmer 2017).
Als Konsequenz wurden MaRnahmen zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht beschlossen (Deut-
scher Bundestag 2017b).2* Unter anderem wurden die
Lander ,gesetzlich ermachtigt, die Verpflichtung fir
Asylsuchende ohne Bleibeperspektive, in Aufnahme-
einrichtungen zu wohnen, zu verlangern“ (BMI 2017:
1). Vor diesem Hintergrund forderten die Kommunen,
dass diese Gruppe erst gar nicht auf die Stiadte und
Gemeinden verteilt werden sollte. Sie pladierten daher
fur die Schaffung von zentralen Ausreiseeinrichtungen
in allen Bundeslandern beziehungsweise die Riickfiih-
rung von ausreisepflichtigen Personen direkt aus den
Aufnahmeeinrichtungen der Lander (DStGB 2017; Ka-
pitel 3.7.1).

Im Rahmen des im Jahr 2018 geschlossenen Koaliti-
onsvertrages einigte sich die Regierungskoalition aus
CDU/CSU und SPD im Hinblick auf unerlaubt aufhal-
tige Personen unter anderem auf zusatzliche MaR-
nahmen zur Férderung freiwilliger Riickkehr sowie
skonsequente Abschiebung von vollziehbar Ausrei-
sepflichtigen“ (CDU/CSU/SPD 2018: 16). AuRerdem
einigte man sich nach dem Grundsatz ,Fordern und
Fordern® auf ,Verbesserungen und Vereinfachungen
fur den Aufenthalt” sowie ,bei der Ausbildung und Ar-
beitsmarktintegration fiir langjdhrig Geduldete®, die
,8ut integriert‘ sind (CDU/CSU/SPD 2018: 16; 106ff.).

In der Folge legte die grolle Koalition im Jahr 2019
ein umfangreiches Migrationspaket vor, darunter das
Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Aus-
reisepflicht — das sogenannte Geordnete-Riickkehr-
Gesetz?? - sowie die Anderung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes (AsylbLG)?. Unter anderem beinhalten
diese gesetzlichen Regelungen Sanktionen fiir Perso-
nen ungeklarter Identitdt mit Duldung wie beispiels-
weise ein Erwerbstétigkeitsverbot sowie eine Wohn-
sitzauflage. AuRerdem wurden durch eine Anderung
des AsylbLG Leistungskiirzungen fiir einzelne Tatbe-
stinde eingeflhrt (siehe Kapitel 4.1.). In der Debatte
betonte der fiir Innenpolitik zustidndige stellvertre-
tende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion Thorsten
Frei, dass unerlaubter Aufenthalt mit dem Paket deut-

21 Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 20.
Juli 2017, BGBL. I vom 28. Juli 2017.

22 Zweites Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht,
vom 15. August 2019, BGBL. I vom 20. August 2019.

23 Drittes Gesetz zur Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes
vom 13. August 2019, BGBL. I vom 20. August 2019.
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lich eingedammt wiirde. ,,Zur Durchsetzung der Aus-
reisepflicht werde durch die neue und sanktionsbe-
wahrte ,Duldung mit ungeklarter Identitat’ der Druck
auf Tauscher und Mitwirkungsverweigerer erhght”
(Zeit Online 2019: 1). Oppositionsparteien und zivilge-
sellschaftliche Organisationen kritisierten die getrof-
fenen Regelungen. Das Deutsche Institut fiir Men-
schenrechte bemangelte, dass damit ,,weitreichende
Einschnitte in die Grund- und Menschenrechte von
Gefliichteten und Migranten“ einhergingen (Deutsches
Institut fir Menschenrechte 2019: 1). Der Bundes-
minister des Innern, fiir Bau und Heimat, Horst See-
hofer, verteidigte das Gesetz damit, dass Menschen
ohne Bleiberecht das Land verlassen mssten. ,,Einer
Pflicht zur Ausreise muss auch eine tatsachliche Aus-
reise folgen®, so Seehofer. Die Regierungskoalition
wolle verhindern, ,dass Personen wédhrend oder nach
einem Asylverfahren untertauchen oder ihre wahre
Identitat verschleiern“ (Deutscher Bundestag 2019c:
12874). Auch der Deutsche Stidte- und Gemeinde-
bund begriiRte das Gesetz, das den Landern zusatzli-
che Moglichkeiten gebe, die Riickfiihrung durchzuset-
zen (DStGB 2019). Personen ohne Bleiberecht missten
konsequent abgeschoben werden, da nur so eine ge-
samtgesellschaftliche Akzeptanz fiir die Integration
hergestellt werden kénne und die Unterbringung die-
ser Personen ,.erhebliche finanzielle und personelle
Mehrbelastungen® mit sich brachte (DStGB 2019).

Weiterhin wurde 2019 diskutiert, wie die Rechtsstel-
lung derjenigen gestarkt werden konnte, die auch
ohne einen rechtmaRigen Aufenthalt anerkennens-
werte Integrationsleistungen erbracht haben oder be-
sonders schutzbediirftig sind. Vor diesem Hintergrund
wurde 2019 das ,Gesetz tiber Duldung bei Ausbildung
und Beschaftigung? verabschiedet, das darauf abzielt,
bei langfristigen Duldungen fiir bestimmte Gruppen
auslandischer Staatsangehoriger einen rechtssicheren
Aufenthalt zu ermdéglichen ,,und eine Bleibeperspek-
tive auf{zu]zeigen® (siehe Kapitel 4.2). Im Zusammen-
hang mit der Beratung im Ausschuss fiir Inneres und
Heimat iber den Gesetzesentwurf nahm die Frak-
tion CDU/CSU wie folgt Stellung: Mit dem Gesetz
schaffe man ,auf der einen Seite eine Bleibeperspek-
tive fir Personen, die wahrend der Fliichtlingskrise
nach Deutschland gekommen und besonders gut inte-
griert seien und komme auf der anderen Seite Hand-
werksbetrieben und Unternehmen entgegen, die sich
in dieser Zeit ganz besonders engagiert hatten, indem
sie entsprechende [Mitarbeiterinnen und] Mitarbeiter
eingestellt hatten“ (Deutscher Bundestag 2019d: 13).

24 Gesetz tiber Duldung bei Ausbildung und Beschéftigung vom 8.
Juli 2019, BGBL. I vom 15. Juli 2019.
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Der Gesetzentwurf der Bundesregierung weist wei-
terhin darauf hin, dass die Regelung ,,mit ihrer Anreiz-
wirkung® dazu beitrage, dass Schutzsuchende ihren
Lebensunterhalt eigenstandig bestreiten und dadurch
die Lander und Kommunen finanziell entlastet werden
wiirden (Deutscher Bundestag 2019e: 2). Der Deut-
sche Stadte- und Gemeindebund betonte, ,dass man
den vielen Menschen, die derzeit nicht zuriickgefiihrt
werden kénnten, eine Perspektive eréffnen misse”
(Deutscher Bundestag 2019f: 1). Wiirde man ihnen die
Integration in den Arbeitsmarkt verwehren, wiirden sie
weiterhin von Sozialleistungen abhéangig sein (Deut-
scher Bundestag 2019f). Da die Realitét zeige, dass
trotz Ausreisepflicht ,viele Geduldete aus unterschied-
lichen Griinden langfristig in Deutschland” leben, sei
der Zugang zu alltagsstrukturierenden Angeboten bzw.
ein reguldrer Zugang zu Bildung und Beschaftigung
notwendig, um das Zusammenleben zu ermdglichen
und den ,gesellschaftlichen Frieden zu sichern“ (Deut-
scher Stadtetag 2020: 6). Aus der Zivilgesellschaft und
von Verbdanden kam jedoch dahingehend Kritik an den
neuen Regelungen auf, dass die Voraussetzungen fir
die Erteilung einer Ausbildungs- oder Beschiftigungs-
duldung so hoch seien, dass sie in der Praxis nur wenig
zum Zuge kommen wiirden (z. B. Der Paritatische Ge-
samtverband 2019).

2.4.2 Debatten zu unerlaubt aufhiltigen
Personen ohne Behordenkontakt

Wie dargelegt fokussierten die Debatten der letz-

ten Jahre meist auf unerlaubt aufhiltige Personen mit
Behordenkontakt. Dennoch gab es einige Medienbe-
richte tber die Lage von unerlaubt aufhiltigen Perso-
nen, die nicht im Kontakt mit den Beho6rden stehen.
Diese Berichterstattung drehte sich primar um den
Gesundheitszustand sowie die Gesundheitsversorgung
von unerlaubt aufhaltigen Personen ohne Behorden-
kontakt (u. a. Grunau 2020; Bass 2019; Riffer 2019).
Ein zentraler Diskussionspunkt war dabei, dass auch
diese Personen ein Recht auf Zugang zu kostenloser
medizinischer Versorgung im Notfall haben, sie dies
in der Praxis jedoch aus Sorge vor Aufdeckung durch
bestehende Ubermittlungspflichten (§ 87 AufenthG)
kaum in Anspruch nehmen. Dies wird als Hiirde beim
Zugang zur kostenlosen medizinischen Versorgung
kritisiert, beispielsweise durch die Bundesarbeits-
gruppe Gesundheit/Illegalitat, ein Zusammenschluss
von unter anderem zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen und Menschenrechtsorganisationen, in ihrem
Forderungspapier zur Notfallhilfe im Krankenhaus fiir
unerlaubt aufhaltige Personen (BAG Gesundheit/Ille-
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galitat 2019). Wahrend Kirchen, Wohlfahrtsverbiande
und Unterstiitzungsorganisationen hier einen Hand-
lungsbedarf sahen, hat die Bundesregierung in Bezug
auf die Notfallhilfe betont, dass die Regelungen des
Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) zu den Ge-
sundheitsleistungen (§§ 4 und 6 AsylbLG) eine ,,an-
gemessene gesundheitliche Versorgung auch dieses
Personenkreises® erlaube und dieser ,,Leistungsan-
spruch auf Gesundheitsleistungen nach den §§ 4 und
6 AsylbLG [...] unabhangig davon [sei], ob ein Leis-
tungsberechtigter im Bundesgebiet iiber giltige Pa-
piere verfligt“ (Deutscher Bundestag 2018b: 3). Die
Bundesregierung betonte weiter, dass Ubermittlungs-
pflichten fur 6ffentliche Stellen ,.erforderlich [seien],
weil sich im Bundesgebiet aufhaltende Personen ohne
Aufenthaltstitel oder Duldung und ohne Kenntnis der
Behorden ansonsten dem rechtsstaatlichen Verwal-

25

tungshandeln der mit der Durchfiihrung des Aufent-
haltsgesetzes betrauten Behdrden entziehen kénnten®
(Deutscher Bundestag 2018b: 4). Ein Teil der Diskus-
sion, z. B. vertreten durch die Oppositionsparteien Die
Linke und Biindnis 90/Die Griinen, drehte sich um die
flachendeckende Einfiihrung eines anonymisierten
Krankenscheins, wie es ihn bereits auf lokaler Ebene
vereinzelt gibt. So haben einzelne Lander wie Nie-
dersachsen, Thiringen und Berlin? einen ,Anonymen
Krankenschein® eingefiihrt bzw. erprobt, was jedoch
regional und bundesweit kontrovers diskutiert wurde
(Kapitel 3.2 und 5.1.3). Die Bundesregierung verwies
in diesem Zusammenhang lediglich darauf, dass die
konkrete Ausgestaltung der als ausreichend angese-
henen bestehenden Regelungen des AsylbLG in die
Verantwortung der Lander falle (Deutscher Bundestag
20218b: 6).

25 ,Anonyme Krankenscheine‘ wurden bereits in Niedersachsen,
Thiringen sowie Berlin umgesetzt, wihrend sich die Ldnder
Rheinland-Pfalz, Hessen und die Stadt Bonn noch in der Ver-
handlungsphase befinden (siehe Kapitel 3.2).
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Situation von unerlaubt aufhdltigen Personen

3  Situation von unerlaubt aufhiltigen

Personen

Aufgrund verfassungsrechtlicher Grundsatze haben
alle in Deutschland aufhéltigen Personen, unabhan-
gig von ihrem Aufenthaltsstatus, Zugang zu grundle-
genden Rechten und somit auch einen Anspruch auf
staatliche Leistungen. Die staatliche Leistungserbrin-
gung setzt jedoch voraus, dass die unerlaubt aufhalti-
gen Personen den Kontakt zu bestimmten Behorden
aufnehmen bzw. halten.

Unerlaubt aufhaltige Personen (bspw. Personen mit
einer Duldung), haben i. d. R. Anspruch auf staatliche
Leistungen nach dem AsylbLG.?* Die Leistungen nach
dem AsylbLG umfassen insbesondere die Unterbrin-
gung, Gesundheitsversorgung sowie Leistungen zur
Deckung des notwendigen Bedarfs und des notwen-
digen personlichen Bedarfs. Zudem kann unerlaubt
aufhaltigen Personen mit einer Duldung unter Um-
stdnden auch die Erlaubnis zur Ausiibung einer Be-
schaftigung erteilt werden. Unerlaubt aufhiltigen Per-
sonen, die untergetaucht sind, oder Personen, die sich
ohne jede Kenntnis der Behérden ohne Aufenthalts-
recht in Deutschland aufhalten, haben zwar Anspruch
auf die genannten staatlichen Leistungen, miissen

zur Inanspruchnahme jedoch Kontakt zu den Behor-
den aufnehmen. Ohne Behoérdenkontakt kann de facto
von den staatlichen Leistungen also nur die medizini-
sche Notfallversorgung in Anspruch genommen wer-
den. Eine selbstfinanzierte Inanspruchnahme von Ge-
sundheitsleistungen ohne Behérdenkontakt ist jedoch
moglich. Dariiber hinaus gewahren nichtstaatliche Ak-
teure Personen ohne Behoérdenkontakt Unterstiitzung,
auf die im Weiteren exemplarisch eingegangen wird
(siehe Kapitel 3.2). Inwiefern dadurch der Straftatbe-
stand der Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt (§ 95
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG i. V. m. § 27 StGB) erfuillt ist, ist
jeweils im Einzelfall zu bewerten (siehe u. a. BGH, Be-
schluss vom 2. September 2009; Kretschmer 2013;

26 Davon ausgenommen sind vollziehbar ausreisepflichtige Per-
sonen, denen bereits von einem anderen Mitgliedstaat der
Europdischen Union oder von einem am Verteilmechanismus
teilnehmenden Drittstaat internationaler Schutz gewéhrt wor-
den ist, wenn der internationale Schutz fortbesteht. Bei Hilfe-
bedirftigkeit wird ihnen bis zur Ausreise, jedoch ldngstens fir
einen Zeitraum von zwei Wochen, einmalig innerhalb von zwei
Jahren nur eingeschrinkte Hilfe gewihrt (sog. Uberbriickungs-
leistungen).

OLG Hamm, Beschluss vom 1. Juni 2010).#” Unabhin-
gig vom Kontakt mit den Behdrden haben unerlaubt
aufhaltige Kinder ein Recht auf Bildung.

3.1 Unterbringung und
Versorgung von Personen
mit Behordenkontakt

Bevor Leistungen nach dem AsylbLG gewahrt werden,
prifen die zustindigen Behorden, ob die betroffenen
Personen leistungsberechtigt sind. Dabei priifen sie in
Zusammenarbeit mit den Ausldnderbehdrden die auf-
enthaltsrechtliche Situation und fragen die Bediirf-
tigkeit ab (§§ 1 und 7 AsylbLG). Ausnahmen bestehen
bei der Versorgung medizinischer Notfille, da eine
vorherige Prifung in diesen Fallen unmoglich ist (§ 6a
AsylbLG), sowie beim Zugang zur Schulausbildung fir
unerlaubt aufhiltige Kinder.

Beziiglich der Gewdhrung sozialstaatlicher Leistungen
- wie etwa der Unterbringung, medizinischen Versor-
gung oder Deckung der notwendigen Beddirfnisse des
taglichen Lebens - ldsst sich die Gruppe der unerlaubt
aufhiltigen Personen mit Behdrdenkontakt in vier Un-
tergruppen unterteilen. Eine Gruppe bilden Personen
mit Ausreisepflicht, die Grundleistungen nach dem
AsylbLG erhalten. Die zweite Gruppe betrifft Personen,
deren Anspruch auf Leistungen eingeschrankt ist, da
sie einer Leistungsminderung unterliegen, etwa weil

B sie nicht fristgerecht ausgereist sind, obwohl fiir
sie ein Ausreisetermin und eine Ausreisemoglich-
keit feststehen, es sei denn, die Ausreise konnte
aus Griinden, die sie nicht zu vertreten haben, nicht
durchgefiihrt werden (§ 1a Abs. 1 AsylbLG),

B sie sich nach Deutschland begeben haben, um
Leistungen nach dem AsylbLG zu erlangen (§ 1a
Abs. 2 AsylbLG),

27 BGH, Beschluss vom 2. September 2009 - 5 StR 266/09; OLG
Hamm, Beschluss vom 1. Juni 2010 - 3 RVs 310/09.
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B eine Rickfihrung aus von ihnen selbst zu vertre-
tenden Griinden nicht vollzogen werden kann (§ 1a
Abs. 3 AsylbLG) oder

m fir sie im Rahmen des Dublin-Verfahrens (§ 1a Abs.
7 AsylbLG) bzw. aufgrund einer Relocation-Ent-
scheidung (§ 1a Abs. 4 AsylbLG) ein anderer Staat
zustandig ist.

Sie erhalten grundsatzlich nur noch eingeschrankte
Asylbewerberleistungen (§ 1a AsylbLG) bis zur Aus-
reise bzw. bis die fehlende Mitwirkungshandlung er-
bracht wird.

Die dritte Personengruppe unterliegt einer weiteren
Sonderregelung des AsylbLG. Letztere sind Leistungs-
berechtigte, die sich seit 18 Monaten ohne wesentliche
Unterbrechung im Bundesgebiet aufhalten. Haben sie
die Dauer ihres Aufenthaltes nicht rechtsmissbrauch-
lich selbst beeinflusst, erhalten sie sozialstaatliche
Leistungen, die den reguldren Sozialhilfeleistungen aus
dem Zwolften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)*® ent-
sprechen (sogenannte Analogleistungen; § 2 AsylbLG).
Im Folgenden werden sie als Analogleistungsberech-
tigte bezeichnet.

Aufgrund des nicht nur voriibergehenden Aufenthalts
geht der Gesetzgeber von einem gréReren Bedarf der
Analogleistungsberechtigten aus, da unter anderem
,nunmehr Bedirfnisse anzuerkennen [sind], die auf
eine starkere Angleichung an die hiesigen Lebensver-
hiltnisse und auf bessere soziale Integration gerichtet
sind“ (Deutscher Bundestag 1993: 15). Die Mindestauf-
enthaltsdauer fiir den Bezug der Analogleistungen ist
laut Bundesregierung an die durchschnittliche Dauer
eines Asylverfahrens sowie weiterhin an die Dauer der
Verpflichtung zum Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtun-
gen angelehnt, da wahrend dieser Zeit das physische
Existenzminimum mit Sachleistungen gedeckt werden
sollte und dadurch auch die Integrationsmaoglichkeiten
eingeschrankt seien (Deutscher Bundestag 2014: 19;
Deutscher Bundestag 2019g: 17f.).

Analogleistungsberechtigte werden jedoch nicht zu
Bezieherinnen und Beziehern von Sozialhilfeleistungen
nach dem SGB XII und sind damit auch nicht Sozialhil-
feberechtigten mit ausldndischer Staatsangehorigkeit
gleichgestellt (Korff 2020: AsylbLG § 2 Rn. 17). Viel-
mebhr sind bei der Priifung einer entsprechenden An-
wendung des SGB XII die Regelungen des AsylbLG zu

28 Sozialhilfeleistungen des SGB XII werden Personen gewihrt,
die ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausrei-
chend aus eigenen Kraften und Mitteln, insbesondere aus ihrem
Einkommen und Vermdgen, bestreiten kénnen (§ 19 Abs. 1 SGB
XII).
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berticksichtigen (so zum Beispiel eine Unterbringung
in Gemeinschaftsunterkiinften, siehe im folgenden Ab-
schnitt). Die Hilfe zum Lebensunterhalt (einschlieRlich
Mehrbedarfe; §§ 27 ff. SGB XII), die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII),
die Hilfe zur Gesundheit (§§ 47 ff. SGB XII) sowie die
Vorschriften tber die Bertiicksichtigung von Einkom-
men und Vermdgen (§§ 82 ff. SGB XII) entsprechen
hingegen den Regelungen des SGB XII (Korff 2020:
AsylbLG § 2 Rn. 17).

Bei der vierten Personengruppe handelt es sich um
vollziehbar ausreisepflichtige Personen, die keinen An-
spruch auf Asylbewerberleistungen haben. Nach § 1
Abs. 4 AsylbLG erhalten vollziehbar Ausreisepflichtige,
denen bereits von einem anderen Mitgliedstaat der
Europédischen Union oder von einem am Verteilme-
chanismus teilnehmenden Drittstaat internationaler,
fortbestehender Schutz gewahrt worden ist, lediglich
Uberbriickungsleistungen. Bei Hilfebediirftigkeit wird
ihnen bis zur Ausreise, jedoch langstens fiir einen Zeit-
raum von zwei Wochen, einmalig innerhalb von zwei
Jahren nur eingeschrankte Hilfe gewahrt. Dariiber hi-
naus kdnnen in Hartefillen Leistungen iber den Zeit-
raum von zwei Wochen hinaus oder dem Umfang nach
weitergehende Leistungen erbracht werden.

Unterbringung

Die Unterbringung von unerlaubt aufhaltigen Perso-
nen mit Behdrdenkontakt obliegt den Landern. In der
Regel sind sie zentral in Sammelunterkinften (Auf-
nahmeeinrichtungen bzw. Gemeinschaftseinrichtun-
gen) untergebracht (z. B. Art. 4 Abs. 1 Bayerisches
AufnG®i.V. m. § 1 Abs. 1 AsylbLG). Die Lander sind
dazu verpflichtet, geeignete MalRnahmen in Aufnah-
meeinrichtungen sowie Gemeinschaftsunterkiinften zu
treffen, um den Schutz von Frauen und schutzbediirf-
tigen Personen zu gewdhrleisten (§§ 44 Abs. 1 und 53
Abs. 3 AsylG). Die Linder kénnen dariber hinaus spe-
zielle Ausreiseeinrichtungen fiir Personen mit vollzieh-
barer Ausreisepflicht schaffen (siehe Kapitel 4.2). An
die Unterbringungsform kniipft das AsylbLG an und
deckt damit den Bedarf an Unterkunft (§ 3 AsylbLG).
Analogleistungsberechtigte haben keinen grundsatz-
lichen Anspruch auf Ubernahme von Mietkosten in
einer eigenen Wohnung und kénnen weiterhin ange-
halten sein, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu woh-
nen (Korff 2020: AsylbLG § 2 Rn. 17). Entsprechend
dem AufenthG, dem AsylG und dem AsylbLG haben

29 Gesetz Uber die Aufnahme und Unterbringung der Leistungsbe-
rechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Aufnahme-
gesetz — AufnG) vom 24. Mai 2002 (GVBL. S. 192).
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die zustandigen Lander und Kommunen einen gewis-
sen Ermessensspielraum, was die Arten der Leistungs-
erbringung bei unerlaubt aufhaltigen Personen angeht,
wodurch Unterschiede in der Art der Unterbringung
entstehen kénnen.

Gesundheitsversorgung

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behérdenkon-
takt haben zur Behandlung akuter Erkrankungen und
Schmerzzustdande Anspruch auf die Gewahrung der
erforderlichen arztlichen und zahnarztlichen Behand-
lung, einschlieBlich der Versorgung mit Arznei- und
Verbandmitteln, sowie sonstiger zur Genesung, zur
Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder
Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen (§ 4 Abs. 1
Satz 1 AsylbLG). Um Gesundheitsleistungen nach dem
AsylbLG beziehen zu kdnnen, sind diese grundsatzlich
vor der Inanspruchnahme der AsylbLG-Leistungsbe-
horde zu beantragen. Damit die betroffenen Personen
eine Arztin bzw. einen Arzt aufsuchen kénnen, benéti-
gen sie zundchst grundsatzlich einen sogenannten Be-
rechtigungs- oder Behandlungsschein, welcher von der
zustandigen Behorde ausgehidndigt wird. Durch den
Behandlungsschein wird die medizinische Behandlung
bewilligt und deren Umfang festgelegt. Diesbeziig-
lich ist die Giiltigkeitsdauer des Behandlungsscheins
zu beachten, wobei die Behérden diese oftmals fir die
Dauer eines Quartals ausgeben. Werden Arzneimittel
verschrieben, kdnnen die betroffenen Personen diese
bei der Apotheke erhalten und miissen dafiir keine Zu-
zahlungen entrichten (Verbraucherzentrale 2020).

Einige Bundeslander haben fiir Asylbewerberleistungs-
berechtigte, die die Aufnahmeeinrichtungen der Lén-
der verlassen haben und den Gemeinden zugewiesen
wurden - darunter auch unerlaubt aufhaltige Perso-
nen mit Behordenkontakt -, eine elektronische Ge-
sundheitskarte (eGK) eingefihrt. Die eGK wurde bis-
her in Berlin, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein
und Thiringen flichendeckend eingefiihrt. Die tbrigen
Bundesldnder haben eine entsprechende Rahmen-
vereinbarung mit den Krankenkassen abgelehnt, oder
eine Rahmenvereinbarung mit bestimmten Kranken-
kassen geschlossen, der die Kommunen, kreisfreien
Stadte oder Landkreise beitreten kénnen [Branden-
burg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz]. In den Bundeslandern mit dieser Option
sind nur in einem begrenzten MaRe Beitritte erfolgt
(Verbraucherzentrale 2020). In Nordrhein-Westfalen
fuhrt dies beispielsweise dazu, dass 22 von 396 Kom-
munen die eGK eingefiihrt haben, wahrend es in Bran-
denburg 17 von 18 Landkreisen bzw. kreisfreien Stad-
ten sind. Verfligt eine unerlaubt aufhaltige Person mit
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Behordenkontakt tber eine eGK, wird kein Behand-
lungsschein mehr von der Behorde ausgestellt. In Ein-
zelfallen ist die medizinische Behandlung weiterhin
vorab bei der Sozialbehdrde zu beantragen (Verbrau-
cherzentrale 2020). Der gewahrte Leistungsumfang
wird orientiert am AsylbLG im jeweiligen Rahmenver-
trag des Landes mit der Krankenkasse festgelegt (Ge-
sundheit fur Gefliichtete o. J.).

Der Anspruch nach § 4 Absatz 1 AsylbLG umfasst die
zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerz-
zustande erforderliche arztliche und zahnarztliche
Behandlung einschlieRlich der Versorgung mit Arz-
nei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Gene-
sung, zur Besserung oder Linderung von Krankhei-

ten und Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen.
Welche Behandlung geboten ist, ist im Einzelfall unter
medizinischen Gesichtspunkten zu entscheiden. Zur
Verhitung und Friiherkennung von Krankheiten oder
Krankheitsfolgen werden amtlich empfohlene Schutz-
impfungen und die medizinisch gebotenen Vorsor-
geuntersuchungen erbracht. Zahnersatz kann nur in
Ausnahmefillen gewdhrt werden, wenn dies aus medi-
zinischen Griinden unaufschiebbar ist. Werdende Miit-
ter und Wochnerinnen haben nach § 4 Abs. 2 AsylbLG
Anspruch auf arztliche und pflegerische Hilfe und
Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- und
Heilmittel.

Der Anspruch nach § 4 Absatz 1 AsylbLG wird erganzt
durch die Offnungsklausel des § 6 Absatz 1 AsylbLG:
Nach dieser Vorschrift kénnen ,,sonstige Leistungen®
insbesondere gewahrt werden, wenn dies zur Siche-
rung der Gesundheit unerlésslich oder zur Deckung
der besonderen Bediirfnisse von Kindern geboten ist.
Diese Regelung ermdglicht den zustandigen Leis-
tungsbehdrden damit, besonderen Bedarfen im Einzel-
fall gerecht zu werden.

Die Lander sind fiir die Ausfiihrung des AsylbLG und
somit auch fiir die Sicherstellung der Gesundheits-
versorgung nach dem AsylbLG zustandig. Hierzu zdhlt
auch die Entscheidung (iber die medizinische Er-
forderlichkeit einer konkreten Behandlung - soweit
notwendig unter Zuhilfenahme von medizinischem
Sachverstand.

Deckung der notwendigen Bediirfnisse des taglichen
Lebens

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behordenkontakt
erhalten bei Hilfebedirftigkeit Leistungen zur De-

ckung des Bedarfs an Erndhrung, Heizung, Kleidung,
Gebrauchs- und Verbrauchsgiiter des Haushalts (not-
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Infokasten 3: Studien zu Umfang und Kosten der gesundheitlichen Leistungen

Im Zusammenhang mit der Frage nach Umfang und Kosten der gesundheitlichen Leistungen wurden Unter-
suchungen der Versorgungsformen von unerlaubt aufhaltigen Personen durchgefiihrt und ihre Effizienz ana-
lysiert. Vornehmlich ging die Forschung dabei der Frage nach, inwiefern die Gesundheitskosten steigen, wenn
Asylbewerberleistungsberechtigten ein groRziigigerer Zugang zur Gesundheitsversorgung gewdhrt wird, wie es
zum Beispiel bei Analogleistungsberechtigten der Fall ist.

Erste Forschungsergebnisse entstanden im Jahr 2015 und deuten darauf hin, dass der begrenztere Zugang zur
Gesundheitsversorgung fiir Asylbewerberleistungsberechtigte zu hoheren Gesundheitskosten im Vergleich zu
Analogleistungsberechtigten fiihre. Die htheren Kosten seien dabei nicht allein mit umfangreicheren Bedar-
fen Ersterer zu erkldren, sondern lieRen sich auf den begrenzteren Zugang zuriickfiihren, der zu verzégerter
Versorgung von Krankheiten und damit auch zu héheren Kosten fiihre. Teilweise seien die hoheren Gesund-
heitskosten auch damit zu begriinden, dass Asylbewerberleistungsberechtigte im Vergleich zu Analogleistungs-
berechtigten 6fter in Gemeinschaftsunterkiinften untergebracht seien und dies insgesamt mit schlechteren
Gesundheitszustdnden in Verbindung stehe (Bozorgmehr/Razum 2015: 10f.,, s. a. Bozorgmehr et al 2018).

Im Jahr 2018 stellte eine Befragung von Leistungsberechtigten fest, dass Leistungsberechtigte mit eGK 6fter
medizinische Behandlung aufsuchen wiirden als Leistungsberechtigte ohne eGK (Claassen/Jager 2018). Gleich-
zeitig wiirden Asylbewerberleistungsberechtigte zwar insgesamt seltener medizinische Behandlungen in An-
spruch nehmen als regulér Versicherte (Jager et al. 2019), jedoch haufiger Krankenhduser und Notaufnahmen
aufsuchen. Laut den Forschenden kénnten die Behandlungen in Krankenhdusern und Notaufnahmen durch
Praventionsmallnahmen und ambulante Versorgung vermieden werden. Auch seien die damit verbundenen
Kosten insgesamt héher als bei regulir Versicherten (Bauhoff/Gépffahrt 2018). Ahnliche Befunde zeigen sich in

weiteren Studien (z. B. Wenner et al. 2022).

wendiger Bedarf; § 3 Absatz 2 AsylbLG). Auch werden
ihnen Leistungen zur Deckung personlicher Bediirf-
nisse des taglichen Lebens gewahrt (notwendiger per-
sonlicher Bedarf; § 3 Abs. 1 AsylbLG). Personen, die in
Aufnahmeeinrichtungen der Lander untergebracht
sind, erhalten Leistungen zur Deckung des notwendi-
gen Bedarfs und sofern méglich auch des notwendi-
gen persdnlichen Bedarfs in Form von Sachleistungen
(§ 3 Abs. 2 AsylbLG). Nach dem gesetzlich vorgese-
henen Aufenthalt in den Aufnahmeeinrichtungen der
Lander (§ 47 AsylG), der maximal 18 bzw. 24 Monate
betragt,3* werden unerlaubt aufhiltige Personen mit
Behordenkontakt entweder in Gemeinschaftsunter-
kiinften oder dezentral in Wohnungen untergebracht
(§ 53 Abs. 1 AsylG). Diesen Personen werden vorrangig
Geldleistungen zur Deckung der Bedarfe gewahrt. Bei

30 Aufnahmeeinrichtungen der Lander fir die Unterbringung
Asylsuchender (§ 44 Abs. 1 AsylG).

31 Ausnahmen betreffen 1. Personen, die ihre Mitwirkungspflich-
ten nach § 15 Abs. 2 AsylG verletzen (§ 47 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1,2
AsylG); 2. vollziehbar ausreisepflichtige Personen, die tiber ihre
Identitat tauschen oder die zumutbaren Anforderungen an die
Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht
erfiillen (§ 47 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3, 4 AsylG); Personen aus sicheren
Herkunftsstaaten (§ 29a AsylG), deren Asylantrag als offensicht-
lich unbegriindet oder als unzuléssig abgelehnt wurde (§ 47 Abs.
1a AsylG).

Personen, die in Gemeinschaftsunterkiinften wohnen,
kann vom Geldleistungsprinzip abgesehen werden
und der notwendige personliche Bedarf im Ermessen
der Leistungsbehodrde soweit wie mdglich auch durch
Sachleistungen gedeckt werden (§ 3 Abs. 3 AsylbLG).
Dies ware beispielsweise der Fall, wenn in der Unter-
kunft bereits vorrangig Sachleistungen gewahrt wer-
den (Decker 2021: § 3 AsylbLG Rn. 30). Gesetzlich ist
es vorgesehen, dass Geldleistungen personlich ausge-
handigt werden sollen (§ 3 Abs. 5 AsylbLG). In Ausnah-
mefallen konnen die Leistungen auch auf das Konto
der Leistungsberechtigten tiberwiesen werden (Deut-
scher Bundestag 2017c: 5). Ob unerlaubt aufhiltige
Personen mit Behérdenkontakt vorrangig Geld- oder
Sachleistungen erhalten, hdngt von ihrer Aufenthalts-
dauer, ihrem Aufenthaltsstatus und der damit verbun-
denen Unterbringungsart ab.

Gekdrzte Leistungen nach § 1a AsylbLG zur Deckung
des Bedarfs an Erndhrung und Unterkunft einschlieR-
lich Heizung sowie Kérper- und Gesundheitspflege
sollen als Sachleistungen erbracht werden. Soweit

im Einzelfall besondere Umstédnde vorliegen, kdnnen
auch andere Leistungen im Sinne von § 3 Abs. 1 Satz 1
AsylbLG gewdhrt werden.
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Analogleistungsberechtigte erhalten hohere Regelbe-
darfe, hchere Einkommens- und Vermoégensfreibetrage
sowie Mehrbedarfe (Voigt 2019: 16). Diese Leistungen
werden i. d. R. als Geldleistungen erbracht. Gleichzeitig
ist die zustandige Behorde dazu ermichtigt, unter Be-
riicksichtigung der lokalen Bedingungen eine einheitli-
che Regelung fiir die Leistungen von Analogleistungs-
berechtigten, die in einer Gemeinschaftsunterkunft
wohnen, zu finden (§ 2 Abs. 2 AsylbLG). So kann die
Behorde nach Ermessen entscheiden, ob aufgrund der
ortlichen Umstande den Analogleistungsberechtigten,
die in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht
sind, Sach- anstelle von Geldleistungen zu erbringen
sind. Behorden haben somit die Mdglichkeit, die Form
der Leistungserbringung anzupassen, um potenzielle
Konflikte unter den Bewohnerinnen und Bewohnern
zu vermeiden, die durch unterschiedliche Formen der
Leistungserbringung entstehen kénnten (Deutscher
Bundestag 1995: 5635ff.; Deutscher Bundestag 1996a:
3ff.; Deutscher Bundestag 1996b: 7586ff.; Bundesrat
1996: 63ff.; Deibel 2020: § 2 AsylbLG Rn. 340; Opper-
mann 2020: § 2 AsylbLG Rn. 221). Grundsitzlich soll
jedoch bei der Versorgung der Analogleistungsberech-
tigten dem Geldleistungsprinzip Vorrang gegeben wer-
den (Oppermann 2020: § 2 AsylbLG Rn. 229).

3.2 Unterbringung und
Versorgung von Personen
ohne Behordenkontakt

Der Status als unerlaubt aufhiltige Person ohne Be-
hordenkontakt bringt es zwangslaufig mit sich, dass
dieser Personenkreis i. d. R. keine staatlichen Leis-
tungen beansprucht, da kein Anspruch auf Anonymi-
tat besteht. Geben sich diese Personen bei Behdrden
zu erkennen, sind regelmafig Polizei und Auslan-
derbehdrden zu informieren, die zur Strafverfolgung
und Aufenthaltsbeendigung verpflichtet sind. Eine
Leistungsgewahrung erfolgt dann wie in Kapitel 3.1
beschrieben. Nur in wenigen Ausnahmefallen sind
Beratungs- bzw. Dienstleistungsstellen von Ubermitt-
lungspflichten an die Auslanderbehdrden befreit.

Offentliche Stellen mit Ausnahmen von Schulen sowie
Bildungs- und Erziehungseinrichtungen unterliegen
Ubermittlungspflichten und miissen daher der Auslin-
derbehdrde melden, wenn sie bei der Erfallung ihrer
Aufgaben Kenntnis tiber einen unerlaubten Aufenthalt
eines Ausldnders, dessen Abschiebung nicht ausgesetzt
ist, erlangen (§ 87 AufenthG). Von dieser Ubermitt-
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lungspflicht wird abgesehen, soweit besondere gesetz-
liche Verarbeitungsregelungen entgegenstehen (§ 88
Abs. 1 AufenthG). Gesundheitsbezogene Daten dirfen
nur in Ausnahmefillen Gibermittelt werden (unter an-
derem wenn erhebliche Gefahren fiir Leib und Leben
bestehen, bei Gebrauch von Heroin, Kokain oder ver-
gleichbar gefahrlichen Betaubungsmitteln) (§ 88 Abs. 2
AufenthG). Nichtoffentliche Stellen hingegen unterlie-
gen in der Regel keiner Ubermittlungspflicht.

Zudem gibt es Besonderheiten fiir Personen, die in
offentlichen Stellen beruflich tétig sind oder einem
Ehrenamt nachgehen. So ist in der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz®? (Auf-
enthG-AVwV) klargestellt, dass ,,Handlungen von Per-
sonen?, die im Rahmen ihres Berufes oder ihres sozial
anerkannten Ehrenamtes tatig werden®, in der Regel
keine Beteiligung an einer aufenthaltsrechtlichen
Straftat darstellen, ,soweit die Handlungen sich objek-
tiv auf die Erfullung ihrer rechtlich festgelegten bzw.
anerkannten berufs-/ehrenamtsspezifischen Pflich-
ten beschrianken Dazu kann auch die ,soziale Betreu-
ung und Beratung aus humanitdren Griinden geho-
ren, mit dem Ziel Hilfen zu einem menschenwiirdigen
Leben und somit zur Milderung von Not und Hilflosig-
keit der [Bletroffenen® zu leisten (AufenthG-AVwV Vor
95.1.4). Diese Personen machen sich also regelmaRig
nicht strafbar, wenn sie den Aufenthalt von unerlaubt
aufhiltigen Personen nicht an die Auslanderbehérde
weitergeben.

Jede Person, die bei Ungliicksfallen oder gemeiner
Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, macht sich wegen
unterlassener Hilfeleistung (§ 323¢ StGB) strafbar. In
medizinischen Notfillen von unerlaubt aufhaltigen
Personen, die nach dem AsylbLG leistungsberechtigt
sind (§ 4 AsylbLG), werden die durch &rztliche Hilfe
entstandenen Kosten ggf. direkt durch die Kranken-
hausverwaltung mit der AsylbLG-Leistungsbehorde
abgerechnet (§ 6a AsylbLG), wodurch der sogenannte
verlangerte Geheimnisschutz gilt. Dabei wird die arzt-
liche Schweigepflicht in die 6ffentliche Stelle verldn-
gert, weshalb das Sozialamt dem ihm dadurch bekannt
gewordenen Aufenthaltsstatus der behandelten Per-
son nicht an die Auslanderbehdrde weitergeben darf
(AufenthG-AVwV 88.0ff.). Die aufenthaltsrechtliche
Meldepflicht im Bereich der gesundheitlichen Ver-

32 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom
26. Oktober 2009 (AufenthG-AVwV).

33 A.d.A.: Insbesondere Apothekerinnen und Apotheker, Arztinnen
und Arzte, Hebammen, Angehérige von Pflegeberufen, Psychia-
terinnen und Psychiater, Seelsorgerinnen und -sorger, Lehrerin-
nen und Lehrer, Sozialarbeiterinnen und -arbeiter, Richterinnen
und Richter sowie Rechtsanwaltinnen und -anwalte.
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sorgung jenseits der Notfallregelung wird von einem
Biindnis aus iiber 60 zivilgesellschaftlichen Organisati-
onen (u. a. Arzte der Welt, Amnesty, Diakonie, Pro Asyl,
AWO, GFF) dennoch weiter kritisiert, mit dem Argu-
ment, dass unerlaubt aufhaltige Personen ihren An-
spruch auf Gesundheitsversorgung nicht wahrnehmen
wirden. Mit der Kampagne #GleichBeHandeln3* for-
dern sie, § 87 AufenthG dahingehend zu d@ndern, dass
eine Ausnahme bei der Inanspruchnahme des Gesund-
heitssystems gelte. Die Parteien der neuen Bundesre-
gierung haben Ende 2021 in ihrem Koalitionsvertrag
das Vorhaben formuliert, ,Meldepflichten von Men-
schen ohne Papiere [zu] Uberarbeiten, damit Kranke
nicht davon abgehalten werden, sich behandeln zu las-
sen“ (SPD/Biindnis90/DIE GRUNEN/FDP 2021: 139).

Grundsatzlich anonyme und kostenfreie Leistungen,
unabhingig vom Aufenthaltsstatus der Person, werden
im Rahmen des Leistungsspektrums des § 19 Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG)** durch die 6rtlichen Gesund-
heitsamter angeboten. Dazu gehéren Untersuchungen
auf sexuell Gbertragbare Krankheiten oder Infektions-

34 https://gleichbehandeln.de/ (22.04.2022).

35 Gesetz zur Verhltung und Bekdmpfung von Infektionskrankhei-
ten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli
2000 (BGBL.IS.1045).
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krankheiten wie Tuberkulose. Je nach Kommune ist
das Leistungsspektrum unterschiedlich ausgestaltet
(von Manteuffel 2017: 43). Ferner besteht bei der Ge-
sundheitsversorgung die Moglichkeit, die Leistungen
(auch auRerhalb von Notfillen) selbst zu zahlen, wo-
durch keine Informationen an das Sozialamt weiterge-
leitet werden wiirden.

Dariiber hinaus existieren lokal gemeinnitzige Or-
ganisationen, die Gesundheitsleistungen unentgelt-
lich oder zu einem verminderten Preis anbieten bzw.
vermitteln. Im Weiteren werden solche Angebote ex-
emplarisch dargestellt, sie operieren zum Teil in einer
rechtlichen Grauzone. In diversen GroRstadten wurden
Clearingstellen zur Krankenversicherung gegriindet,
die Menschen ohne Krankenversicherung hinsicht-
lich der Kosteniibernahme fiir medizinische Behand-
lungen beraten, unabhdngig ob es sich um Deutsche
oder Migrantinnen bzw. Migranten handelt. Entspre-
chend kénnen sich auch unerlaubt aufhiltige Perso-
nen an diese Clearingstellen wenden, ohne dass ihre
Daten an die Ausldnderbehdrde weitergegeben wer-
den. Die erste Clearingstelle wurde 1998 in Miinchen
erdffnet. Kéln, Berlin, Bremen, Hamburg, Frankfurt am
Main und Wiesbaden, Dortmund, Duisburg, Gelsenkir-
chen, Miinster, Mainz, Leipzig sowie Erfurt und Jena
folgten tiber die letzten Jahre (Gleichbehandlungs-

Seit der Eréffnung der Hamburger Clearingstelle 2012 sind die Zahlen der Klientinnen und Klienten sowie die
Anzahl an Behandlungen stetig angestiegen; zwischen 2012 und 2018 wurden 8.656 Beratungsgesprache fir

3.082 Klientinnen und Klienten gefiihrt (siehe Tabelle). Seit 2015 wird die Clearingstelle unbefristet mit einem
jahrlichen Budget von 250.000 Euro von der Stadt Hamburg geférdert (Flichtlingszentrum Hamburg 2019: 3).

“ Beratungsgespriache Klientinnen und Klienten®

2012 730 251
2013 1.061 451
2014 1.308 492
2015 1.314 493
2016 1.197 421
2017 1.608 460
2018 1.438 514
Summe 8.656 3.082

Quelle: Fliichtlingszentrum Hamburg 2019: 2.

*) Mehrfachzéhlungen ber die Kalenderjahre hinweg; Einfachzahlung innerhalb der Kalenderjahre.

Mebhr als ein Drittel aller Clearingverfahren betraf die Behandlung von schwangeren Klientinnen .
In 2018 wurden rund 447 Personen aus 59 verschiedenen Drittstaaten behandelt

(Flichtlingszentrum Hamburg 2019: 12; 14).
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stelle EU 2020). Die Clearingstellen beraten Migran-
tinnen und Migranten zum Aufenthaltsstatus, dem So-
zialleistungssystem und Krankenversicherungsschutz.
Insofern kein Krankenversicherungsschutz hergestellt
werden kann, verweist die Clearingstelle an Arztin-
nen und Arzte, bei denen die Behandlungskosten iber
einen dafiir eingerichteten Notfallfonds gedeckt wer-
den koénnen.

Ahnlich ausgerichtet (Beratung, Vermittlung an Arz-
tinnen und Arzte, Kosteniibernahme) sind regionale
Modellprojekte fiir einen ,,Anonymen Krankenschein®.
Das erste Modellprojekt wurde Ende 2015 von der nie-
dersachsischen Landesregierung (SPD/Btindnis 90/Die
Griinen) mit einem Budget von 1,5 Mio. Euro gestar-
tet (Maestro 2018; Sarti 2018). Nach einer dreijdhrigen
Testphase wurde das Projekt am 30. November 2018
unter der neuen von SPD und CDU gefiihrten Landes-
regierung nicht verlangert (Maestro 2018). Das nie-
dersdchsische Modellprojekt gab AnstoR fiir dhnliche
Initiativen in weiteren Bundeslandern. So wurden ent-
sprechende Projekte in Thiiringen 20173, in Berlin seit
2020 (Grunau 2020) und in Bonn seit Ende 20213 um-
gesetzt, wahrend sich die Lander Rheinland-Pfalz und
Hessen noch in der Verhandlungsphase befinden (Me-
dinetz Mainz o. J.; Rippengather 2019).

3.3 Zugang zu Erwerbstitigkeit

Personen, die keinen Aufenthaltstitel besitzen (dar-
unter auch Personen mit Duldung), diirfen eine Er-
werbstatigkeit®® nur ausiiben, wenn sie aufgrund eines
Gesetzes oder einer Rechtsverordnung auch ohne Auf-
enthaltstitel hierzu berechtigt sind oder deren Aus-
Ubung ihnen durch die zustandige Behdrde erlaubt
wurde (§ 4a Abs. 4 AufenthG). Unerlaubt aufhiltige
Personen ohne Behdrdenkontakt diirfen somit keine
legale Beschiftigung aufnehmen.

Fiir Personen, die aufgrund eines abgelehnten Asylan-
trags einer Ausreisepflicht unterliegen und weiterhin
dazu verpflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung
zu wohnen, besteht grundsitzlich ein Arbeitsverbot

36 Anonymer Krankenschein Thiiringen. Online:
https://www.website.aks-thueringen.de/ (22.4.2022).

37 Anonymer Krankenschein Bonn e. V. Online:
https://aks-bonn.de/?page_id=251 (22.4.2022).

38 Unter Erwerbstatigkeit fallen selbssttandige Tatigkeit, Beschaf-
tigung in einem Arbeitsverhiltnis sowie auch im Rahmen einer
betrieblichen Berufsausbildung (§ 2 Abs. 2 AufenthGi.V.m.§ 7
SGB IV).
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(§ 61 Abs. 1 Satz 1 AsylG). Sind die Personen seit min-
destens sechs Monaten in Besitz einer Duldung, kann
ihnen die Ausiibung einer Beschaftigung erlaubt wer-
den, auch wenn sie noch in einer Aufnahmeeinrich-
tung wohnen (§ 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG). Personen, die
nicht dazu verpflichtet sind, in einer Aufnahmeein-
richtung zu wohnen, kann die Ausldnderbeh&rde mit
Zustimmung der Bundesagentur fiir Arbeit eine Be-
schaftigung nach dreimonatigem Aufenthalt erlauben.
Wenn eine Person vor Erteilung der Duldung sich er-
laubt oder mit Aufenthaltsgestattung in Deutschland
aufgehalten hat, wird diese Aufenthaltszeit auf die
Wartezeit von drei Monaten angerechnet (§ 61 Abs. 2
Satz 2 AsylG).

Die Beschaftigungserlaubnis unterliegt dabei mehre-
ren Voraussetzungen: Geduldeten Personen darf die
Erwerbstatigkeit nicht erlaubt werden, wenn sie sich
erstens nach Deutschland begeben haben, um Leis-
tungen nach dem AsylbLG zu erlangen, oder zwei-
tens aufenthaltsbeendende MaRnahmen bei ihnen
aus Griinden, die sie selbst zu vertreten haben, nicht
vollzogen werden kénnen. Dies ist insbesondere der
Fall, wenn sie das Abschiebungshindernis durch eigene
Tauschung (iber ihre Identitdt oder Staatsangehorig-
keit oder durch eigene falsche Angaben selbst herbei-
fuhren. Drittens darf eine Erwerbstatigkeit Personen
nicht erlaubt werden, die Staatsangehdrige eines si-
cheren Herkunftsstaates (§ 29a AsylG) sind und deren
nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abge-
lehnt oder zurlickgenommen wurde - es sei denn, die
Ricknahme erfolgte aufgrund einer Beratung nach §
24 Abs. 1 AsylG beim BAMF - oder wenn kein Asylan-
trag gestellt wurde* (§ 60a Abs. 6 AufenthG). Perso-
nen mit Duldung mit dem Zusatz ,fiir Personen mit
ungeklarter Identitat’ darf die Ausiibung einer Er-
werbstatigkeit nicht erlaubt werden (§ 60b Abs. 5 Satz
2 AufenthG).

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behdrdenkon-
takt, die weitere Voraussetzungen erfiillen, haben in
der Regel Anspruch auf die Erteilung einer Beschéf-
tigungsduldung (Anwendungshinweise des BMI zum
Gesetz (iber Duldung bei Ausbildung und Beschifti-
gung® Nr. 60d.0.2). Im Gegensatz zur Duldung wird
die Beschaftigungsduldung fiir eine Dauer von 30
Monaten erteilt und ermdglicht im Anschluss die Er-
teilung eines Aufenthaltstitels (§ 60d AufenthG).

39 Gilt nicht bei unbegleiteten Minderjahrigen, wenn die Riicknah-
me oder der Verzicht auf die Asylantragstellung im Interesse des
Kindeswohls erfolgte (§ 60a Abs. 6 Satz 3 AufenthG).

40 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz iiber Duldung bei
Ausbildung und Beschiftigung (BGBL. 12019, S. 1021).
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Personen mit einer Duldung sowie ihre Ehe- bzw. Le-
benspartnerinnen oder -partner, die bis zum 1. August
2018 nach Deutschland eingereist sind, erhalten in der
Regel die Beschiftigungsduldung, wenn

m ihre Identitdten innerhalb der im Gesetz benannten
Fristen geklart sind oder sie die erforderlichen und
ihnen zumutbaren MaRnahmen fiir die Identitats-
klarung ergriffen haben,

B sie seit mindestens zwolf Monaten geduldet sind,

B sie seit mindestens 18 Monaten eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschaftigung mit einer regel-
maRigen Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden
pro Woche ausiiben*,

m ihr Lebensunterhalt innerhalb der letzten zwolf
Monate vor Beantragung der Beschaftigungsdul-
dung durch ihre Beschaftigung gesichert war*? und
weiterhin gesichert ist,

B sie Gber hinreichende miindliche Kenntnisse der
deutschen Sprache verfiigen,

® weder sie noch ihre Ehe- bzw. Lebenspartnerinnen
oder -partner wegen einer in Deutschland began-
genen vorsdtzlichen Straftat® verurteilt wurden,

B weder sie noch ihre Ehe- bzw. Lebenspartnerin-
nen oder -partner Bezilige zu extremistischen oder
terroristischen Organisationen haben oder diese
unterstitzen,

B gegen sie keine Ausweisungsverfligung und keine
Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG
besteht,

B die mit ihnen lebenden minderjdhrigen ledigen
Kinder im schulpflichtigen Alter tatsichlich die
Schule besuchen und die Kinder auch nicht vorbe-
straft* sind,

B und sie sowie ihre Ehe- bzw. Lebenspartnerinnen
oder -partner einen Integrationskurs, soweit sie zu
einer Teilnahme verpflichtet wurden, erfolgreich
abgeschlossen haben oder den Abbruch nicht zu
vertreten haben.

41 BeiAlleinerziehenden gilt eine regelmaRige Arbeitszeit von min-
destens 20 Stunden pro Woche (§ 60d Abs. 1 Nr. 3 AufenthG).
Unbericksichtigt bleiben kurzfristige Unterbrechungen, die die
Person nicht zu vertreten hat (§ 60d Abs. 3 Satz 2 AufenthG).

42 Unbertcksichtigt bleiben kurzfristige Unterbrechungen, die die
Person nicht zu vertreten hat (§ 60d Abs. 3 Satz 2 AufenthG).

43 Grundsatzlich davon ausgenommen sind Verurteilungen i. S. v.
§ 32 Abs. 2 Nr. 5 lit. A des Bundeszentralregistergesetzes, wegen
Straftaten, die nach dem AufenthG oder AsylG nur von auslandi-
schen Staatsangehorigen begangen werden kénnen (§ 60d Abs.
1 Nr. 7 AufenthG).

44 Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs
Monaten, zu einer Jugendstrafe von mindestens einem Jahr
ohne Bewihrung (§ 54 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AufenthG) und Versto-
Re gegen das Betdubungsmittelgesetz (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 BtMG).
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Personen, die diese Voraussetzungen nicht erfillen,
weil sie beispielsweise erst nach dem Stichtag einge-
reist sind, kann weiterhin aus persénlichen Griinden,
darunter auch aus Griinden einer Beschiftigung, eine
Duldung erteilt werden (§ 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG).
Die Beschiftigungsduldung wird widerrufen, wenn
eine der genannten Voraussetzungen nicht mehr er-
fallt ist. Nach Ablauf von 30 Monaten im Besitz der
Beschaftigungsduldung soll eine Aufenthaltserlaubnis
gemal § 25b AufenthG erteilt werden, wenn die Vo-
raussetzungen nach § 60d AufenthG erfullt sind und
der Ausldnder bzw. die Auslanderin {iber hinreichende
miindliche deutsche Sprachkenntnisse verfiigt (§ 25b
Abs. 6; siehe Kapitel 4.2). Diese wird auch an die Ehe-
bzw. Lebenspartnerinnen oder -partner sowie an die in
familidrer Lebensgemeinschaft lebenden minderjahri-
gen Kinder dieser Personen erteilt.

3.4 Zugang zu Bildung

Friihkindliche Bildung

Unerlaubt aufhiltige Kinder mit Behérdenkontakt
haben Anspruch auf den Besuch einer Kindertages-
einrichtung, wobei ein gewdhnlicher Aufenthalt in
Deutschland gegeben sein muss (§ 6 Abs. 2 SGB VIII).
Ein gewohnlicher Aufenthalt besteht dann, ,wenn die
Umstande erkennen lassen, dass die betreffende Per-
son in diesem Zustandigkeitsbereich nicht nur vori-
bergehend verweilt, wozu ein zukunftsoffener Verbleib
geniigt“ (Beckmann/Gonzalez Méndez de Vigo 2017).
Es gelten die gleichen Regelungen wie fiir aufent-
haltsberechtigte Kinder. Wenn die Kosten der Eltern-
beitrdge fiir den Besuch einer Kindertageseinrichtung
nicht zuzumuten sind, was bei Asylbewerberleistungs-
berechtigten der Fall ist, werden die Beitrage erlassen
oder vollstandig Gbernommen (§ 90 Abs. 4 SGB VIII).
Forschungsergebnisse zeigen, dass sich trotz der ge-
setzlichen Regelungen verschiedene Zugangshinder-
nisse ergeben. Dies sei unter anderem darauf zuriick-
zufuhren, dass den Eltern ,,die deutschen Strukturen,
Angebote und Verfahrensvorgaben wie Antragserfor-
dernisse oder Behdrdenzustindigkeiten regelmaRig
nicht bekannt sind“ und bei der oftmals herrschen-
den Platzknappheit die Eltern sich in einer ,struk-
turell schwéacheren Position® befinden und es des-
halb unwahrscheinlich sei, ,,dass sie die Durchsetzung
ihrer Anspriiche aktiv betreiben“ (Beckmann/Gonzalez
Méndez de Vigo 2017).
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Bei unerlaubt aufhaltigen Kindern ohne Behérdenkon-
takt besteht weder ein Anspruch auf den Besuch einer
Kindertageseinrichtung, noch gibt es staatliche Férde-
rung. Dariiber hinaus bestehen auch Angste vor Auf-
deckung seitens der Eltern (Manteuffel 2017: 25ff.). Es
gibt jedoch Fille, in denen die Kosten entweder von
den freien oder auch 6ffentlichen Tragern Gibernom-
men werden bzw. auf die Beitrage verzichtet wird. Die
Clearingstelle Hamburg bietet zum Beispiel die Ver-
mittlung von Platzen an Kindertageseinrichtungen fiir
ein- bis sechsjihrige Kinder ohne Behdrdenkontakt fiir
je funf Stunden an fiinf Wochentagen, inklusive Mit-
tagessen, an. Die Vereinbarung mit den jeweiligen Kin-
dertageseinrichtungen gilt zunachst fir ein Jahr, kann
jedoch bei anhaltendem Bedarf verlangert werden
(Flichtlingszentrum Hamburg o. J.).

Schulausbildung

Die Bundesregierung nahm im Mai 2010 die Vor-
behalte gegeniiber dem ,Ubereinkommen iiber die
Rechte des Kindes‘ (UN-Kinderrechtskonvention)* zu-
riick. Seither gilt die Verpflichtung des unentgeltlichen
Zugangs zur Grundschule gegeniiber allen Kindern,
die in Deutschland leben, und somit auch gegeniiber
Kindern, die sich unerlaubt in Deutschland aufhalten
(ob mit oder ohne Behérdenkontakt) (Bundesrat 2010).
Seit Inkrafttreten der Gesetzesanderung des AufenthG
am 26. November 2011 sind somit Schulen sowie Bil-
dungs- und Erziehungseinrichtungen, wie bereits in
Kapitel 3.2 ausgefiihrt, von der Ubermittlungspflicht
an die Auslanderbehoérden ausdriicklich ausgenommen
(§ 87 Abs. 1 AufenthG).

Aufgrund der Zustandigkeit der Bundeslander ist die
Art und Weise, wie unerlaubt aufhiltige Kinder und
Jugendliche Zugang zu einer Schulausbildung be-
kommen kdnnen, unterschiedlich geregelt. So besteht
keine flachendeckende Schulpflicht.*® Trotzdem ist

in jedem Bundesland ein Schulzugangsrecht fiir un-
erlaubt aufhaltige Kinder und Jugendliche entweder
ausdriicklich geregelt oder ldsst sich aus anderen lan-
desgesetzlichen Regelungen ableiten (von Manteuf-
fel 2017: 15). Dies bedeutet, dass unerlaubt aufhiltige
Kinder und Jugendliche nicht Giberall in Deutsch-
land die Schule besuchen missen, dies aber in allen
Bundesliandern (ausdriicklich) diirfen. Wie Tabelle 6
zu entnehmen ist, ist in Bayern, Nordrhein-Westfa-

45 Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechts-
konvention) vom 2. September 1990.

46 Die Dauer der Schulpflicht in Deutschland betragt zwolf Jahre
(davon neun Jahre Vollzeitschulpflicht und drei Jahre Teilzeit-
schulpflicht) (BpB 2015).
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len, Rheinland-Pfalz und im Saarland die Schulpflicht
auch ausdricklich fir alle unerlaubt aufhiltigen Kin-
der und Jugendlichen geregelt. In Baden-Wiirttem-
berg, Berlin, Brandenburg und Thiiringen sind nur
unerlaubt aufhiltige Kinder und Jugendliche mit Dul-
dung schulpflichtig. In den weiteren Bundesldndern
ist die Schulpflicht an den ,Wohnsitz* beziehungs-
weise den ,gewohnlichen Aufenthalt’ oder die ,Woh-
nung‘ gekoppelt. Ob darunter alle unerlaubt aufhalti-
gen Kinder, also auch solche ohne Behérdenkontakt
zu verstehen sind, hangt davon ab, welcher dieser Be-
griffe verwendet wird. Die Begriffe Wohnsitz‘ und ,ge-
wohnlicher Aufenthalt’ setzen voraus, dass das Kind
wahrscheinlich mindestens fiir die Dauer des kom-
menden Schuljahres an diesem Ort leben wird. Da
unerlaubt aufhiltige Kinder ohne Behdrdenkontakt
jederzeit abgeschoben werden kénnen, sind sie nicht
unter der Schulpflicht gefasst (in Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen und Sachsen-Anhalt) (von
Manteuffel 2017: 14). Wenn der Begriff Wohnung'
hingegen im melderechtlichen Sinne als Ort, in dem
gewohnt und geschlafen wird, verstanden wird, be-
steht die Schulpflicht (in Bremen, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein) (von Manteuffel 2017: 15). Ob tat-
sachlich unerlaubt aufhiltige Kinder ohne Behorden-
kontakt am Unterricht teilnehmen, ist nicht bekannt.
RegelmaRig dirfte auch hier die Angst der Eltern vor
Aufdeckung der Teilnahme entgegenstehen.

Des Weiteren ist unterschiedlich geregelt, welche Do-
kumente (u. a. Geburtsurkunde, Meldebescheinigung,
Ausweispapiere der Eltern) fir eine Schulanmeldung
vorzulegen sind, wodurch der Schulbesuch erschwert
wird (von Manteuffel 2017: 15). Im Caritas-Beratungs-
handbuch wird deshalb vorgeschlagen, vor der Anmel-
dung des Kindes bzw. Jugendlichen das Gesprach mit
der Schulleitung zu suchen, um diese darauf hinzuwei-
sen, dass unerlaubt aufhiltigen Kindern und Jugend-
lichen ohne Behdrdenkontakt der Schulbesuch zu er-
moglichen ist (von Manteuffel 2017: 18).

Forschungsergebnisse aus dem Jahr 2015 deuten da-
rauf hin, dass damals in der Mehrzahl der Fille die
befragten Grundschulverwaltungen keine Einschu-
lungsméglichkeit fur unerlaubt aufhiltige Kinder und
Jugendliche ohne Behérdenkontakt sahen und in man-
chen Fillen auch die Ubermittlung des Aufenthalts-
status an die Polizei, Melde- oder Ausldnderbehdrde
vorgesehen war, auch wenn dies 2011 gesetzlich aus-
geschlossen wurde (Funck/Karakasoglu/Vogel 2015:
43). Laut den Forscherinnen beeinflussten landes-
rechtliche Regelungen, inwiefern Schulen Méglichkei-
ten fir die Einschulung von unerlaubt aufhiltigen Kin-
dern und Jugendlichen ohne Behérdenkontakt sdhen:
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Tabelle 5: Regelungen zum Schulbesuch von unerlaubt aufhiltigen Kindern und Jugendlichen

Schulpflicht Schulzugangsrecht

Baden-Wiirttemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thiringen

Nur fir Kinder und Jugendliche mit Duldung oder Aufent-
haltsgestattung
(§ 72 SchG)

Auch fir ausreisepflichtige Kinder und Jugendliche
(Art. 35 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BayEUG)

Nur fir Kinder und Jugendliche mit Duldung oder Aufent-
haltsgestattung
(§ 41 Abs. 2 SchulG)

Nur fir Kinder und Jugendliche mit Duldung oder Aufent-
haltsgestattung (§ 36 Abs. 2 BbgSchulG)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Bremen ihre Wohnung
haben (§ 52 BremSchulG)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Hamburg ihren Wohnsitz
oder gewdhnlichen Aufenthalt haben (§ 37 Abs. 1 HmbSG)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Hessen ihren Wohnsitz
oder gewdhnlichen Aufenthalt haben und eine giiltige Aufent-
haltsgenehmigung oder Aufenthaltsgestattung besitzen

(§ 56 Abs. 1 HSchG und § 3 Abs. 1 Verordnung zum Schul-
besuch von Schiilerinnen und Schiilern nichtdeutscher Her-
kunftssprache)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Mecklenburg-Vorpom-
mern ihren gewodhnlichen Aufenthalt haben
(§ 41 Abs. 1 SchulG M-V)

Alle Kinder und Jugendlichen, die sich in Niedersachsen tat-
sachlich aufhalten
(§ 63 Abs. 1 NSchG)

Auch fir ausreisepflichtige Kinder und Jugendliche
(§ 34 Abs. 6 SchulG NRW)

Auch fir ausreisepflichtige Kinder und Jugendliche
(§ 56 Abs. 2 SchulG RP)

Auch fir ausreisepflichtige Kinder und Jugendliche
(§ 1 Abs. 3 SchulPflG)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Sachsen ihren Wohnsitz
oder gewohnlichen Aufenthalt haben
(§ 26 Abs. 1 SchulG)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Sachsen-Anhalt wohnen
(§ 36 Abs. 1 SchulG LSA)

Alle Kinder und Jugendlichen, die in Schleswig-Holstein ihre
Wohnung haben
(§ 20 Abs. 1 SchulG SH)

Nur fir Kinder und Jugendliche mit Aufenthaltsgestattung
oder Duldung
(§ 17 Abs. 1 Satz 2 ThiirSchulG)

Ja
(Art. 11 Abs. 1 Landesverfassung Baden-Wiirt-
temberg und § 1 Abs. 1 SchG)

Keine ausdriickliche Regelung, aber ableitbar
aus Verfassungs- und Vélkerrecht

Ja
(§ 9 Abs. 1 Satz 3 AV Schulbesuchspflicht)

Ja
(Art. 29 Abs. 1 Landesverfassung Brandenburg
und § 3 Abs. 1 Satz 3 BbgSchulG)

Ja
(Art. 27 Abs. 1 Landesverfassung Bremen)

Ja
(§ 1 HmbSG)

Ja

(§ 3 Abs. 1 Verordnung zum Schulbesuch von
Schilerinnen und Schiilern nichtdeutscher
Herkunfttssprache)

Ja
(§ 1 Abs. 1 SchulG M-V)

Ja
(Art. 4 Landesverfassung Niedersachsen)

Ja
(§ 1 Abs. 1 SchulG NRW)

Keine ausdriickliche Regelung, aber ableitbar
aus Verfassungs- und Volkerrecht

Ja
(Art. 24a Landesverfassung Saarland und § 1
Abs. 1 SchoG Saarland)

Ja
(§ 1 Abs. 1 SchulG Sachsen)

Ja
(§ 1 Abs. 1 Satz 2 SchulG LSA und Art. 25 Lan-
desverfassung Sachsen-Anhalt)

Keine ausdriickliche Regelung, aber ableitbar
aus Verfassungs- und Volkerrecht

Ja
(Art. 20 Landesverfassung Thiiringen und § 1
Abs. 1 ThiirSchulG)

Quelle: Angelehnt an von Manteuffel 2017: 21.

Vogel 2015: 43). Im Zuge der erhéhten Fluchtzuwan-
derung der Jahre 2015 und 2016 dirften die Schulen
eine starkere Sensibilisierung fiir unerlaubt aufhal-
tige Kinder und Jugendliche erfahren haben. Aktuelle
Forschungserkenntnisse bzw. Daten liegen zu diesem
Thema jedoch (noch) nicht vor.

In Bundesléndern, in denen das Schulbesuchsrecht
von unerlaubt aufhaltigen Kindern und Jugendlichen
ausdriicklich im Schulgesetz geregelt ist, hielten mehr
Schulen eine Einschulung fiir moglich als in solchen
Bundesldndern, in denen der Anspruch auf Bildung nur
vom Vélkerrecht abzuleiten ist (Funck/Karakasoglu/
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Berufsausbildung

Unter anderem Personen, die eine Duldung nach § 60a
AufenthG besitzen und eine qualifizierte Berufsausbil-
dung oder eine Assistenz- oder Helferin- bzw. Helfer-
ausbildung® in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf aufgenommen
haben, wird eine Ausbildungsduldung und damit auch
eine Beschiftigungserlaubnis erteilt (§ 60a Abs. 2 Satz
3i.v. m. § 60c AufenthG). Unerlaubt aufhiltige Perso-
nen ohne Behdrdenkontakt kénnen somit grundsatz-
lich keine Ausbildungsduldung erhalten. In Bezug auf
die Erteilung einer Ausbildungsduldung gelten die be-
reits genannten Ausschlussgriinde (§ 60a Abs. 6 Auf-
enthG). Dariiber hinaus kann eine Ausbildungsduldung
nicht erteilt werden, wenn die Person

® noch keine drei Monate im Besitz einer Duldung
ist*,

m die Identitat innerhalb der angegebenen Fristen
nicht geklart ist, auRer die Person hat die ihr zu-
mutbaren Malnahmen fir die Identitatsklarung
ergriffen,

B Beziige zu extremistischen oder terroristischen
Organisationen hat oder diese unterstiitzt, wegen
einer in Deutschland begangenen vorsatzlichen
Straftat* verurteilt wurde, oder gegen sie eine Aus-
weisungsverfiigung oder eine Abschiebungsanord-
nung nach § 58a AufenthG besteht,

B oder wenn gegen die Person zum Zeitpunkt der
Antragstellung konkrete MaRnahmen®*® zur Aufent-
haltsbeendigung, die in einem hinreichenden sach-

47 Sofern an diese eine qualifizierte Berufsausbildung in einem
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbil-
dungsberuf, fir den die Bundesagentur fir Arbeit einen Engpass
festgestellt hat, anschlussfahig ist und dazu eine Ausbildungs-
platzzusage vorliegt (§ 60c Abs. 1 Nr. 1 lit. b AufenthG).

48 Das gilt nicht, wenn die qualifizierte Berufsausbildung oder eine
Assistenz- oder Helferin- bzw. Helferausbildung in einem staat-
lich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf
bereits wahrend des Asylverfahrens aufgenommen wurde und
nach Ablehnung des Asylantrags fortgesetzt werden mochte.

49 Grundsatzlich davon ausgenommen sind Geldstrafen von ins-
gesamt bis zu 50 Tagessdtzen oder bis zu 90 Tagessatzen wegen
Straftaten, die nach dem AufenthG oder AsylG nur von auslandi-
schen Staatsangehérigen begangen werden kénnen (§ 19d Abs.
1 Nr. 7 AufenthG).

50 Konkrete MaRnahmen sind: Veranlassung einer arztlichen
Untersuchung zur Feststellung der Reisefahigkeit, Stellung eines
Antrags zur Férderung einer freiwilligen Ausreise mit staatli-
chen Mitteln, Einleitung der Buchung von Transportmitteln fir
die Abschiebung, Einleitung anderer vergleichbarer konkreter
Vorbereitungsmalnahmen, es sei denn, es ist von vornherein
absehbar, dass diese nicht zum Erfolg fiihren, oder ein Verfahren
zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaates gemaR Art.

20 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 eingeleitet wurde.
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lichen und zeitlichen Zusammenhang zur Aufent-
haltsbeendigung stehen, bevorstehen.

Die Ausbildungsduldung erlischt, wenn das Ausbil-
dungsverhaltnis vorzeitig beendet oder abgebrochen
wird (§ 60c Abs. 4 2. Alternative AufenthG). In diesem
Fall wird der Person einmalig eine Duldung fir sechs
Monate zum Zweck der Suche nach einem weiteren
Ausbildungsplatz zur Aufnahme einer Berufsausbil-
dung erteilt (§ 60c Abs. 6 AufenthG). Weiterhin erlischt
die Ausbildungsduldung, wenn die Person Beziige zu
extremistischen oder terroristischen Organisationen
hat oder diese unterstiitzt, wegen einer in Deutsch-
land begangenen vorsiatzlichen Straftat verurteilt wird,
oder gegen sie eine Ausweisungsverfligung oder eine
Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG vorliegt
(§ 60c Abs. 4, 1. Alternative AufenthG). Nach erfolg-
reichem Abschluss der Berufsausbildung besteht die
Moglichkeit, eine Aufenthaltserlaubnis fir qualifizierte
Geduldete zum Zweck der Beschaftigung nach § 19d
Abs. 1a AufenthG zu beantragen (siehe Kapitel 4.2).

Zukiinftig sind hier Veranderungen zu erwarten, da die
Parteien der neuen Bundesregierung in ihrem Koaliti-
onsvertrag Ende 2021 das Vorhaben formuliert haben,
»Geduldeten in der Ausbildung und ihren Betrieben
mehr Rechtssicherheit durch eine Aufenthaltserlaubnis
(§ 60 c AufenthG) [zu] verleihen’ (SPD/Biindnis90/DIE
GRUNEN/FDP 2021: 110).

Integrations- und Berufssprachkurse

Der Integrationskurs bildet das Kernangebot des Bun-
des zur sprachlichen und politischen Bildung fiir zuge-
wanderte Personen. Er umfasst in der Regel 700 Un-
terrichtseinheiten und ist in einen Sprachkurs sowie
einen Orientierungskurs unterteilt. Dariiber hinaus be-
stehen gesonderte Angebote fiir spezielle Zielgruppen,
beispielsweise fiir Frauen, Eltern, Jugendliche oder
Analphabetinnen und Analphabeten. Personen mit
Duldung gemaR § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG (Dul-
dung aus dringenden humanitaren oder personlichen
Griinde oder erheblichem 6ffentlichen Interesse) kén-
nen, sofern ausreichend Kursplatze vorhanden sind, an
einem Integrationskurs teilnehmen (§ 44 Abs. 4 Nr. 2
AufenthG). Auf Antrag erfolgt ihre Befreiung von dem
Kostenbeitrag zu den Kurskosten (§9 Abs. 2 IntV). Da-
riiber hinaus gibt es ein staatliches Angebot zur be-
rufsbezogenen Deutschsprachférderung (sogenannte
Berufssprachkurse). Personen mit Duldung nach § 60a
Abs. 2 Satz 3 AufenthG oder wenn sie seit mindestens
sechs Monaten in Deutschland mit Duldung leben und
bei der Agentur fiir Arbeit als ausbildungssuchend, ar-
beitsuchend oder arbeitslos gemeldet sind, beschaftigt
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sind oder sich in einer Ausbildung befinden, kdnnen an
diesen Kursen teilnehmen (§ 4 Abs. 1 Satz 2 Deutsch-
sprachférderverordnung (DeuFaV)s?).

3.5 Zugang zum Recht

Rechtsberatung und Prozesskostenhilfe

In Deutschland ist eine Rechtsberatung fiir Menschen
mit niedrigem Einkommen - unabhéngig von ihrer
Staatsangehorigkeit — gegen eine Eigenleistung von 15
Euro, die aber auch erlassen werden kann, grundsatz-
lich anzubieten (BMJV 2020: 8ff.; Caritas o. J.). Die Be-
ratungshilfe umfasst eine juristische Beratung und ge-
gebenenfalls auch die Vertretung in allen rechtlichen
Angelegenheiten (z. B. Zivilrecht, Arbeitsrecht, Ver-
waltungsrecht, Sozialrecht, Steuerrecht, Verfassungs-
recht). In strafrechtlichen Sachen kann man sich im
Rahmen der Beratungshilfe beraten lassen, erhilt aber
keine Vertretung oder Verteidigung, da diese speziell
in der Strafprozessordnung geregelt ist. Der Antrag auf
Beratungshilfe wird beim Amtsgericht gestellt. Anrecht
auf Beratung haben Personen, die lediglich begrenzte
finanzielle Mittel zur Verfigung haben. Das sind Per-
sonen, die ,,so wenig Geld zur Verfiigung [haben], dass
[sie] Prozesskostenhilfe nach den Vorschriften der Zi-
vilprozessordnung erhalten wiirde[n], ohne Raten aus
[ihrem] Einkommen oder etwas aus [ihrem] Vermodgen
dazu bezahlen zu mussen“ (BMJV 2020: 10.). Kommt
es zu einem Prozess, kdnnen Personen mit geringem
Einkommen zusétzlich Prozesskostenhilfe beantragen
(BMJV 2020: 15ff.).

Wiahrend unerlaubt aufhiltige Personen mit Behor-
denkontakt Beratungspersonen oder ein Amtsgericht
aufsuchen und Beratungs- bzw. Prozesskostenbeihilfe
beantragen kénnen, stellt dies fir unerlaubt aufhal-
tige Personen ohne Behdrdenkontakt keine Option
dar. Aus diesem Grund bieten beispielsweise zivilge-
sellschaftliche Organisationen und freie Trager der
Wohlfahrtspflege in ihren Beratungsstellen - zum Teil
in Kooperation mit den Auslanderbehérden in den
sogenannten Clearingstellen - oftmals vertrauliche
Rechtsberatung an, die unabhdngig vom Aufenthalts-
status aufgesucht werden kann (von Manteuffel 2017:
45). Auch fir unerlaubt aufhaltige Personen mit Be-
hordenkontakt dirfte sich die Beantragung von Bera-

51 Verordnung lber die berufsbezogene Deutschsprachférderung
(Deutschsprachforderverordnung - DeuF8V) vom 4. Mai 2016
(Banz AT 04.05.2016 V1).
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tungs- und Prozesskostenhilfe aufgrund sprachlicher
Barrieren und fehlender Kenntnisse (iber das deutsche
Rechtssystem jedoch in der Praxis haufig schwierig ge-
stalten. Dariiber hinaus ist das Rechtsberatungsange-
bot - wie etwa zivilgesellschaftlich durch Refugee Law
Clinics und Fliichtlingsrate oder die Rechtsberaterkon-
ferenz — im Bereich des Migrationsrechts stark tiber-
lastet, was den Zugang zu Rechtsberatung ebenfalls
einschrankt.

Rechte als Opfer oder Zeuginnen und Zeugen von
strafbaren Handlungen

Wenn unerlaubt aufhiltige Personen Opfer oder Zeu-
gin bzw. Zeuge von strafbaren Handlungen werden,
kdnnen sie je nach Art der strafbaren Handlung ihre
Rechte geltend machen. Da Staatsanwaltschaft und
Polizei dem Legalititsgrundsatz unterliegen, diirften
fur unerlaubt aufhiltige Personen ohne Behorden-
kontakt Aufdeckung und Strafverfolgung unvermeid-
bare Folgen sein. Werden unerlaubt aufhaltige Perso-
nen Opfer von Arbeitsausbeutung, kdnnen sie dies vor
Gericht einklagen. Fir unerlaubt aufhiltige Personen
ohne Behdrdenkontakt diirfte auch hier die Aufde-
ckung unvermeidbar sein. Auslandischen Staatsange-
horigen, die Opfer von Straftaten nach dem Schwarz-
arbeiterbekdmpfungsgesetz geworden sind, kann fir
die Dauer des Strafverfahrens eine Aufenthaltserlaub-
nis nach der Sonderregelung in § 25 Abs. 4b AufenthG
erteilt werden.

Werden unerlaubt aufhaltige Personen Opfer von
Menschenhandel und Zwangsprostitution, kann ihnen
nach der humanitaren Sonderregelung ein Aufent-
haltstitel gewahrt werden (§ 25 Abs. 4a AufenthG).>
Fir unerlaubt aufhiltige Personen ohne Behoérden-
kontakt bedeutet dies zwangslaufig das Offenlegen
des Status gegeniiber der Auslanderbehdrde. Voraus-
setzung fir die Erteilung eines solchen Aufenthaltsti-
tels ist, dass die Anwesenheit der betroffenen Per-
son fir die Durchfiihrung eines Strafverfahrens als
sachgerecht erachtet wird, dass sie jede Verbindung
zu den Personen, die beschuldigt werden, die Straf-
tat begangen zu haben, abgebrochen hat und sie ihre
Bereitschaft erklart hat, in dem Strafverfahren wegen
der Straftat als Zeugin bzw. Zeuge auszusagen. Die
Dauer der Aufenthaltserlaubnis betragt bei der erst-
maligen Erteilung ein Jahr und kann nach Beendigung
des Strafverfahrens aus humanitdren oder personli-
chen Griinden verlangert werden (§ 25 Abs. 4a Satz 3

52 Den Opfern von Menschenhandel kann ein Aufenthaltstitel auch
nach § 25 Abs. 3 AufenthG i.V.m. § 60 Abs. 7 AufenthG gewahrt
werden (BT-Drs. 16/5065), 170.
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AufenthG). Zudem wird Opfern von Menschenhandel
eine Bedenk- und Stabilisierungsfrist von mindestens
drei Monaten gewdhrt, innerhalb derer sie nicht mit
aufenthaltsrechtlichen MaRnahmen rechnen mussen,
unabhangig davon, ob sie spater tatsachlich als Zeu-
ginnen bzw. Zeugen vor Gericht auftreten (§ 59 Abs. 7
AufenthG).

3.6 Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie

Nach § 1 Absatz 1 der Coronavirus-Impfverordnung
(CoronalmpfV) haben u. a. Personen, die ihren Wohn-
sitz oder gewdhnlichen Aufenthaltsort in der Bundes-
republik Deutschland haben, im Rahmen der Verfiig-
barkeit der vorhandenen Impfstoffe Anspruch auf
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2.
Damit gilt der Anspruch fir alle o. g. Personen, fiir die
es einen zugelassenen Impfstoff gibt, unabhangig von
ihrem Versichertenstatus. Den gewdhnlichen Aufent-
halt hat eine Person dort, wo sie sich unter Umstanden
aufhailt, die erkennen lassen, dass sie an diesem Ort
oder in diesem Gebiet nicht nur vorlibergehend ver-
weilt. Auf die RechtmaRigkeit des Aufenthalts kommt
es dabei nicht an. Die CoronalmpfV setzt nicht voraus,
dass vor Erhalt einer Schutzimpfung ein Lichtbildaus-
weis vorgelegt werden muss. Zudem sind impfende
Arzte keine ,,6ffentlichen Stellen® im Sinne des § 87
AufenthG, sodass unerlaubt aufhiltige Personen keine
Unterrichtung der zustdandigen Auslanderbehérden
flirchten miissen. Menschen ohne Aufenthaltsstatus
haben somit grundsatzlich Zugang zu Corona-Impfun-
gen, sofern sie ihren gewdhnlichen Aufenthaltsort in
Deutschland haben.

Die tatsachliche Ermoglichung von Impfungen erfolgt
in Zustandigkeit der Bundesldnder. Die zustdndigen
Behorden vor Ort stellen sicher, dass Leistungsberech-
tigten nach dem AsylbLG friihzeitig die notwendigen
Schutzimpfungen angeboten werden. So wird gewahr-
leistet, dass auch dieser Personenkreis friihzeitig einen
mit der Allgemeinbevélkerung vergleichbaren Impf-
schutz aufweist.

Im Rahmen der Kampagne ,Gemeinsam gegen Co-
rona‘ stellt das Bundesministerium fiir Gesundheit
auf der Internetseite www.zusammengegencorona.
de verschiedenen Zielgruppen ein breites Spekt-

rum an Informationen zum Coronavirus in 22 ver-
schiedenen Sprachen zur Verfiigung. Die im Rahmen
einer Férderung des Bundesministeriums fiir Gesund-
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heit entwickelte App ,aidminutes.rescue (COVID-19)*
unterstiitzt das medizinische Personal in Impfstel-
len dabei, nicht deutschsprachige Menschen iber die
COVID-19-Impfung und Impfstoffe zu informieren,
und ermoglicht eine rechtssichere Aufklarung und
Anamneseerhebung.

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behérdenkontakt,
die in den Gemeinschaftsunterkiinften leben, haben
durch das enge Zusammenleben vieler Menschen ein
erhohtes Infektionsrisiko. Das Robert-Koch-Institut
hat dementsprechend Empfehlungen fir Gesund-
heitsamter zu Pravention und Management von CO-
VID-19-Erkrankungen in Aufnahmeeinrichtungen und
Gemeinschaftsunterkinften fir Schutzsuchende (im
Sinne von §§ 44, 53 AsylG) veréffentlicht.>* Die Bun-
desregierung hat zudem Personen, die in Gemein-
schaftsunterkiinften wohnen, in die zweithdchste Pri-
orisierungsgruppe (Gruppe 2, Anspruchsberechtigte
mit hoher Prioritat) der CoronalmpfV aufgenommen,
um diesem Risiko Rechnung zu tragen. Laut der be-
fragten Innenministerien der Ladnder wurden Vorkeh-
rungen getroffen, um das Infektionsrisiko zu mini-
mieren. Dazu gehort das Testen bzw. Isolieren neuer
Bewohnerinnen und Bewohner und das Aushdngen
von mehrsprachigen Informationen zur Ansteckungs-
vorbeugung sowie die Versorgung mit Schutzmas-
ken durch den Bund. Ferner wurde die Coronavirus-
Testverordnung (TestV) dahingehend angepasst, dass
neben der Kosteniibernahme fiir Tests bei Auftreten
des Coronavirus in einer Sammelunterkunft auch die
Kosten fiir praventive Tests bei asymptomatischen
Personen in Sammelunterkiinften durch den Bund
tibernommen werden. Des Weiteren wurde durch die
Testverordnung geregelt, dass Leistungsberechtigte
nach dem AsylbLG die kostenfreie Blirgertestung nach
§ 4a TestV in Anspruch nehmen kénnen bzw. nach der
Reform der TestV im September 2021 grundsatzlich
alle asymptomatischen Personen. Auch bei der Weiter-
leitung in die kommunalen Unterkiinfte werden Tests
vorgenommen und/oder die Personen isoliert sowie
die Hygienestandards eingehalten.

Kommunale Stellen bieten flichendeckend COVID-
19-Tests fir die gesamte Bevolkerung an. Sie un-
terliegen dabei wie das Sozialamt und die Gesund-
heitsamter, die ansonsten auch Anlaufstellen fir
COVID-19-Tests sind, der Ubermittlungspflicht. Es ist
davon auszugehen, dass die Angst vor der Aufdeckung

53 Siehe https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_
Coronavirus/AE-GU/Aufnahmeeinrichtungen.html (26.04.2022).
Siehe auch zum Ubertragungsrisiko virusbedingter Erkrankun-
gen der Atemwege in Aufnahmeeinrichtungen (AE) und Ge-
meinschaftsunterkiinften (GU) Bozorgmehr et al. 2020.
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des unerlaubten Aufenthalts dazu fihrt, entspre-
chende Testangebote nicht wahrzunehmen (Medien-
dienst Integration 2020). Grundsitzlich gilt, dass im
Fall einer Erkrankung in Notfillen alle Menschen be-
handelt werden missen (siehe Kapitel 3.1 und 3.2).

In den Bundesldndern wurde die Leistungsgewah-
rung an die Pandemielage angepasst, um die Einhal-
tung von Hygienestandards sicherzustellen, Kontakte
zu verringern und so die Gefahr einer Ansteckung bei
Behordengangen zu minimieren (MIBS SL 2020; MI ST
2020; SenIAS BE 2020). In Sachsen-Anhalt entschied
das Ministerium fiir Inneres und Sport beispielsweise,
dass Geldleistungen auch durch Uberweisungen auf
die Bankkonten von Leistungsempfangerinnen und
-empfangern erbracht werden kénnen, um soziale
Kontakte sowie das Ansteckungsrisiko in Behérden zu
reduzieren (MI ST 2020). Zur Abfederung der sozialen
und wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie
hat die Bundesregierung verschiedene MaRnahmen
auch fir Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG er-
griffen. Im Mai 2021 erhielten erwachsene Leistungs-
berechtigte einmalig 150 Euro (Sozialschutzpaket III),
im August 2021 erhielten leistungsberechtigte Kinder
einmalig 100 Euro (Kinderfreizeitbonus). Zur Versor-
gung von Schiilern mit digitalen Endgeraten zur Teil-
nahme am Distanzunterricht wurden bis zu 350 Euro
je Schiiler gewdhrt. Das Bundesministerium fir Ar-
beit und Soziales hat die Lander dazu aufgefordert,
die Versorgung mit FFP-II-Masken (iber § 6 AsylbLG
sicherzustellen.

3.7 Kooperation zwischen
Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene

Da in Deutschland die Zustindigkeiten im Migrations-
bereich insgesamt und somit auch in Bezug auf un-
erlaubt aufhaltige Personen zwischen Bund, Landern
und Kommunen aufgeteilt sind, birgt dieses Thema
insbesondere in Zeiten von hoherer Zuwanderung

ein gewisses Konfliktpotenzial durch unterschiedli-
che Interessen dieser Ebenen. Wahrend der Bund die
Gesetzgebung verantwortet, sind die Bundeslander
grundsatzlich fir Rickfihrungen zusténdig. Auch Un-
terbringung und Versorgung sind Aufgabe der Lander,
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deren Durchfiihrung aber in der Regel ganz oder teil-
weise auf die Kommunen (bertragen ist.**

Fiir die Lander und insbesondere die Kommunen stellt
die Unterbringung und Versorgung von Personen mit
Ausreisepflicht eine Herausforderung dar: So bedeute
die ,Unterbringung und Versorgung von Menschen
mit unklarer oder fehlender Bleibeperspektive erheb-
liche finanzielle und personelle Mehrbelastungen [...]“
und ,[n]Jur wenn diejenigen, die kein Bleiberecht in
Deutschland haben, auch konsequent abgeschoben
werden®, kdnne ,.eine gesamtgesellschaftliche Akzep-
tanz fir die Integration hergestellt werden“ (DStGB
2019). Gleichzeitig vertreten die Kommunen auch die
Position, dass ,,Losungen fiir diejenigen gefunden wer-
den [sollen], die zwar ausreisepflichtig sind, sich aber
gut in die Gesellschaft integriert haben“ (Deutscher
Bundestag 2019h: 59).

Unter Beriicksichtigung von Forderungen der Bundes-
lander und Kommunen wurden in den letzten Jahren
verschiedene Malinahmen auf Bundesebene getrof-
fen, um sie in ihrer Aufgabenerfiillung starker zu un-
terstlitzen. Diese Malinahmen betreffen vorrangig den
Umgang mit unerlaubt aufhéltigen Personen mit Be-
hordenkontakt. Auch haben sich auf regionaler und
lokaler Ebenen Akteursnetzwerke gegriindet, die sich
mit der Situation unerlaubt aufhaltiger Personen mit
und ohne Behodrdenkontakt befassen.

Finanzielle Ausgleichsmalnahmen

Seit 2015 beteiligt sich der Bund an den Kosten, die
den Landern und Kommunen im Zusammenhang mit
der gestiegenen Fluchtmigration entstehen, da die
Lander bzw. Kommunen fiir die Ausfiihrung des Auf-
enthG und insbesondere des AsylbLG zustindig sind.*®
Die bisher bis Ende 2021 befristete finanzielle Unter-
stlitzung des Bundes fliet zunachst an die Lander, die
dann bestimmen, in welchem Ausmal} die Gelder an
die Kommunen weitergeleitet werden. Durch verschie-
dene MaRnahmen beteiligt sich der Bund auf diese
Weise an den Ausgaben fiir Schutzsuchende von der
Registrierung bis zur Bescheidung, einschlieRlich einer
pauschalen Zahlung von 670 Euro je abgelehnter Per-

54 Die Lander bestimmen die firr die Durchfiihrung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes zustandigen Behdrden und Kostentrager
(vgl. § 10 AsylbLG).

55 Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integra-
tion und zur weiteren Entlastung von Landern und Kommunen
vom 1.12.2016, BGBL. I 2016, 2755 und Gesetz zur Beteiligung
des Bundes an den Integrationskosten der Lander und Kommu-
nen in den Jahren 2020 und 2021 vom 9.12.2019, BGBL. I 2019,
2051.
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son (Deutscher Bundestag 2015c: 57; Deutscher Bun-
destag 2017d: 5; BMF 2019).

Grundsatzlich regelt jedes Bundesland die Kostenver-
teilung zwischen Land und Kommunen beziiglich der
Unterbringung und Versorgung der Schutzsuchenden
nach dem AsylbLG in einem eigenen Aufnahmegesetz,
durch das die kommunalen Kosten in unterschiedli-
chem Umfang ausgeglichen werden. Der Deutsche
Stadte- und Gemeindebund dringt in diesem Zusam-
menhang auf eine umfassende Weiterleitung der vom
Bund bereitgestellten Gelder durch die Lander an die
Kommunen (DStGB 2018). Nachdem die Verpflichtung,
in einer Landesaufnahmeeinrichtung zu wohnen, fiir
bestimmte Personengruppen {iber 18 Monate hinaus
verldngert wurde und die Versorgung und Unterbrin-
gung dort wohnender Personen durch das Land getra-
gen wird, ist davon auszugehen, dass die Kommunen
in Zukunft weniger Kosten im Zusammenhang mit un-
erlaubt aufhaltigen Personen tragen werden missen.

Kooperationsplattformen

In der Landerarbeitsgemeinschaft fiir Migration und
Fluchtlingsfragen (ArgeFl{) und der ,Konferenz der
Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senato-
ren fir Arbeit und Soziales (ASMK) tauschen sich die
Lander regelmalig unter Beteiligung des Bundes und
anderer Stellen zu Themen von Migration und Asyl
aus und stimmen sich in wichtigen Fragen untereinan-
der ab. Die ArgeFlii befasst sich unter anderem auch
mit Fragen der Aufnahme, Verteilung und Versorgung
von Asylbewerberleistungsberechtigten und somit
auch mit unerlaubt aufhiltigen Personen mit Duldung
(ASMK 2019: 93ff.).
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Eine weitere Kooperationsplattform stellt die Arbeits-
gruppe (AG) ,Integriertes Riickkehrmanagement der
,Standigen Konferenz der Innenministerinnen bzw.
-minister und -senatorinnen bzw. -senatoren der Lan-
der‘ (IMK) dar. Sie wurde im Jahr 2017 durch das Zu-
sammenschlieBen der Arbeitsgruppen ,Rickfiihrung
sowie ,Freiwillige Riickkehr gegriindet. Die AG ,Inte-
griertes Riickkehrmanagement’ fungiert als strategi-
sches Steuerungsgremium des ZUR und ,befasst sich
dabei mit strategischen Angelegenheiten der freiwilli-
gen Riickkehr und der Rickfiihrung” (IMK 2017: 8).

Des Weiteren unterstiitzen zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen den Austausch. Das ,Katholische Forum
Leben in der Illegalitat’ lbernimmt zum Beispiel eine
wichtige Rolle als Diskussionsplattform zum Thema
unerlaubter Aufenthalt. Ziel des Forums ist, bei seinen
Veranstaltungen sowohl kirchliche als auch zivilgesell-
schaftliche Migrationsexpertinnen und -experten, Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Politike-
rinnen und Politiker und Verwaltungsexpertinnen und
-experten zusammenzubringen, um ,an politischen
Problemlésungen zu arbeiten” (Katholisches Forum
Leben in der Illegalitdt o. J.). Eine weitere Austausch-
plattform fir zivilgesellschaftliche und staatliche Ak-
teure ist die BAG Gesundheit/Illegalitit, die im Marz
2006 gegriindet wurde. In der BAG Gesundheit/Ille-
galitat finden sich ,Sachverstandige aus Wissenschaft,
der medizinischen Praxis, aus Kirchen, Wohlfahrtsver-
banden, Kommunen und verschiedenen nichtstaatli-
chen Organisationen“ zusammen (Diakonie 2017). Sie
sieht es unter anderem als ihre Aufgabe, die Hinder-
nisse, die einer gesundheitlichen Versorgung von uner-
laubt aufhaltigen Personen entgegenstehen, zu unter-
suchen und im Anschluss praxisrelevante Vorschlige
auszuarbeiten sowie den Informationsaustausch zwi-
schen den relevanten Akteurinnen und Akteuren zu
unterstiitzen (Diakonie 2017).
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4  Mafitnahmen zur Beendigung des
unerlaubten Aufenthaltes

In Deutschland zielen die gesetzgeberischen und be-
hérdlichen MaRnahmen primar darauf ab, unerlaubte
Einreisen zu verhindern und eine bestehende Ausrei-
sepflicht durchzusetzen (BMI o. J.). Halten sich Perso-
nen unerlaubt in Deutschland auf, wird ihre Ausreise
in das Herkunftsland oder in einen anderen aufnah-
mebereiten Staat neben Abschiebungen und Zuriick-
schiebungen primar durch MaRnahmen zur Férderung
einer freiwilligen Riickkehr¢ sowie durch weiterge-
hende Einschriankungen der Rechtsstellung ange-
strebt. Neben MaRRnahmen der Aufenthaltsbeendigung
bestehen rechtliche Regelungen, die unter bestimm-
ten Voraussetzungen unerlaubt aufhialtigen Personen
einen Zugang zur gesellschaftlichen Teilhabe (bspw.
zur Beschaftigung) und unter bestimmten Vorausset-
zungen ein Bleiberecht ermdglichen (vor allem §§ 19d,
23a, 25 Abs. 5, 25a und 25b, 104a AufenthG; § 39 Abs.
5 AufenthV). Diese Ansitze werden im Folgenden
beschrieben.

4.1 Beendigung des
unerlaubten Aufenthalts
durch freiwillige Riickkehr

Um eine bestehende Ausreisepflicht durchzusetzen,
werden in Deutschland neben der Riickfiihrung durch

56 Der Begriff der freiwilligen Riickkehr wird haufig mit der Be-
grindung kritisiert, dass Personen mit Ausreisepflicht meist
keine legale Alternative zur Ausreise haben und ihre Rickkehr
somit streng genommen nicht freiwillig erfolgt (SVR 2017: 7).
Aus staatlicher Perspektive erfolgt die Riickkehr ,freiwillig, da
hierzu keine Zwangsmittel eingesetzt werden und den Betroffe-
nen eine Frist zur selbststandigen Ausreise gesetzt wird, anstatt
die Ausreisepflicht sofort zu vollstrecken (SVR 2017: 7). Da der
Begriff der freiwilligen Riickkehr sich in der aufenthaltsrechtli-
chen Diskussion, sofern es um Ausreisepflichtige geht, als Ge-
genstlick zur zwangsweisen Rickfiihrung (Abschiebung) etab-
liert hat, wird er so auch im vorliegenden Bericht verwendet.

Zurlickschiebung®” oder Abschiebung®® mit erster Pri-
oritdit MaRnahmen angewandt, die eine freiwillige
Riickkehr fordern. Der freiwilligen Ausreise wird der
Vorrang eingerdumt, wie sich schon aus der vom Ge-
setz regelmaRig eingerdumten Ausreisefrist ergibt. Sie
gilt als die humanere und kostengiinstigere Form der
Rickkehr von ausreisepflichtigen Drittstaatsangehori-
gen (Schneider/Kreienbrink 2010: 47).

In Deutschland existieren verschiedene staatliche
sowie nichtstaatliche Programme zur Riickkehrférde-
rung, die sowohl von unerlaubt aufhiltigen Personen
mit als auch ohne Behérdenkontakt in Anspruch ge-
nommen werden kénnen (Grote 2015: 19). Seit Anfang
2019 gibt es im Rahmen des Bund-Lander-Riickkehr-
forderprogramms REAG/GARP* eine spezifische MaR-
nahme fiir sogenannte Langzeitgeduldete: So kdnnen
Personen, die mit dem REAG/GARP-Programm in ihr
Herkunftsland zuriickkehren und seit mindestens zwei
Jahren in Deutschland geduldet sind, in einigen Lan-
dern® eine einmalige finanzielle Unterstiitzung sowie
Reintegrationsleistungen in den Bereichen Wohnen

57 Die Zuriickschiebung (§ 57 AufenthG) ist die unverzigliche
Aufenthaltsbeendigung einer irregulér eingereisten Person, die
im Grenzgebiet aufgegriffen wurde (SVR 2017: 10). Eine Zuriick-
schiebung darf nur dann erfolgen, wenn kein Asylantrag gestellt
wurde und keine Abschiebungsverbote vorliegen. Ist die uner-
laubte Einreise aus einem Mitgliedstaat der Europdischen Union
erfolgt, soll die betreffende Person dorthin zuriickgeschoben
werden. Im Gegensatz zur Abschiebung bedarf es fiir den Voll-
zug der Zurlckschiebung keiner Androhung und Fristsetzung
(Hailbronner 2017: 359), zudem haben Rechtsmittel in der Regel
keine aufschiebende Wirkung.

58 Die Abschiebung (§ 58 AufenthG) ist die Durchsetzung der
Ausreisepflicht mit Zwang. Sie setzt insbesondere voraus, dass
die Ausreisepflicht vollziehbar und die freiwillige Ausreise in der
eingeraumten Frist nicht erfolgt ist oder eine Uberwachung der
Ausreise als nétig erachtet wird.

59 REAG: Reintegration and Emigration Program for Asylum-
Seekers in Germany; GARP: Government Assisted Repatriation
Program: REAG/GARP ist ,,das zahlenmé&Rig wichtigste Riick-
kehrférderprogramm in Deutschland®, das unter Umsténden
die Reisekosten und -beihilfen (REAG) und Starthilfen zur Wie-
dereingliederung (GARP) tibernimmt (REAG/GARP-Programm
2018; Grote 2015: 19). In Ergédnzung zum REAG/GARP-Pro-
gramm konnen Riickkehrende mit dem Programm ,Starthil-
fePlus‘ in bestimmten Ziellindern eine zusatzliche finanzielle
Unterstitzung bzw. Sachleistungen als Reintegrationsunterstit-
zung erhalten (IOM/BAMF 2020).

60 Albanien, Bosnien und Herzegowina, Georgien, Republik Nord-
mazedonien, Montenegro, Serbien und Republik Moldau.
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und Gesundheit erhalten (IOM/BAMF 2020). Daneben
gibt es zahlreiche transnationale, europaische, bun-
des- und landesweite sowie kommunale Projekte, die
die Rickkehr und Reintegration bestimmter Zielgrup-
pen, zum Beispiel Personen mit spezifischen Staatsan-
gehorigkeiten, fordern. Diese Projekte gewdhren tiber
REAG/GARP hinaus besondere Férderleistungen und
RuickkehrvorbereitungsmaRnahmen (siehe Rietig/Giin-
newig 2020; SVR 2017; Grote 2015). Weiterhin werden
in den meisten Bundeslandern Beratungen zur freiwil-
ligen Riickkehr unter anderem durch das BAMF, durch
die Ausldnderbehdrden sowie durch nichtstaatliche
Rickkehrberatungsstellen, beispielsweise durch Wohl-
fahrtsverbdnde, angeboten.®! Da lediglich nichtstaatli-
che Riickehrberatungsstellen Anonymitat garantieren,
ist davon auszugehen, dass unerlaubt aufhaltige Per-
sonen ohne Behordenkontakt diese bevorzugen und
ihnen dementsprechend eine Riickkehrberatung nicht
flichendeckend zur Verfliigung steht.

Um die Lander hinsichtlich der Durchsetzung der Aus-
reisepflicht zu unterstiitzen, wurde auch der gegensei-
tige Austausch intensiviert. Seit Marz 2017 fungiert das
Gemeinsame Zentrum zur Unterstitzung der Riick-
kehr (ZUR) als ,Kooperationsplattform zwischen Bund
und Landern®in den Bereichen der freiwilligen Riick-
kehr und Rickfiihrung. ZUR fungiert als standige In-
formations- und Auskunftsstelle, ibernimmt die Pas-
sersatzbeschaffung, operative Angelegenheiten der
Rickfiihrung sowie optimiert Informationenaustausch
zu bewdhrten Praktiken im europdischen Kontext
(Deutscher Bundestag 2018c: 4; Deutscher Bundestag
2020b: 5). Im ZUR sind Mitarbeitende des BAMF, der
Bundespolizei und auch der Bundeslander beschaftigt.
Die Leitung obliegt dem BMI.

4.2 Gesetzliche Mafnahmen
mit eingreifendem
Charakter

Malnahmen, die die Rechtsstellung einschranken, be-
treffen vor allem unerlaubt aufhaltige Personen, die
den Behoérden bekannt sind und das Ausreisehinder-
nis selbst zu vertreten haben. Darunter fallen unter
anderem Personen mit einer Duldung mit dem Zusatz
Jfur Personen mit ungeklarter Identitat’ (§ 60ai. V. m.
§ 60b AufenthG). Dies sind Personen, deren ,, Abschie-

61 Eine Ubersicht zu den Beratungsangeboten und Férderprogram-
men findet sich auf der Website www.returningfromgermany.de.
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bung aus von ihnen selbst zu vertretenden Griinden
nicht vollzogen werden kann, weil sie das Abschie-
bungshindernis durch eigene Tauschung tber ihre
Identitdt oder Staatsangehorigkeit selbst herbeifiih-
ren oder sie zumutbare Handlungen zur Erfillung ihrer
Passbeschaffungspflicht nicht vornehmen* (Deutscher
Bundestag 2019i: 2).52 Im Folgenden werden mégliche
MaRnahmen und Restriktionen wie die Einschriankung
der Bewegungsfreiheit, des Zugangs zum Arbeits-
markt, zu Sozialleistungen sowie beziiglich der Mog-
lichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis zu bekommen,
kurz beschrieben.

Eingeschriankte Bewegungsfreiheit: Residenzpflicht
und Wohnpflicht in einer Aufnahmeeinrichtung

Auslander, die den Asylantrag bei einer AulRenstelle
des Bundesamtes zu stellen haben (§ 14 Abs. 1 AsylG),
sind verpflichtet®, bis zur Entscheidung des Bundes-
amtes Uiber den Asylantrag und im Falle der Ablehnung
des Asylantrags bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug
der Abschiebungsandrohung oder -anordnung, langs-
tens jedoch bis zu 18 Monate, bei minderjahrigen Kin-
dern und ihren Eltern oder anderen Sorgeberechtigten
sowie ihren volljahrigen, ledigen Geschwistern langs-
tens jedoch bis zu sechs Monate, in der fir ihre Auf-
nahme zustandigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen
(§ 47 Abs. 1 Satz 1 AsylG).** Abweichend davon sind
bestimmte Personengruppen verpflichtet, iiber 18 Mo-
nate hinaus in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen
(§ 47 Abs. 1 Satz 3 AsylG). Das betrifft bspw. Personen,
die vollziehbar ausreisepflichtig sind und fortgesetzt
Uber ihre Identitat oder Staatsangehdorigkeit tauschen
und nicht an der Beseitigung von Ausreisehindernis-
sen, zum Beispiel der Pass(ersatz-)beschaffung, mit-
wirken. Das gilt nicht bei minderjahrigen Kindern und
ihren Eltern oder anderen Sorgeberechtigten sowie
ihren volljahrigen, ledigen Geschwistern. Unbegleitete
Minderjahrige werden nicht in Aufnahmeeinrichtun-
gen nach § 47 AsylG untergebracht, sondern in Obhut
des Jugendamts genommen und auf Einrichtungen der
Jugendhilfe oder Pflegefamilien verteilt.

62 Zweites Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht
(,Geordnete-Riickkehr-Gesetz‘) vom 15. August 2019, BGBL. I
2019, 1294.

63 Im Hinblick auf die Schutzverpflichtung des § 44 Abs. 2a AsylG
ist zudem ein zwingender Beendigungsgrund nach § 49 Abs. 2
AsylG gegeben, sofern bei Frauen und anderen besonders vul-
nerablen Personen der Schutz in der Aufnahmeeinrichtung nicht
gewahrleistet werden kann (Giesler 2021: Rn. 6).

64 Die vormalige generelle Hochstdauer von sechs Monaten gilt
jetzt nur noch fiir minderjahrige Kinder und ihre Eltern oder
andere Sorgeberechtigte sowie ihre volljahrigen, ledigen Ge-
schwister.
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Personen aus sicheren Herkunftsstaaten miissen bis
zur Entscheidung des BAMF (iber den Asylantrag und
im Falle der Ablehnung des Asylantrags als offensicht-
lich unbegriindet oder als unzulassig bis zu ihrer Aus-
reise oder Abschiebung in einer solchen Einrichtung
leben. Die Ausgestaltung der Aufnahmeeinrichtungen
obliegt dabei dem jeweiligen Bundesland. Die Bundes-
lander kdnnen beispielsweise die Dauer der Wohn-
pflicht auf bis zu 24 Monate ausdehnen, gleicherma-
Ren kénnen die einzelnen Lander die Personen auch
schon vor den gesetzlich festgelegten Aufenthalts-
zeiten in andere Einrichtungen verteilen (§ 48 AsylG).
Weiterhin kénnen die Bundeslander Ausreiseeinrich-
tungen schaffen, in denen durch Betreuung und Bera-
tung die Bereitschaft zur Ausreise geférdert sowie die
sErreichbarkeit [...] fir Beh6rden und Gerichte gesi-
chert“ werden soll (§ 61 Abs. 2 Satz 2 AufenthG). In
diesem Kontext haben eine Reihe von Bundeslandern
von 2018 bis 2021 auf Grundlage einer Verwaltungs-
vereinbarung mit dem Bundesministerium des Inne-
ren, fur Bau und Heimat auch ,Ankunfts-, Entschei-
dungs- und Riickkehr-Einrichtungen’, die sogenannten
LANKER- Einrichtungen und funktionsgleiche Einrich-
tungen, er6ffnet (BAMF 2021).

Ziel der Unterbringungsregelungen ist es unter ande-
rem, die finanzielle Belastung fiir die Kommunen zu
verringern und die Aufenthaltsverfestigung durch bei-
spielsweise den Kontakt mit der Bevélkerung zu ver-
hindern. So wiirde durch eine dezentrale Unterbrin-
gung die Integration geférdert werden und dadurch
»die Durchsetzung der Ausreisepflicht abgelehnter
Asylbewerber erheblich erschwer[t]“ werden (Thym
2017:12).

Eingeschrankter Zugang zum Arbeitsmarkt

Um Fehlanreize zum rechtswidrigen Verbleib zu ver-
meiden, ist auch der Zugang zum Arbeitsmarkt fir
unerlaubt aufhaltige Personen durch den Gesetzge-
ber eingeschrankt. Wie bereits in Kapitel 3.3 darge-
stellt, haben unerlaubt aufhaltige Personen, die den
Behorden unbekannt sind, keinen legalen Zugang
zum Arbeitsmarkt, aber auch fiir unerlaubt aufhaltige
Personen mit Behérdenkontakt ist der Zugang einge-
schrankt. MaRgeblich ist dabei stets ihre zumutbare
Mitwirkung zur Beseitigung von Abschiebungshinder-
nissen. Personen, deren Abschiebung aus von ihnen
selbst zu vertretenden Griinden nicht vollzogen wer-
den kann, weil sie das Abschiebungshindernis durch
eigene Tauschung Uber ihre Identitdt oder Staatsan-
gehorigkeit selbst herbeifiihren oder sie zumutbare
Handlungen zur Erfiillung ihrer Passbeschaffungs-
pflicht nicht vornehmen, unterliegen einem Erwerbs-
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verbot (§ 60b Abs. 5 AufenthG). Sofern sie ihren Mit-
wirkungspflichten nicht nachkommen, verbleiben sie
in dieser Situation.

Eingeschrankte Sozialleistungen

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behérdenkon-
takt erhalten Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr.4 und 5
AsylbLG. Dies tragt insbesondere dem nicht verfes-
tigten Aufenthalt von unerlaubt aufhaltigen Personen
Rechnung.

Vollziehbar ausreisepflichtigen Personen ohne Dul-
dung, fiir die ein Ausreisetermin und eine Ausreise-
moglichkeit feststehen, werden ab dem auf den Aus-
reisetermin folgenden Tag nur noch Leistungen zur
Deckung ihres Bedarfs an Erndahrung und Unterkunft
einschlieflich Heizung sowie Kérper- und Gesund-
heitspflege gewahrt. Nur in Ausnahmefallen kdnnen
auch Leistungen zur Deckung des Bedarfs an Kleidung
und Gebrauchs- und Verbrauchsgiitern des Haushalts
gewahrt werden. Die Leistungen sollen als Sachleis-
tungen erbracht werden (§ 1a Abs. 1 AsylbLG). Gedul-
dete und vollziehbar Ausreisepflichtige ohne Duldung
erhalten geminderte Leistungen, wenn sie die Abschie-
bungshindernisse selbst zu verschulden haben (§ 1a
Abs. 3 AsylbLG) . Ebenso erhalten vollziehbar Ausrei-
sepflichtige, fiir die nach der Dublin-III-Verordnung
der Europdischen Union ein anderer Mitgliedstaat zu-
standig ist oder die dort bereits Schutz erhalten haben,
nur eingeschréankte Leistungen (§ 1a Abs. 4 und Abs.

7 AsylbLG) oder Uberbriickungsleistungen (§ 1 Abs. 4
AsylbLG).

Eingeschrankte Bleiberechtsmoglichkeiten

Die Erteilung einer humanitaren Aufenthaltserlaub-
nis aufgrund der Ausbildung oder zum Zweck der Er-
werbstatigkeit setzen eine bestimmte Aufenthalts-
dauer voraus (§§ 25a und 25b AufenthG; siehe Kapitel
4.3). Dabei kénnen auch die Zeiten angerechnet wer-
den, in denen die Person eine Aufenthaltsgestattung,
einen erlaubten Aufenthalt oder eine Duldung (soge-
nannte Vorduldungszeiten) hatte. Bei Personen, die
im Besitz einer Duldung mit dem Zusatz ,flir Personen
mit ungeklarter Identitat® sind, werden Vorduldungs-
zeiten nicht beriicksichtigt. Ferner kann die Duldung
Jfur Personen mit ungeklarter Identitat’ selbst nicht als
\Vorduldungszeit‘ angerechnet werden (§ 60b Abs. 5
AufenthG).
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4.3 Wege zum Bleiberecht

Friher ging auch Deutschland wie heute noch an-
dere EU-Mitgliedstaaten, z. B. Spanien und Italien, den
Weg, bei Bedarf Regularisierungen fiir unerlaubt auf-
haltige Personen durchzufiihren. Mehrmals kam es

zu Altfallregelungen fiir bestimmte Personengruppen
und Nationalitdten, die regelmaRig von der Innenmi-
nisterkonferenz beschlossen und dann durch Verwal-
tungsvorschriften der Bundeslander umgesetzt wur-
den (§§ 104a, b AufenthG sind die letzten ,,Relikte”
dieser Praxis im AufenthG). In das deutsche AufenthG
wurden in den letzten Jahren aber verschiedene Re-
gelungen eingefiigt, die es behdrdlich registrierten
ausreisepflichtigen Personen ermdglichen, eine Auf-
enthaltserlaubnis und damit einen rechtmaRigen Auf-
enthaltsstatus zu erhalten. Diese Méglichkeiten setzen
in der Regel eine Duldung voraus (siehe Kapitel 2.2).
Es handelt sich um weitreichende Moglichkeiten fir
einen sogenannten Spurwechsel, die aber in der politi-
schen Diskussion dariiber regelmalig libersehen wer-
den (siehe Kapitel 2.4.1). Tabelle 7 zeigt die verschie-
denen Moglichkeiten auf, eine Aufenthaltserlaubnis zu
erhalten.

Perspektivisch werden sich an den im Folgenden dar-
gestellten Méglichkeiten teilweise Anderungen er-
geben, da die Parteien der neuen Bundesregierung in
ihrem Ende 2021 beschlossenen Koalitionsvertrag das
Vorhaben formuliert haben, ,,das komplizierte System
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der Duldungstatbestande [zu] ordnen und neue Chan-
cen fiir Menschen [zu] schaffen, die bereits ein Teil un-
serer Gesellschaft geworden sind“ (SPD/Biindnis90/
DIE GRUNEN/FDP 2021: 110).

Aufenthaltserlaubnis wegen Unmoglichkeit der
Ausreise

Die am haufigsten in Deutschland an unerlaubt auf-
haltige Personen mit Behdrdenkontakt erteilte Auf-
enthaltserlaubnis ist die Aufenthaltserteilung fiir
Personen, deren Ausreise aus rechtlichen® oder tat-
sachlichen Griinden® unméglich ist (§ 25 Abs. 5 Auf-
enthG) (siehe Kapitel 2.2 Tabelle 4). Sie begiinstigt
vollziehbar ausreisepflichtige Personen, die aus den
oben genannten Griinden nicht ausreisen kdnnen und
bei denen mit dem Wegfall des Ausreisehindernisses in
absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. Durch die Einfih-
rung dieser Regelung sollte die Praxis der wiederhol-
ten Duldungserteilungen - ,Kettenduldung’ — beendet

65 Rechtliche Griinde umfassen ,inlandsbezogene Ausreisehinder-
nisse, beispielsweise bei Vorliegen einer korperlichen oder psy-
chischen Erkrankung, wenn die ernsthafte Gefahr besteht, dass
sich der Gesundheitszustand des Auslanders durch die Ausreise
als solche, also unabhdngig von den spezifischen Verhaltnissen
im Abschiebestaat, erheblich verschlechtert® (Nr. 25.5.1.3.1
AufenthGAVWV).

66 Tatsachliche Griinde sind bspw. ,Falle der Reiseunfahigkeit, un-
verschuldeter Passlosigkeit und unterbrochener oder fehlender
Verkehrsverbindungen, sofern mit dem Wegfall der Hindernisse
in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist“ (Nr. 25.5.1.2 AufenthGA-
VwV).

Tabelle 7: Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an Personen mit Duldung

Grund fiir die Erteilung einer L .
Aufenthaltserlaubnis Rechtsgrundlage Begiinstigter Personenkreis Aufenthaltsrecht

Ausreiseunmoglichkeit § 25 Abs. 5 AufenthG

Sog. Altfallregelung

§ 104a AufenthG
Integration/soziale Bindungen § 104b AufenthG

§ 25a AufenthG

§ 25b AufenthG
Beschaftigung/Ausbildung § 19d AufenthG
Vulnerabilitat § 23a AufenthG

Personen, die seit mind.
18 Monaten geduldet sind

Max. drei Jahre, Verldngerung
moglich

Zum Stichtag 1. Juli 2007 mind.
seit acht Jahren oder mit minder-
jahrigem Kind seit sechs Jahren
mit Duldung

Zwei Jahre, Verlangerung moglich

Integrierte Kinder von geduldeten
Ausldnderinnen und Ausliandern;
seit sechs Jahren mit Duldung

Zwei Jahre, Verlangerung moglich

,Gut integrierte‘ Jugendliche mit
Duldung

,Nachhaltig integrierte’
Erwachsene mit Duldung

Qualifizierte (kiinftige)
Fachkrafte mit Duldung

Besondere Hartefélle

Max. drei Jahre, Verlangerung
moglich

Max. zwei Jahre, Verlangerung
moglich

Zwei Jahre, Verlangerung moglich

Max. drei Jahre, Verldngerung
moglich

Quelle: Angelehnt an Hinterberger 2020.
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und eine gesellschaftliche Teilhabe ermdglicht werden
(siehe Kapitel 2.2).

Ist eine Person bereits 18 Monate aus oben genann-
ten Griinden geduldet, soll ihr eine Aufenthaltserlaub-
nis erteilt werden (§ 25 Abs. 5 Satz 2 AufenthG). Dabei
darf die Aufenthaltserlaubnis nur dann erteilt wer-
den, wenn die Person unverschuldet an der Ausreise
gehindert ist. Im Gesetz werden beispielhaft Fille ge-
nannt, in denen von einem Verschulden der Person
auszugehen ist: Dies trifft zu, wenn sie falsche Anga-
ben macht oder lber ihre Identitdt oder Staatsange-
horigkeit tduscht oder zumutbare Anforderungen zur
Beseitigung der Ausreisehindernisse nicht erfillt (§ 25
Abs. 5 Satz 4 AufenthG). Weiterhin setzt die Erteilung
des Aufenthaltstitels grundsatzlich die allgemeinen Er-
teilungsvoraussetzungen voraus, unter anderem dass
der Lebensunterhalt gesichert ist, die Identitat geklart
ist und kein Ausweisungsinteresse besteht (siehe § 5
AufenthG).

Die Ausldnderbehorde entscheidet nach pflichtgema-
Rem Ermessen. Ist eine Person aber bereits 18 Monate
geduldet, wird die Ermessens- zu einer Sollregelung
(§ 25 Abs. 5 Satz 2 AufenthG). Die Aufenthaltserlaub-
nis kann far langstens drei Jahre erteilt und verlangert
werden. Solange sich die Person noch nicht mindes-
tens 18 Monate rechtmafig im Bundesgebiet aufge-
halten hat, kann die Aufenthaltserlaubnis fiir lingstens
sechs Monate erteilt werden. Mit der Aufenthalts-
erlaubnis ist der Arbeitsmarktzugang unbeschrankt
moglich (§ 4a Abs. 1 Satz 1 AufenthG).

Da § 25 Abs. 5 AufenthG an die auf absehbare Zeit un-
verschuldet unmégliche Ausreise ankniipft , ist der
Anwendungsbereich eng. Dennoch handelt es sich
um die am haufigsten an unerlaubt aufhaltige Per-
sonen ausldndischer Staatsangehorigkeit erteilte
Aufenthaltserlaubnis.

Aufenthaltserlaubnis aufgrund von erbrachten
Integrationsleistungen

Gut integrierte Personen mit Duldung haben neben
der sogenannten Altfallregelung (§§ 104a und 104b
AufenthG), auf die im Folgenden aufgrund ihrer mitt-
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lerweile eingeschrankten Relevanz® nicht niher ein-
gegangen wird, weitere Optionen, einen Aufenthalts-
titel zu erlangen. So wurde zum 1. August 2015 mit
dem ,Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts
und der Aufenthaltsbeendigung’ eine stichtags- und
altersunabhangige Bleiberechtsregelung (§ 25b Auf-
enthG) eingefiihrt. Zudem wurde mit der Regelung zur
Aufenthaltsgewahrung von Jugendlichen und Heran-
wachsenden (§ 25a AufenthG), die bereits im Juli 2011
in Kraft trat, der Zugang zu einem Bleiberecht verein-
facht. Diese zwei stichtagsunabhdngigen Bleiberechts-
regelungen (§§ 25a und 25b AufenthG) stellen einen
Paradigmenwechsel dar (Kluth 2020: § 25b AufenthG
Rn. 1).

Aufenthaltserlaubnis fiir gut integrierte Jugendliche
und Heranwachsende (§ 25a AufenthG)

Die Regelung soll denjenigen Jugendlichen und Heran-
wachsenden mit Duldung, die zumindest teilweise in
Deutschland aufgewachsen sind und sich in Deutsch-
land ,gut integriert” haben, eine rechtmaRige Aufent-
haltsperspektive er6ffnen (Deutscher Bundestag 2011:
15).%% Die ,gute Integration‘ zeigt sich nach dem Ge-
setz vor allem durch den Nachweis eines erfolgreichen
Schulbesuchs, aber auch durch soziale Bindungen und
Beziige. ,,Die Motive des Gesetzgebers liegen auf der
Hand: Ihm erschien die Perspektive einer Riickfiihrung
gut integrierter, starker in Deutschland als in ihrem
Herkunftsstaat sozialisierter jugendlicher bzw. heran-
wachsender Geduldeter sowohl unter humanitaren As-
pekten als auch, im Sinne einer interessensgeleiteten
Zuwanderung, mit Blick auf das in ihnen verkorperte
Fachkréftepotential unbefriedigend“ (Hecker 2020:

§ 25a AufenthG Rn. 2).

67 Mit der sog. Altfallregelung in § 104a AufenthG soll Geduldeten
»nach grundsatzlich achtjdhrigem Aufenthalt eine Aufenthalts-
erlaubnis erteilt werden, wenn sie gewisse Integrationsleis-
tungen erbracht haben“ (Deutscher Bundestag 2016a: 5). Die
Altfallregelung des § 104a AufenthG ist allerdings weitgehend
gegenstandslos geworden, da sie nur fir Falle gilt, die sich auf
den Stichtag des 1. Juli 2007 beziehen. Die iiber Beschliisse
der Innenministerkonferenz zum Bleiberecht zundchst in eine
gesetzliche Altfallregelung Gberfiihrten Regularien (§§ 104a und
104b AufenthG) miindeten jiingst in einer stichtagsunabhingi-
gen Bleiberechtsregelung (§§ 25a und 25b AufenthG).

68 Die Vorschrift wurde 2011 (BGBL. 2011 I 1266) eingefiihrt und
2015 durch das Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts
und der Aufenthaltsbeendigung (BGBL. 2015 I 1386) reformiert.
Darin wurden einige Voraussetzungen gelockert (bspw. die
erforderliche Voraufenthalts- bzw. Schulbesuchszeit von sechs
Jahren auf vier reduziert). Weiterhin wurde das Ermessen durch
eine Soll-Vorgabe an die Ausldnderbehérden ersetzt. SchlieRlich
wurde der Kreis der Familienangehdérigen, die ein abgeleitetes
Aufenthaltsrecht erhalten kénnen bzw. sollen, erweitert (Deut-
scher Bundestag 2015a: 23, 28).
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Der oder die Jugendliche bzw. Heranwachsende soll
eine Aufenthaltserlaubnis erhalten, wenn folgende Vo-
raussetzungen erfillt sind:

B Antragstellung auf Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis vor Vollendung des 21. Lebensjahres®

m  Seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet
oder gestattet in Deutschland

®m In der Regel seit vier Jahren erfolgreich eine Schule
besucht oder einen anerkannten Schul- oder Be-
rufsabschluss erworben

B Positive Integrationsprognose: Es muss gewdhr-
leistet erscheinen, dass sich die Person aufgrund
ihrer bisherigen Integrationsleistungen, zum Bei-
spiel aufgrund der bisherigen Ausbildung und Le-
bensverhiltnisse, in die Lebensverhaltnisse der
Bundesrepublik Deutschland einfiigen kann.”

m Keine konkreten Anhaltspunkte, dass sich die Per-
son nicht zur freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung der Bundesrepublik Deutschland be-
kennt (siehe § 25a Abs. 1ff. AufenthG)

Nach dem Ende 2021 beschlossenen Koalitionsvertrag
der die Bundesregierung tragenden Parteien ist zu-
kunftig vorgesehen, das ,[g]ut integrierte Jugendliche
[...] nach drei Jahren Aufenthalt in Deutschland und
bis zum 27. Lebensjahr die Moglichkeit fir ein Blei-
berecht bekommen* (SPD/Biindnis90/DIE GRUNEN/
FDP 2021: 110).

Wie zuvor bereits erwéhnt, gibt es Ausschlussgriinde,
die dazu fiihren, dass einer Person die Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis trotz ,guter Integration‘ zu ver-
sagen ist: So ist dies der Fall, wenn die Abschiebung
aufgrund eigener falscher Angaben der Person oder
aufgrund ihrer Tduschung tiber ihre Identitdt oder

69 Hierbei ist hervorzuheben, dass die Altershiirden vor dem Blei-
berechtsgesetz 2015 noch wesentlich héher und restriktiver
angesetzt waren. Erforderlich war dabei, dass die Einreise vor
Vollendung des 14. Lebensjahrs stattgefunden hat.

70 Die RegelmaRigkeit des Schulbesuchs sowie die Versetzung
in die nachste Klassenstufe kdnnen dabei als Kriterien fir die
Bewertung herangezogen werden, ob ein ,erfolgreicher* Schul-
besuch vorliegt (Deutscher Bundestag 2015a: 42).

71 Esist eine Prognose anzustellen, ob ,die begriindete Erwartung
besteht, dass [sie] sich in sozialer, wirtschaftlicher und recht-
licher Hinsicht in die Lebensverhaltnisse der Bundesrepublik
Deutschland einfigen kann“ (Réder 2020: § 25a AufenthG
Rn. 29). Dabei sind beispielsweise ,Kenntnisse der deutschen
Sprache, das Vorhandensein eines festen Wohnsitzes und enge
personliche Beziehungen zu dritten Personen auRerhalb der
eigenen Familie [...] zu berlcksichtigen (R6der 2020: § 25a
AufenthG Rn. 29).

72 Diese Voraussetzung ist erflllt, sofern nichts ,,Gegenteiliges
bekannt ist (Hinterberger 2020: 329). Ein ,aktives Bekenntnis*
ist demnach nicht erforderlich (R6der 2020: § 25a AufenthG
Rn. 32).
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Staatsangehdorigkeit ausgesetzt ist (§ 25a Abs. 1 Satz 3
AufenthG).

Sind die Voraussetzungen gegeben und liegt kein Aus-
schlussgrund vor, soll die Auslanderbehérde eine Auf-
enthaltserlaubnis fiir langstens drei Jahre erteilen, die
verlangert werden kann (§ 26 Abs. 1 Satz 1 AufenthG).
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausiibung
einer Erwerbstatigkeit. Weiterhin haben die Perso-
nen grundsétzlich Anspruch auf Arbeitslosengeld II
(SGB II) oder Sozialhilfe (SGB XII). Dartiber hinaus
kann Familienangehérigen einer minderjdhrigen Per-
son’?, die eine solche Aufenthaltserlaubnis besitzt, eine
eigenstindige Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.”

Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger Integration
(§ 25b AufenthG)

Daneben existiert eine altersunabhédngige Regelung,
um ,,nachhaltige Integrationsleistungen, die trotz des
fehlenden rechtmaRigen Aufenthaltes erbracht wur-
den, durch Erteilung eines gesicherten Aufenthaltssta-
tus zu honorieren“ (Deutscher Bundestag 2015a: 23).7

Die Person muss sich ,nachhaltig’ in die Lebensver-
haltnisse in Deutschland integriert haben, was darauf
abzielt, dass ,Integrationsleistungen in mehreren Be-
reichen erzielt“ werden sollen (Kluth 2020: § 25b Auf-
enthG Rn. 7). Folgende Voraussetzungen miissen dabei
in der Regel vorliegen’®:

B Die Person hilt sich seit mindestens acht Jahren
oder, falls sie mit einem minderjdhrigen ledigen
Kind in hduslicher Gemeinschaft lebt, seit mindes-

73 Dazu zihlen Eltern(-teil), minderjahrige Geschwister, Ehegattin-
nen und -gatten, Lebenspartnerinnen und -partner, minderjahri-
ge ledige Kinder.

74 Dadurch wird dem Schutz der familidren Gemeinschaft im Sinne
des Art. 6 des Grundgesetzes (GG) und Art. 8 Européische Men-
schenrechtskonvention (EMRK) Rechnung getragen (Hinterber-
ger 2020: 329).

75 Die ,Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger Integration*
nach § 25b AufenthG wurde gemeinsam mit der ,Aufent-
haltserlaubnis fiir gut integrierte Jugendliche und Her-
anwachsende‘ 2011 eingefiihrt, die jeweils am 1.8.2015
in Kraft getreten sind, und sich aus Art. 8 EMRK ableiten
lassen.

76 Die Bedingungen missen kumulativ erfiillt werden (§ 25b Abs.
1 Satz 2 AufenthG), wobei ,, Integrationsdefizite“ auch durch
~besondere Integrationsleistungen® ausgeglichen werden kén-
nen (Roder 2020: § 25b AufenthG Rn. 14; Deutscher Bundestag
2015a: 42).
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tens sechs Jahren ununterbrochen erlaubt, gedul-
det oder gestattet in Deutschland auf.”’

m Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland™

B Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschafts-
ordnung und Lebensverhiltnisse der Bundesre-
publik Deutschland, die bspw. durch eine Inte-
grationskursteilnahme, aber auch durch private
Kursangebote nachgewiesen werden kénnen (Kluth
2020: § 25b AufenthG Rn. 18)

m Uberwiegende Lebensunterhaltssicherung durch
Erwerbstatigkeit oder bei der Betrachtung der bis-
herigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie
der familidren Lebenssituation zu erwarten ist, dass
der Lebensunterhalt im Sinne von § 2 Absatz 3 ge-
sichert wird, wobei der Bezug von Wohngeld un-
schidlich ist”

B Mindliche Deutschkenntnisse auf A2-Niveau des
Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens
durch entsprechende Zeugnisse oder durch Vor-
sprache bei der Ausldnderbehérde (Deutscher Bun-
destag 2015a: 44)

Nachweise des tatsachlichen Schulbesuchs von Kin-
dern im schulpflichtigen Alter durch Vorlage einer
Schulbescheinigung oder Zeugnisse (Réder 2020:

§ 25b AufenthG Rn. 59f.)

Nach dem Ende 2021 beschlossenen Koalitionsver-
trag der die Bundesregierung tragenden Parteien ist
zukiinftig vorgesehen, dass besondere Integrations-
leistungen von Geduldeten gewdirdigt werden sollen,
indem ,,nach sechs bzw. vier Jahren bei Familien ein
Bleiberecht“ eréffnet wird (SPD/Biindnis90/DIE GRU-
NEN/FDP 2021: 110).

77 Ein sechsjahriger Aufenthalt kann ausreichend sein, wenn
besondere Integrationsleistungen, die Uber die gesetzlich de-
finierten Voraussetzungen in § 25b Abs. 1 Nr. 1-5 AufenthG
hinausgehen, erflllt werden oder wenn die Person mit einem
minderjahrigen ledigen Kind in héuslicher Gemeinschaft lebt.

78 Anders als bei Jugendlichen und Heranwachsenden wird bei
Erwachsenen ein Nachweis verlangt, bspw. in Form einer miind-
lichen oder schriftlichen Loyalitatserklarung (Kluth 2020: § 25b
AufenthG Rn. 17).

79 Um zusdtzlich den Umstanden Rechnung zu tragen, dass Per-
sonen haufig Schwierigkeiten bei der Arbeitssuche aufgrund
ihres ungesicherten Aufenthaltsstatus haben, ,ist es bei dieser
Personengruppe im Sinne einer Gesamtbetrachtung der bis-
herigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- und familidren
Lebenssituation ausreichend, wenn die Selbsterhaltungsfahig-
keit bloR im Rahmen einer Prognoseentscheidung ,zu erwarten
ist“ (Hinterberger 2020: 325f.). Ein voriibergehender Bezug von
Sozialleistungen ist des Weiteren bei bestimmten Gruppen wie
Studierenden oder Familien mit minderjahrigen Kindern un-
schidlich (§ 25b Abs. 1 Satz 3 AufenthG).
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Auch hier dirfen keine Ausschlussgriinde vorliegen:
So ist es ein Versagungsgrund, wenn die Abschiebung
aufgrund eigener falscher Angaben der Person oder
aufgrund ihrer Tauschung Gber ihre Identitdt oder
Staatsangehorigkeit oder Nichterfiillung zumutbarer
Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung
von Ausreisehindernissen verhindert oder verzégert
wird (§ 25b Absatz 2 Nr. 1 AufenthG). Dartiber hinaus
kann keine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn
ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse
nach § 54 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 und 2 AufenthG be-
steht. Hierunter fallt beispielsweise, ,wenn eine Per-
son Bezlige zu extremistischen und terroristischen Or-
ganisationen aufweist, oder eine vorsatzliche Straftat
begangen hat“ (Hinterberger 2020: 326).

Sofern kein Ausschlussgrund und die Voraussetzungen
vorliegen, soll eine Aufenthaltserlaubnis fiir maximal
zwei Jahre erteilt werden, wobei eine Verlangerung
moglich ist (§ 8 Abs. 1 AufenthG). Wie § 25a AufenthG
ist auch diese Vorschrift als Soll-Regelung ausgestaltet
. Die Regelung berechtigt zum Ausiiben einer Erwerbs-
tatigkeit. Weiterhin haben die Personen grundsatz-
lich Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder Sozialhilfe
(siehe § 25a AufenthG). Weiterhin ist Ehe- und Le-
benspartnerinnen und -partnern sowie minderjahri-
gen, ledigen Kindern, insofern sie mit der betreffenden
Person in familidrer Lebensgemeinschaft leben, ein
abgeleitetes Aufenthaltsrecht zu erteilen (§ 25b Abs.

4 AufenthG). Diese miissen, mit Ausnahme der Min-
destaufenthaltszeit, alle aufgezahlten Integrationsvo-
raussetzungen erfiillen (Réder 2020: § 25b AufenthG
Rn. 81).

Aufenthaltserlaubnis aufgrund der
Beschiftigung/Ausbildung

Aufenthaltserlaubnis fiir qualifizierte Geduldete zum
Zweck der Beschiftigung (§ 19d AufenthG)

Eine weitere Moglichkeit richtet sich an qualifizierte
Personen mit Duldung, um in Deutschland einer Be-
schaftigung nachzugehen (§ 19d Abs. 1 AufenthG).%®
Die Aufenthaltserlaubnis wird aufgrund der ,,berufli-
chen Qualifikation und der Integration in den Arbeits-
markt erteilt (Hinterberger 2020: 396). Mit dieser Re-

80 Das Fachkrifteeinwanderungsgesetz (v. 15. August 2019, BGBL.
11307) Gibernahm die Vorschrift als § . Die Vorschrift entspricht
bis auf minimale Anderungen, die durch § nétig wurden, seiner
Vorgangervorschrift (§ aF). Die Aufenthaltserlaubnis nach § 18a
AufenthG war seit dem 1. Januar 2009 durch das Gesetz zur
arbeitsmarktadaquaten Steuerung der Zuwanderung Hoch-
qualifizierter und zur Anderung weiterer aufenthaltsrechtlicher
Regelungen (Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz) (v. 20. Dezem-
ber 2008, BGBL. I 2846) Bestandeteil des Aufenthaltsgesetzes.
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gelung wurde eine zusatzliche Moglichkeit eingefiihrt,
»um auf den Fachkraftemangel in Deutschland zu re-
agieren“ (Breidenbach 2020: § 19d AufenthG Rn. 1). So
soll ,,das inlandische Potenzial von beruflich qualifi-
zierten Geduldeten, die zugleich bereits eine ,Integra-
tionsleistung‘ erbracht haben (Berufsausbildung / Stu-
dium bzw. qualifizierte Erwerbstatigkeit), fiir den
deutschen Arbeitsmarkt, der einen steigenden Bedarf
an gut ausgebildeten Fachkraften aufweist, erschlos-
sen werden. Zugleich eréffnet sie diesen Geduldeten
eine aufenthaltsrechtliche Perspektive und Motivation
zur (weiteren) Integration Uber eine Erwerbstatigkeit”
(Hansle 2020: § 19d AufenthG Rn. 1). Die Vorschrift
schlieRt an die Ausbildungs- und Beschaftigungsdul-
dung an, ist jedoch nicht auf das Vorliegen einer die-
ser Duldungen beschrankt (siehe §§ 60c und 60d Auf-
enthG; Kapitel 3.3 und 3.4).

Eine malgebliche Erteilungsvoraussetzung besteht
darin, dass die Person in Deutschland eine qualifizierte
Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder
vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf oder ein
Hochschulstudium abgeschlossen hat (§ 19d Abs. 1 Nr.
1 lit. a AufenthG). Wenn die Qualifikation im Ausland
erworben wurde, ist dies ebenfalls ausreichend, inso-
fern die Person mit einem anerkannten oder einem
deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren auslan-
dischen Hochschulabschluss seit zwei Jahren ununter-
brochen eine dem Abschluss angemessene Beschifti-
gung austibt (§ 19d Abs. 1 Nr. 1 lit. b AufenthG).%

Unabhéngig davon, ob die Person ihre Qualifikation in
Deutschland oder im Ausland erworben hat, muss sie
weitere Voraussetzungen erfillen (§ 19d Abs. 1 Nr. 2-7
AufenthG):

m  Ausreichend zur Verfligung stehender Wohnraum

®  Maindliche sowie schriftliche Deutschkenntnisse
auf B1-Niveau des Gemeinsamen Europdischen
Referenzrahmens fir Sprachen

B Die Auslanderbehérde darf nicht vorsatzlich Gber
aufenthaltsrechtlich relevante Umstdnde getauscht
oder behérdliche MalRnahmen zur Aufenthaltsbe-

81 Eine,angemessene Beschaftigung’ liegt vor, ,wenn sie tiblicher-
weise einen akademischen Abschluss voraussetzt und die mit
der Hochschulausbildung erworbenen Kenntnisse zumindest
teilweise oder mittelbar benétigt werden“ (Breidenbach 2020:

§ 19d AufenthG Rn. 12). Ausreichend ist zudem, wenn die Person
eine dreijahrige Vorbeschaftigungszeit nachweisen kann, in der
sie eine qualifizierte Beschaftigung ausgeiibt hat, und innerhalb
des letzten Jahres vor Beantragung der Aufenthaltserlaubnis fiir
seinen Lebensunterhalt und den seiner Familienangehdorigen
oder anderen Haushaltsangehdrigen nicht auf 6ffentliche Mittel
mit Ausnahme von Leistungen zur Deckung der notwendigen
Kosten fiir Unterkunft und Heizung angewiesen war (§ 19d Abs.
1 Nr. 1 lit. c AufenthG).
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endigung nicht vorsatzlich hinausgezogert oder be-
hindert worden sein.

m Keine Beziige zu extremistischen oder terroris-
tischen Organisationen und keine Verurteilung
wegen einer vorsitzlichen Straftat

Die Aufenthaltserlaubnis wird fiir die Dauer von zwei
Jahren erteilt und setzt voraus, dass die Person einer
entsprechenden Beschiaftigung nachgeht, die ihrer be-
ruflichen Qualifikation entspricht. Nach der zweijah-
rigen Aufenthaltsdauer gilt ein freier Arbeitsmarktzu-
gang. Sofern die Person langere Zeit gearbeitet hat,
erhalt sie unter Umstidnden Arbeitslosengeld I. Wei-
terhin haben die Personen grundsétzlich Anspruch
auf Leistungen nach SGB II oder XII.. Nach dem Ende
2021 beschlossenen Koalitionsvertrag der die Bundes-
regierung tragenden Parteien mdchten diese die Be-
schiftigungsduldung ,entfristen und Anforderungen
realistisch und praxistauglicher fassen“ (SPD/Biind-
nis90/DIE GRUNEN/FDP 2021: 110).

Aufenthaltserlaubnis aufgrund einer
Vulnerabilitat

Aufenthaltsgewahrung in Hartefallen (§ 23a
AufenthG)

Nach § 23a AufenthG kann einer vollziehbar ausreise-

pflichtigen Person in besonders gelagerten Hartefallen
auf Ersuchen einer Hartefallkommission durch Anord-
nung der obersten Landesbehdrde eine Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden.

Dies ist dann méglich, wenn ,,nach den allgemeinen
Erteilungs- und Verlangerungsvoraussetzungen fir
einen Aufenthaltstitel keine Aufenthaltserlaubnis er-
teilt werden kann“ (Nr. 23a.0.1 AufenthGAVwYV). Ziel
ist es, eine humanitare Lésung fur den Einzelfall mit
besonderer Harte zu finden. Die Vulnerabilitit der be-
troffenen Person steht dabei im Vordergrund (Hin-
terberger 2020: 375). Ausschlussgriinde stellen in der
Regel das Begehen von Straftaten mit erheblichem
Gewicht und das Feststehen eines bereits konkreten
Ruckfihrungstermins dar (§ 23a Abs. 1 Satz 3 Auf-
enthG). ,,Das Hartefallverfahren steht ausschlieRlich
im offentlichen Interesse und ist ein gerichtlich nicht
Uberpriifbares, rein humanitar ausgestaltetes Entschei-
dungsverfahren® (Nr. 23a 1.1.1 AufenthGAVwV). Das
Hartefallverfahren ist mehrstufig. Ist die Hartefall-
kommission der Auffassung, dass dringende humani-
tare oder personliche Griinde die weitere Anwesenheit
der auslandischen Person in Deutschland rechtfer-
tigen, kann sie ein Hartefallersuchen an die oberste
Landesbehorde richten. Solche Griinde kénnen etwa
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~schwerste gesundheitliche Problematiken®, ,,extreme
Sondersituationen®, ,,dauerhafte Teilhabe am Arbeitsle-
ben“ oder ,lange Aufenthaltszeiten“ darstellen, wobei
dies malRgeblich von den landesgesetzlichen Rege-
lungen abhangt (Hinterberger 2020: 376f.). Sofern
auch die oberste Landesbehdrde zu dem Resultat ge-
langt, dass es sich um einen Hartefall handelt, ,erldsst
sie eine Anordnung an die zustandige Auslanderbe-
hoérde, wonach diese eine Aufenthaltserlaubnis zu er-
teilen hat“ (Hinterberger 2020: 376). Die Aufenthalts-
erlaubnis kann nach der allgemeinen Regel fiir jeweils
langstens drei Jahre erteilt werden (§ 26 Abs. 1 Satz

1 AufenthG). Die Regelung berechtigt zum Ausiiben
einer Erwerbstatigkeit. Weiterhin haben die Personen
grundsatzlich Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder
Sozialhilfe.

Die landesrechtlichen Vorgaben und die Verwaltungs-
praxis der Ldnder unterscheiden sich zum Teil erheb-
lich, sodass die Zahl der nach § 23a AufenthG erteil-
ten Aufenthaltserlaubnisse von Land zu Land zum Teil
deutlich differiert.®? Beispielsweise existiert in Ber-

lin die Weisung der Senatsverwaltung fiir Inneres und
Sport, bei Opfern von Gewaltstraftaten im Fall von
Hasskriminalitat eine Losung (iber das Hartefallverfah-
ren anzustreben, sofern kein anderer Aufenthaltstitel
in Betracht kommt (Senatsverwaltung fir Inneres und
Sport 2017).

82 Anzahl der Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23a
AufenthG in den Bundeslandern zum 31. Dezember 2019:
Baden-Wiirttemberg: 490; Bayern: 330; Berlin: 1.805; Branden-
burg: 110; Bremen: 105; Hamburg: 104; Hessen: 325; Meck-
lenburg-Vorpommern: 35; Niedersachsen: 1.100; Nordrhein-
Westfalen: 1.955; Rheinland-Pfalz: 570; Saarland: 85; Sachsen:
265; Sachsen-Anhalt: 160; Schleswig-Holstein: 200; Thiringen:
1.040 (StBA 2020). Dies macht 2 % aller ausreisepflichtigen
Personen mit Duldung in Baden-Wirttemberg; 1,4 % in Bay-
ern; 16 % in Berlin; 2 % in Brandenburg; 4 % in Bremen; 2 % in
Hamburg; 3,4 % in Hessen; 1 % in Mecklenburg-Vorpommern;
5,8 % in Niedersachsen; 3,2 % in Nordrhein-Westfalen; 6,3 %
in Rheinland-Pfalz; 8 % in Saarland; 2,6 % in Sachsen; 3 % in
Sachsen-Anhalt; 2,3 % in Schleswig-Holstein; 29 % in Thirin-
gen aus (Daten zu ausreisepflichtigen Personen mit Duldung in
Deutscher Bundestag 2020a: 46).
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4.4 Beendigungvon
unerlaubtem Aufenthalt
wahrend der COVID-19-
Pandemie

Wahrend der COVID-19-Pandemie haben sich die He-
rausforderungen im Hinblick auf den Umgang mit dem
unerlaubten Aufenthalt verstarkt. Das Ministerium fiir
Migration, Justiz und Verbraucherschutz in Thiiringen
etwa gab im Rahmen dieser Studie an, fiir viele Perso-
nen bestlinde unter Pandemie-Umstédnden ,,keine tat-
sachliche Moglichkeit, in ihr Herkunftsland bzw. einen
aufnahmebereiten Drittstaat (freiwillig) auszureisen®
(MMJV TH 2020). Mit Blick auf die Riickkehrberatung
waren unter Pandemie-Umstanden die meisten Riick-
kehrberatungsstellen nicht oder nur eingeschrankt fir
die Klientinnen und Klienten zuganglich, weshalb das
Virtual Counselling®® - eine virtuelle Beratungsmog-
lichkeit des BAMF in Kooperation mit IOM - vermehrt
zum Einsatz kam und das vorhandene Angebot der
Riickkehrberatung erginzte.

Eine weitere Mallnahme wurde im Kontext der mogli-
chen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf be-
stehende Beschaftigungsverhaltnisse ergriffen. So war
von erhéhter Arbeitslosigkeit auszugehen, die auch
die Ausbildung und Erwerbstatigkeit von unerlaubt
aufhaltigen Personen mit Ausbildungs- oder Beschéf-
tigungsduldung betraf. Um moglichen aufenthalts-
rechtlichen Nachteilen entgegenzuwirken, wurde die
Geltungsdauer der Duldung fiir Personen mit Ausbil-
dungs- oder Beschaftigungsduldung auf sechs Monate
verlangert (BMI 2020: 2). Weiterhin stellte Kurzarbeit
keine Unterbrechung des Beschaftigungsverhaltnisses
dar und hatte demnach keine Auswirkungen auf die
Beschaftigungsduldung (BMI 2020: 1).

83 Weitere Informationen finden sich unter https://
www.returningfromgermany.de/de/page/v-counselling/.


https://www.returningfromgermany.de/de/page/v-counselling/
https://www.returningfromgermany.de/de/page/v-counselling/

50

Herausforderungen beim Umgang mit unerlaubtem Aufenthalt

5 Herausforderungen beim Umgang
mit unerlaubtem Aufenthalt

Im Umgang mit dem unerlaubten Aufenthalt liegt die
Prioritdt der Bundesregierung auf einer nachhaltigen
Rickkehrpolitik. Zum 31. Dezember 2020 waren laut
AZR 278.002 Personen in Deutschland ausreisepflich-
tig, wovon 84,8 % (235.771) eine Duldung besaen. Zu
der Zahl der unerlaubt aufhaltigen Personen kommt
des Weiteren eine ungewisse Anzahl an Personen ohne
Behordenkontakt in Deutschland, Gber die aktuell
keine verldsslichen Angaben existieren. In Bezug auf
diese Gruppe bestehen zudem ungeklarte Fragen nach
dem Zugang zur staatlichen Gesundheitsversorgung,
zu Bildung oder zu weiteren wohlfahrtsstaatlichen Ba-
sisleistungen. Insgesamt ist zu beobachten, dass ,[d]ie
Achtung der Menschenrechte, menschenwiirdige Le-
bensverhiltnisse und die Umsetzung ordnungspoliti-
scher MaRnahmen [...] in einem engen Spannungsfeld
[stehen]“ (DGB 2009: 2). Wie staatliche Akteurinnen
und Akteure auf Bundes-, Landes- und Kommunal-
ebene sowie zivilgesellschaftliche Organisationen sich
den bereits angerissenen Herausforderungen stellen,
ist Thema dieses Kapitels.

5.1 Herausforderungen bei
freiwilliger Riickkehr und
Rickfiihrung

Eine zentrale Herausforderung hinsichtlich der Orga-
nisation einer geférderten Ausreise oder Rickfiihrung
stellt die Beschaffung von Reisedokumenten sowie die
haufig mangelnde Kooperation der Herkunftslander
dar (Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 34). Eine weitere Her-
ausforderung ergibt sich fiir die zustdndigen Behor-
den bei der ,,Geltendmachung von medizinischen Ab-
schiebungshindernissen“ (Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 48;
UAG Vollzugsdefizite 2015: 15). Beispielsweise wird

es als Herausforderung gesehen, ,dass psychische Er-
krankungen haufig schwer diagnostizierbar sind und
Gutachten von verschiedenen Stellen in manchen
Fallen zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen*
(Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 48; Deutscher Bundestag
2016b: 13).

Mit Blick auf die freiwillige Ausreise von unerlaubt auf-
hiltigen Personen ergeben sich laut mehrerer Studien
sowohl fiir die Behorden als auch fiir die Betroffenen
diverse Herausforderungen (Hoffmeyer-Zlotnik 2017:
27f.; Grote 2015: 57ff.). Aus Sicht der zustandigen Be-
horden ist es zum einen die eingeschrankte Erreich-
barkeit der Personen fiir Angebote der Riickkehrbera-
tung. Zur Bewaltigung dieser Herausforderung wurden
mehrere MaRnahmen (u. a. virtuelle Beratungsmog-
lichkeiten) ergriffen (siehe Kapitel 5.2.1). Da die ,,be-
troffenen Personen nicht ausreisen wollen® sind die
Inhalte der Riickkehrberatung nur eingeschrankt ver-
mittelbar (Grote 2015: 58). Diese Zurtickhaltung der
Betroffenen stellt aus Perspektive mancher Bundes-
lander die groRte Herausforderung im Bereich der
freiwilligen Rickkehr dar. So weist das Innenministe-
rium von Mecklenburg-Vorpommern darauf hin, dass
s glerade im Falle langjahrigen (illegalen) Aufenthaltes
[...] meist trotz aller Beratung, Anreize und Férderung
kein Wille zu einer freiwilligen Riickkehr® bestehe, da
ein unerlaubter Aufenthalt in Deutschland vorgezogen
werde und die Hoffnung bestehe, doch ein Bleiberecht
erhalten zu kénnen (MI MV 2020). Zudem wiirden

die Betroffenen davon ausgehen, ,,dass das bisherige
rechtswidrige Verhalten, das ja bis hierhin funktioniert
hat, auch weiterhin den Aufenthalt in Deutschland si-
chert und somit gar kein Grund fiir eine Riickkehr in
das Herkunftsland besteht“ (MI MV 2020). Ahnlich 3u-
Rert sich auch das saarldndische Ministerium fiir In-
neres, Bau und Sport im Rahmen der Landerabfrage

in dieser Studie (MIBS SL 2020). Aus Sicht der Betrof-
fenen besteht die Schwierigkeit, dass die freiwillige
Rickkehrentscheidung ,,im Einzelfall haufig eine lan-
gere Vorbereitung“ verlangt, ,als die in der Regel zu-
gestandenen 30 Tage Ausreisefrist es erlauben” (Grote
2015: 58).

Eine weitere Herausforderung ergibt sich im Hinblick
auf die Unterbringung von unerlaubt aufhiltigen Per-
sonen mit Behdrdenkontakt. Wie in Kapitel 4.1 darge-
stellt, kdnnen Lander die Unterbringung der unerlaubt
aufhaltigen Personen in den Aufnahmeeinrichtungen
je nach Fallkonstellation bis auf 24 Monate verlangern.
Wahrend einzelne Landesregierungen die Verldnge-
rung des Aufenthalts in Aufnahmeeinrichtungen unter
anderem mit dem Argument einfiihren, die Kommu-
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nen zu entlasten, wird auf der anderen Seite kritisiert,
dass die Verlangerung des Aufenthalts zu Lasten der
Schutzsuchenden gehe. Einige Studien weisen darauf
hin, dass Gemeinschaftsunterkiinfte zu psychischen
und physischen Krankheiten fihren kénnen, Konflikte
innerhalb der Unterkunft hervorrufen und haufig An-
griffspunkt fiir rassistische Ubergriffe seien (UNICEF/
DIMR 2020; Hess et al. 2018: 9f.; Elle/Hess 2017;
Hofmann/Scherr 2017). Die Autorinnen und Autoren
nehmen dabei an, dass diese Nachteile hohe ,soziale
Folgekosten® hervorrufen wiirden, so beispielsweise
durch Belastungen der Beziehungen zwischen Bewoh-
nerinnen und Bewohnern der Einrichtung und der lo-
kalen Bevdlkerung, was die Kommunen auf ldngere
Sicht eher belasten wiirde (Hess et al. 2018: 7f.).

5.2 Herausforderungen bei
der Gewahrung von
Aufenthaltserlaubnissen

Zum 31. Dezember 2020 verfiigten rund 102.000 Per-
sonen, die vorher einen Duldungsstatus hatten, tiber
eine Aufenthaltserlaubnis® (siehe Tabelle 4 in Kapitel
2.3.3). Auf staatlicher Seite besteht die zentrale He-
rausforderung darin, eine Balance zwischen Migrati-
onssteuerung und Integrationsférderung zu finden. So
zeigt sich fiir den Gesetzgeber ein Dilemma, ,wenn er
eine Regelung fiir Personen, die bereits im Land sind,
aus integrationspolitischen Griinden als sinnvoll er-
achtet, dieselbe Regelung zugleich jedoch als Pull-
Faktor einen Anreiz darstellen kann, dass weitere Per-
sonen sich Deutschland als Zielland aussuchen oder
Personen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, nicht
ausreisen“ (Thym 2019: 6).

Vor diesem Hintergrund stellen die aktuell bestehen-
den Bleiberechtsmoglichkeiten hohe Anforderungen
an die unerlaubt aufhaltigen Personen (Kapitel 4.2). So
weisen zivilgesellschaftliche Organisationen wie der
Paritdtische Gesamtverband darauf hin, dass ,,die Blei-
berechtsregelungen [...] leider oftmals an den Realiti-
ten langjahrig geduldeter Menschen vorbei[gingen]“
(Der Paritatische Gesamtverband 2017: 39). In der
Praxis zeige sich, dass ,,gerade Familien [...] die Hohe
der geforderten Lebensunterhaltssicherung haufig
nicht leisten [kénnen] oder die Erwerbsprognose fiir

84 Diese Aufenthaltstitel wurden sowohl in 2019 aber auch in den
Vorjahren erteilt. Wann die erstmalige Erteilung stattfand, ist
nicht automatisiert aus dem AZR abrufbar.
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die Zukunft [negativ] [aus]fallt“ (Der Paritatische Ge-
samtverband 2017: 39). Auch seien Anforderungen im
Hinblick auf die Identitatsklarung zu hoch. So wiirde
~eine abschlieRende Identitatsklarung [...] in der Pra-
xis haufig daran [scheitern], dass keine entsprechenden
Dokumente aus den Herkunftslandern beschafft wer-
den kénnen, und eben nicht an dem Engagement der
Betroffenen® (Der Parititische Gesamtverband 2019:
4). Zudem wird angemerkt, dass Auslanderbehérden
teilweise ,,die Hiirden durch vorzulegende Dokumente
teilweise so hoch [legen], dass der Zweck der Regelung
konterkariert wird“ (Diakonie 2020).

Einzelne Lander und Kommunen halten die Rechts-
lage fur unbefriedigend. So nennt die Berliner Senats-
verwaltung fiir Integration, Arbeit und Soziales als das
aufenthaltsrechtliche Grundproblem ,,die fehlenden
Optionen, Aufenthalte zu legalisieren, wodurch auch
»zugleich die Chance auf eine Integration am Arbeits-
markt verloren“ ginge (SenIAS BE 2020). Einzelne Aus-
landerbehorden ergreifen aufgrund der angesproche-
nen Herausforderungen Malinahmen an der Grenze
zur Legalitét. So bieten Miinchen und Hamburg ,an-
onymisierte Fallberatungen an. ,Dabei wird ohne
Angabe der Identitat gepriift, ob eine Aufenthalts-
erlaubnis oder Duldung erteilt werden kénnte. Das
anonymisierte Verfahren klart die Perspektiven von
Personen, die moglicherweise Anspruch auf einen Auf-
enthaltsstatus haben“ (Vogel/Cyrus 2018).

5.3 Herausforderungen bei der
medizinischen Versorgung

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behérdenkontakt
haben wie in Kapitel 3.1. dargestellt zur Behandlung
akuter Erkrankungen und Schmerzzustande Anspruch
auf die Gewdhrung der erforderlichen arztlichen und
zahnarztlichen Behandlung, einschlieflich der Versor-
gung mit Arznei- und Verbandmitteln, sowie sonsti-
ger zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung
von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen
Leistungen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG). Dariber hin-
aus gibt es je nach Anspruchsberechtigung auch tber
Akutbehandlungen hinausgehende ,,sonstige Leistun-
gen"“ nach § 6 Abs. 1 AsylbLG. Zur Inanspruchnahme
von Leistungen sind diese zuvor bei der Leistungsbe-
horde zu beantragen, von der die betreffenden Per-
sonen einen Behandlungs- bzw. Berechtigungsschein
erhalten. Vor dem Hintergrund einer Diskussion, ob
die betroffenen Personen die medizinische Versor-
gung in ausreichendem MaR (iiber Notwendigkeit und
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Angemessenheit der Leistung entscheidet die Leis-
tungsbehorde) und rechtzeitig wahrnehmen, haben
einige Bundeslander in je unterschiedlichem Umfang
eine elektronische Gesundheitskarte (eKG) einge-
fiihrt. Diese ersetzt in den meisten Fillen eine vorhe-
rige Beantragung der Leistung (zu weiteren Details
Kapitel 3.1).

Far unerlaubt aufhiltige Personen ohne Behordenkon-
takt gelten ebenso die Regelungen fiir die Behandlung
von medizinischen Notféllen nach § 4 AsylbLG. In sol-
chen Fillen gelten keine Meldepflichten fiir das arzt-
liche Personal und auch bei der Abrechnung der Be-
handlungskosten mit der AsylbLG-Leistungsbehdrde
gilt ein verldngerter Geheimnisschutz (AufenthG-
AVwV 88.0ff.) (vgl. Kapitel 3.2). Herausforderungen be-
stehen darin, dass unerlaubt aufhaltige Personen ohne
Behordenkontakt dennoch aus Sorge vor Aufdeckung
notwendige Notfallbehandlungen unterlassen. Zudem
wird daruber diskutiert, dass iber die akute Notfallbe-
handlung hinaus medizinisch notwendige Behandlun-
gen zuldssig sein sollten, fiir die aber ein Behandlungs-
schein der Leistungsbehdrde notwendig ware und
dabei der verlangerte Geheimnisschutz nicht greift,

da hier kein Anspruch auf Anonymitat besteht (GFF/
AdW 2021: 14). Ohne entsprechende Behandlungen
kann sich die gesundheitliche Situation fiir die betrof-
fenen Personen verschlimmern und es neben den ge-
sundheitlichen Folgen auch zu ,soziale[n] Folgen fiir
die 6ffentliche Gesundheit“ kommen (Bommes/Wil-
mes 2007: 66). In Reaktion darauf haben sich auf der
lokalen Ebene, zum Teil finanziert von Kommunen und
Bundeslandern (die Umsetzung des AsylbLG ist Sache
der Linder), verschiedene Ansitze und Modellprojekte
zur gesundheitlichen Versorgung von unerlaubt auf-
haltigen Personen ohne Behérdenkontakt entwickelt
(siehe Kapitel 3.2). Diese vereinen z. B. wie in Miin-
chen eine Kombination aus anonymer Gesundheits-
versorgung und aufenthaltsrechtlicher Beratung, die
sich nach Auffassung der beteiligten Stadt und zivil-
gesellschaftlichen Organisationen bewahrt hat (Lan-
deshauptstadt Miinchen 2010: 32ff., 45). Insgesamt
erfolgt die gesundheitliche Versorgung von unerlaubt
aufhaltigen Menschen ohne Behérdenkontakt aus
Sicht der Zivilgesellschaft derzeit iberwiegend durch
zivilgesellschaftliche Organisationen.®* Diese lokalen
Ansatze stellen nach Auffassung der BAG Gesundheit/
Illegalitat aber ,[o]hne eine rechtliche Nachjustierung
[...] nur Ausgleichsversuche” dar, weshalb sie Rechts-
anderungen auf Bundesebene fordert, fiir die politi-

85 Wie beispielsweise durch Malteser Medizin fiir Menschen ohne
Krankenversicherung: https://www.malteser.de/menschen-
ohne-krankenversicherung.html
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sche Mehrheiten notwendig waren (BAG Gesundheit/
Illegalitat 2017: 10). Entsprechende Ansétze sind in
den letzten Jahren jedoch politisch umstritten gewe-
sen, wie z. B. Diskussionen um den anonymen Kran-
kenschein (siehe Kapitel 3.2) zeigen. Wahrend Biindnis
90/Die Griinen, Die Linke und SPD in einigen Bundes-
landern die Einfiihrung des anonymen Krankenscheins
mit Verweis auf humanitare und menschenrechtliche
Argumente unterstitzten (Die Linke/SPD/Blindnis
90/Die Griinen 2014: 27; SPD/Biindnis 90/Die Grii-
nen 2013: 11; SPD/Die Linke/Biindnis 90/Die Griinen
2016: 172), wurde dies meist von den anderen Parteien
aus ordnungs- und sicherheitspolitischen Griinden ab-
gelehnt (Landtag Thiringen 2017: 6184; Sarti 2018).
Die weitere Entwicklung ist abzuwarten. Die Parteien
der neuen Bundesregierung haben Ende 2021 in ihrem
Koalitionsvertrag das Vorhaben formuliert, ,Melde-
pflichten von Menschen ohne Papiere [zu] (iberarbei-
ten, damit Kranke nicht davon abgehalten werden, sich
behandeln zu lassen“ (SPD/Biindnis90/DIE GRUNEN/
FDP 2021: 111).

5.4 Bewiltigung von
Herausforderungen:
Etablierte Praktiken

Neben den oben genannten Herausforderungen kann
eine Reihe von Praktiken beschrieben werden, die sich
im Umgang mit unerlaubt aufhéltigen Personen etab-
liert haben.

Intensive Riickkehrberatung

Das zentrale Ziel der Bundesregierung im Rickkehr-
bereich ist zunachst, eine freiwillige Ausreise zu er-
reichen. Weiterhin soll die Effektivitat von Abschie-
bungsmaRnahmen erhéht werden (siehe Kapitel 4.1
und 4.2). Nach verschiedenen Studien existieren ,.kei-
nerlei wissenschaftliche Belege dafiir, dass [sanktio-
nierende oder restriktive] MaBnahmen Auswirkungen
auf die Wanderungsentscheidungen haben“ und damit
das Ziel der Beendigung des unerlaubten Aufenthalts
durch Riickkehr erreichen (Hess et al. 2018: 9f.; Sc-
hammann 2015). Exemplarisch weisen Studien im eu-
ropdischen Kontext darauf hin, dass ,negative Anreize
bzw. Mittel des passiven Zwangs“ (u. a. eingeschrankte
Sozialleistungen) die Riickkehr von unerlaubt aufhil-
tigen Personen nicht generell férdern (Valenta/Thors-
haug 2011; SVR 2017: 15). Seitens der Praxis werden
jedoch einige MaRnahmen als bewihrt eingestuft.
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Durch das BAMF, aber auch in einigen Bundeslén-
dern (u. a. Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen,
Saarland) wurde die Riickkehrberatung in den letzten
Jahren ausgebaut (MI MV 2020; MI NI 2020; MIBS SL
2020). Nach Angaben des Landes Niedersachsen im
Rahmen der Befragung der vorliegenden Studie habe
sich vor allem der Ausbau einer flichendeckenden
Rickkehrberatung durch nichtstaatliche Riickkehrbe-
ratungsstellen bewihrt (MI NI 2020). Dadurch kénn-
ten mehr Personen mit Ausreisepflicht mehr ortsnahe
Moglichkeiten einer Riickkehrberatung in Anspruch
nehmen. Das Land Niedersachsen schitzt ein, dass
sich neben der Beratung auch die Gewahrung von In-
dividualhilfen positiv auf die Rickkehrbereitschaft aus-
wirkt. Aus der Perspektive Niedersachsens soll ergan-
zend zu bundesweiten Férderprogrammen durch eine
individuelle Landesunterstiitzung ,,eine Perspektive fiir
eine soziale und wirtschaftliche Reintegration bei einer
Riickkehr in ihr Heimatland“ erméglicht werden (MI
NI 2020). Auch die Ergebnisse der Evaluation des Bun-
desprogramms ,StarthilfePlus‘ liefern Anhaltspunkte
dafir, dass sich Riickkehrférderprogramme im Allge-
meinen positiv auf die freiwillige Riickkehr von uner-
laubt aufhaltigen Personen auswirken. Einschréankend
ist hier jedoch darauf hinzuweisen, dass die finanzielle
Férderung nur in seltenen Fallen allein die grundsatz-
liche Riickkehrbereitschaft begtinstigt. Sie spielt vor
allem in den Féllen eine Rolle, in denen Personen aus
anderen Grinden eine Rickkehr in Betracht ziehen,
jedoch noch keine endgiiltige Entscheidung getroffen
haben (Schmitt/Bitterwolf/Baraulina 2019).

Schnelle Rickfiihrungen

Im Hinblick auf die Riickfiihrung hat sich aus Sicht
des Ministeriums fir Familie, Frauen, Jugend, Integra-
tion und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz (MFF-
JIV RP) eine ,friihzeitige Beendigung des Aufenthalts
bereits aus den Aufnahmeeinrichtungen [...] in Bezug
auf Staaten mit guter Riickfiihrungsperspektive“ be-
wahrt (MFFJIV RP 2020). Ziel der Landesregierung sei
es, ,Abschiebungen méglichst bereits aus den Auf-
nahmeeinrichtungen fiir Asylsuchende durchzufiih-
ren, um einer Verfestigung des Aufenthalts bei Aus-
reisepflichtigen rechtzeitig vorzubeugen“ (MFFJIV RP
2020). So wiirde zudem vermieden werden, dass uner-
laubt aufhaltige Personen langfristig ohne Perspekti-
ven in Deutschland bleiben (MFFJIV RP 2020). Auf der
anderen Seite deuten die Ergebnisse der ,Evaluation
der AnkER-Einrichtungen und der funktionsgleichen
Einrichtungen‘ daraufhin, dass eine Aufenthaltsbeendi-
gung aus den Aufnahmeeinrichtungen nicht schneller
umgesetzt werden kann als aus den Gemeinschaftsun-
terkiinften (BAMF 2021: 54ff.). Weiterhin weisen Stu-
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dien auf die belastenden psychischen und physischen
Faktoren in groRen Aufnahmeeinrichtungen sowie auf
Konflikte hin, die bei einem langerfristigen Aufenthalt
in den Unterkiinften entstehen kdnnen (Hess et al.
2018: 9f; Elle/Hess 2017; Hofmann/Scherr 2017).

Gewadhrung des Bleiberechts

Unerlaubt aufhiltige Personen mit Behérdenkontakt
kénnen bei Erfillung notwendiger Voraussetzungen
einen Aufenthaltstitel erlangen (Kapitel 4.2). Die Mog-
lichkeiten hierzu sind jedoch eingeschréankt, um die
Bedeutung der notwendigen Aufenthaltsbeendigung
zu unterstreichen und um keine Fehlanreize entste-
hen zu lassen. So stehen vor allem vollziehbar aus-
reisepflichtigen Personen, die keine Bereitschaft zur
Zusammenarbeit mit den Behdrden und zur Integra-
tion zeigen, diese Optionen grundsatzlich nicht zur
Verfligung.

Um die oben dargestellten Hirden (Kapitel 5.1.2) ab-
zumildern foérdert beispielsweise das Niedersachsische
Landesamt fir Soziales, Jugend und Familie seit dem
Jahr 2019 das durch den Fliichtlingsrat durchgefiihrte
Projekt ,Wege ins Bleiberecht’ (MI NI 2020). Dabei soll
zunachst in ausgewdhlten niedersachsischen Auslan-
derbehorden eine ,,exemplarische Analyse der Ursa-
chen fiir die Nichtumsetzung der unterschiedlichen
Bleiberechtsregelungen® fiir gut integrierte unerlaubt
aufhaltige Personen durchgefiihrt werden (MI NI
2020).

Eine wichtige Voraussetzung fir die Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis, an der die unerlaubt aufhiltigen
Personen haufig scheitern, ist die hinreichende Iden-
titatsklarung. Die Berliner Senatsverwaltung fiir In-
tegration, Arbeit und Soziales gab im Rahmen dieser
Studie als bewdhrte Praxis in diesem Zusammenhang
an, dass ,,.bei der Umsetzung des § 60b AufenthG (Dul-
dung von Personen mit ungeklarter Identitat) hinsicht-
lich der Gewahrung einer Beschaftigungserlaubnis
und bei den Anforderungen an die Glaubhaftmachung
der Bemiihungen um eine Passbeschaffung [...] ein
grolRziigiger MaRstab anlegt“ wird (SenIAS BE 2020).
Danach erhalten Ausreisepflichtige eine Beschafti-
gungserlaubnis fiir sechs Monate, verbunden mit der
Aufforderung, an der Passbeschaffung mitzuwirken
und ihre Mitwirkung nachzuweisen. Dies machen sie
glaubhaft, indem sie nachweisen, dass sie entspre-
chende Mitwirkungshandlungen vorgenommen haben
(SenIAS BE 2020). Die Parteien der neuen Bundesre-
gierung haben Ende 2021 in ihrem Koalitionsvertrag
das Vorhaben formuliert, ,die Klarung der Identitat
einer Auslanderin oder eines Auslanders um die Mog-
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lichkeit, eine Versicherung an Eides statt abzugeben,
[zu] erweitern“ (SPD/Biindnis90/DIE GRUNEN/FDP
2021: 110).



Fazit

6 Fazit

Die EU-Riickfuhrungsrichtlinie gibt vor, dass den Per-
sonen, die kein giiltiges Aufenthaltsrecht haben und
demnach unerlaubt aufhiltig sind, entweder eine frei-
willige Riickkehr ermdglicht wird, sie zurlickgefiihrt
werden miissen oder ihnen eine Aufenthaltserlaubnis
erteilt wird. Vor dem Hintergrund dieser Zielsetzung
ist es wichtig, die Situation von Personen zu analysie-
ren, die sich unerlaubt in Deutschland aufhalten und
bisher weder zuriickgefiihrt noch ein Bleiberecht er-
langen konnten. In Deutschland hatten zum 31. De-
zember 2020 rund 236.000 Personen eine Duldung.
Mehr als die Halfte dieser Personen lebt dabei seit
Uber drei Jahren in Deutschland. Weiterhin halten sich
in Deutschland Personen unerlaubt und ohne Behér-
denkontakt auf, deren Anzahl jedoch nicht verlasslich
bestimmt werden kann.

Im Zuge der Zunahme von Asylantragszahlen ab Som-
mer 2015 und der damit einhergehenden steigenden
Anzahl an Personen mit einer Duldung hat die Dis-
kussion um ,unerlaubten Aufenthalt’ sowie um die
Rickkehr von Personen mit abgelehntem Asylantrag
in ihre Herkunftslander an Intensitdt gewonnen. Die
politischen und 6ffentlichen Debatten zu unerlaub-
tem Aufenthalt verliefen grob in zwei Richtungen: Auf
der einen Seite konzentrierten sie sich auf die Verein-
fachung von freiwilliger Riickkehr und von Riickfiih-
rungen von Personen mit vollziehbarer Ausreisepflicht.
Auf der anderen Seite bezogen sich die Debatten auf
die Integration von langfristig unerlaubt aufhaltigen
Personen, die nicht abgeschoben werden kénnen. Er-
gebnis dieser Debatten waren verschiedene Gesetzes-
anderungen, die sowohl sukzessive das Asyl- und Auf-
enthaltsrecht verscharften als auch Erleichterungen
fur langer in Deutschland unerlaubt aufhiltige Perso-
nen beabsichtigten.

Personen mit unerlaubtem Aufenthalt habeni. d. R.
Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsrecht. Mit zunehmendem Aufenthalt und bei
Integrationsbemiihungen eréffnen sich fiir unerlaubt
aufhiltige Personen Uber die grundlegenden Leistun-
gen hinaus weitere Zugange zum Wohlfahrtsstaat,
Arbeitsmarkt sowie zur gesellschaftlichen Partizipa-
tion. Unerlaubt aufhaltige Personen, die mit Behérden
kooperieren und dennoch nicht abgeschoben werden
kénnen und dabei seit Giber 18 Monaten in Deutsch-
land aufhiltig sind, haben die meisten Rechte und sind
in manchen Aspekten (z. B. Héhe der Regelbedarfe)
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der rechtmaRig aufhaltigen Bevolkerung gleichgestellt.
Fir unerlaubt aufhiltige Personen ohne Behordenkon-
takt sind die Teilhabemdglichkeiten am stérksten be-
grenzt: Ohne Preisgabe ihrer Anonymitat kdnnen sie i.
d. R. keine staatlichen Leistungen in Anspruch neh-
men, der kostenlose Zugang zu medizinischer Versor-
gung ohne Behdrdenkontakt ist de facto nur in Notfal-
len moglich.

Um einen unerlaubten Aufenthalt zu beenden, hat der
deutsche Gesetzgeber neben Malinahmen der Riick-
kehrférderung bzw. Riickfiihrung zum einen Malinah-
men eingefiihrt, die von einer eingeschrankten Bewe-
gungsfreiheit Gber den eingeschriankten Zugang zum
Arbeitsmarkt bis hin zu eingeschrankten Sozialleistun-
gen reichen. Zum anderen wurden MaRnahmen zur
Verringerung der Anzahl unerlaubt aufhaltiger Perso-
nen durch Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an
Gruppen mit hoher Integrationsleistung umgesetzt.

Diese zunichst als gegensatzlich erscheinenden Her-
angehensweisen - die Beschrankung des Zugangs zu
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen und gleichzeitig die
Ermoglichung einer gesellschaftlichen Teilhabe - be-
ziehen sich dabei auf zwei unterschiedliche Zielgrup-
pen der unerlaubt aufhiltigen Bevolkerung. Aus ord-
nungspolitischer Sicht sind Personen zurtickzufiihren,
die aufgrund eigenen Verschuldens nicht zuriickkeh-
ren. Aus integrationspolitischer Sicht ist hingegen die
Teilhabe von Personen zu ermoglichen, die aus ver-
schiedenen Griinden nicht zuriickkehren kdnnen. Bei
dieser Gruppe setzte die Bundesregierung bisher auf
folgenden Ansatz: Unerlaubt aufhiltige Personen, die
ihren gesetzlichen Mitwirkungspflichten nachkommen
und sich um Erwerbstatigkeit und Sprachkenntnisse
bemihen, erhalten Méglichkeiten, eine Aufenthaltser-
laubnis zu bekommen. Insgesamt handelt es sich bei
diesem Thema um einen zentralen politischen Streit-
punkt zwischen den politischen Parteien sowie Bund,
Landern und Kommunen.

Die Einschrankungen der Rechtsstellung mit dem Ziel
der freiwilligen Riickkehr, aber auch die Bleiberechts-
regelungen sind bisher nicht systematisch hinsichtlich
ihrer Wirksamkeit untersucht worden. Personen, die
nicht zurlickkehren, aber auch nicht zu der Gruppe der
Integrierten angehdoren, verbleiben weiterhin langer-
fristig unerlaubt aufhaltig. Wege aus dem unerlaubten
Aufenthalt fir diese Personen bestehen weiterhin aus-
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schliefRlich in freiwilliger Riickkehr. Andere Optionen
sind kaum erprobt worden. Es wird sich in den nachs-
ten Jahren zeigen, inwiefern das Zusammenspiel von
einschrankenden und integrativen Malinahmen geeig-
net ist, um die Anzahl an unerlaubt aufhiltigen Perso-
nen zu reduzieren.



Literaturverzeichnis 57

Literaturverzeichnis

Anderson, Philip (2003): ,Dass sie uns nicht vergessen.“ Menschen in der Illegalitdt in Miinchen. LHS Miinchen Sozialreferat,
Online: https://www.muenchen.info/soz/pub/pdf/37_illegalinmuenchen.pdf (27.8.2021).

Anderson, Philip (2011): Die Wahrung der Menschenrechte von MigrantInnen in der Illegalitit auf kommunaler Ebene. Das
Beispiel Miinchen, in: Mylius, Maren/Bornschlegl, Wiebke/Frewer, Andreas (Hg.): Medizin fir Menschen ohne Papiere.
Menschenrechte und Ethik in der Praxis des Gesundheitssystems, Gottingen: V&R Unipress, 173-196.

Angenendt, Steffen (2007): Irreguldre Migration: Begriffe, Konzepte und Entwicklungstrends. Risiken und Optionen, Berlin:
SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik.

ASMK - Konferenz der Minister und Ministerinnen, Senatoren und Senatorinnen fiir Arbeit und Soziales der Linder (2019):
Externes Ergebnisprotokoll der 95. Konferenz der Minister und Ministerinnen, Senatoren und Senatorinnen fiir Arbeit
und Soziales der Lander, Online: https://asmkintern.rlp.de/fileadmin/asmkintern/Beschluesse/Beschluesse_95_ASMK_
Extern/Externes_Ergebnisprotokoll_ASMK_2018.pdf (27.8.2021).

BAG Gesundheit/Illegalitit - Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalitdt (2017): Gesundheitsversorgung fiir Menschen ohne
Papiere, Online: https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_
Gesundheitsversorgung_fu__r_Menschen_ohne_Papiere_April_2017_Web.pdf (27.8.2021).

BAG Gesundheit/Illegalitit - Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalidt (2019): Notfallhilfe im Krankenhaus fir Menschen
ohne Papiere, Online: https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/BAG_
Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_Notfallhilfe_im_Krankenhaus_August_2019_Web.pdf (27.8.2021).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2018): Das Bundesamt in Zahlen 2017. Asyl, Migration und Integration,
Online: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2017.pdf;j
sessionid=9A743E6330B7E053505EDA12A89E161F.internet562?_ blob=publicationFile&v=17 (27.8.2021).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2019a): Das Bundesamt in Zahlen 2018. Asyl, Migration und Integration,
Online: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2018.
pdf?__blob=publicationFile&v=16 (27.8.2021).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2019b): Sichere Herkunftsstaaten, 14.11.2019, Online: https://www.bamf.
de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html
(27.8.2021).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2020a): Das Bundesamt in Zahlen 2019. Asyl, Migration und Integration,
Online: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2019.
pdf?__blob=publicationFile&v=5 (27.8.2021).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2021): Evaluation der AnkER-Einrichtungen und der funktionsgleichen Ein-
richtungen, Online: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fb37-evaluation-
anker-fg-einrichtungen.pdf?__blob=publicationFile&v=10 (27.8.2021).

Bass, Dirk (2019): Menschen ohne Papiere finden oft keinen Zugang zu Akutbehandlungen im Krankenhaus, in: Sonntagsblatt,
30.12.2019, Online: https://www.sonntagsblatt.de/artikel/menschen/menschen-ohne-papiere-finden-oft-keinen-
zugang-zu-akutbehandlungen-im-krankenhaus (27.8.2021).

Bauhoff, Sebastian/Gopffahrt, Dirk (2018): Asylum-seekers in Germany differ from regularly insured in their morbidity, utiliza-
tions and costs of care.


https://www.muenchen.info/soz/pub/pdf/37_illegalinmuenchen.pdf
https://asmkintern.rlp.de/fileadmin/asmkintern/Beschluesse/Beschluesse_95_ASMK_Extern/Externes_Ergebnisprotokoll_ASMK_2018.pdf
https://asmkintern.rlp.de/fileadmin/asmkintern/Beschluesse/Beschluesse_95_ASMK_Extern/Externes_Ergebnisprotokoll_ASMK_2018.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_Gesundheitsversorgung_fu__r_Menschen_ohne_Papiere_April_2017_Web.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_Gesundheitsversorgung_fu__r_Menschen_ohne_Papiere_April_2017_Web.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_Notfallhilfe_im_Krankenhaus_August_2019_Web.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_Notfallhilfe_im_Krankenhaus_August_2019_Web.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2017.pdf;jsessionid=9A743E6330B7E053505EDA12A89E161F.internet562?__blob=publicationFile&v=17
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2017.pdf;jsessionid=9A743E6330B7E053505EDA12A89E161F.internet562?__blob=publicationFile&v=17
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2018.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2018.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html 
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html 
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2019.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/BundesamtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2019.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fb37-evaluation-anker-fg-einrichtungen.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fb37-evaluation-anker-fg-einrichtungen.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.sonntagsblatt.de/artikel/menschen/menschen-ohne-papiere-finden-oft-keinen-zugang-zu-akutbehandlungen-im-krankenhaus
https://www.sonntagsblatt.de/artikel/menschen/menschen-ohne-papiere-finden-oft-keinen-zugang-zu-akutbehandlungen-im-krankenhaus

58 Literaturverzeichnis

Beckmann, Jana/Gonzélez Méndez de Vigo, Nerea (2017): Ab wann haben Kinder mit Fluchterfahrung Anspruch auf einen
KiTa-Platz?, in: Niedersichsisches Institut fir friihkindliche Bildung und Entwicklung, Online: https://www.nifbe.de/
component/themensammlung?view=item&id=671:ab-wann-haben-kinder-mit-fluchterfahrung-anspruch-auf-einen-
kita-platz&catid=293 (27.8.2021).

BMF - Bundesministerium der Finanzen (2019): Umfassende Unterstiitzung des Bundes bei der Integration, 13.6.2019,
Online: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/
Fluechtlingshilfe/19-06-13-fluechtlingskosten-BMF-Briefing.html (27.8.2021).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (0. J.): Illegale Migration, Online: https://www.bmi.bund.de/DE/
themen/migration/illegale-migration/illegale-migration-node.html (27.8.2021).

BMI - Bundesministerium des Innern (2017): Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht. Gesetzgebungsverfahren,
22.2.2017, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/gesetz-zur-besseren-
durchsetzung-der-ausreisepflicht.html (27.8.2021).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2018): Meldung vom 19.12.2018: Stilles Gedenken: Anschlag auf
den Berliner Weihnachtsmarkt jéhrt sich zum zweiten Mal, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldun
gen/DE/2018/12/breitscheidplatz.html (27.8.2021).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2020): Hinweise zur Ausbildungs- und Beschiftigungsduldung
§§ 60c und 60d AufenthG mit Bezug zur Covid 19-Pandemie, Online: https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/
dokumente/28622w.pdf (27.8.2021).

BMI/BAMF - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat/Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2020): Mig-
rationsbericht der Bundesregierung. Migrationsbericht 2019, Online: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/
Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2019.pdf;jsessionid=2C56631A5926B940F829DB03901BB403.inter-
net552?__ blob=publicationFile&v=13 (27.8.2021).

BMJV - Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz (2020): Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe, Online:
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Beratungs_PKH.pdf;jsessionid=AD71D958D09903AD3ED73D435
BF32E4C.1_cid297?__ blob=publicationFile&v=19 (27.8.2021).

Bommes, Michael/Wilmes, Maren (2007): Menschen ohne Papiere in Kéln. Eine Studie im Auftrag des Rates der Stadt Kéln,
Online: https://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/pdf5620/2.pdf (27.8.2021).

Bozorgmehr, Kayvan/Razum, Oliver (2015): Effect of Restricting Access to Health Care on Health Expenditures among Asylum-
Seekers and Refugees: A Quasi-Experimental Study in Germany, 1994-2014.

Bozorgmehr, Kayvan/Wenner, Judith/Nost, Stefan/Stock, Christian/Razum, Oliver (2018): Germany: financing health services
provided to asylum seekers, in: World Health Organization (Hg.): Compendium of health system responses to large-scale
migration in the WHO European Region. Copenhagen: WHO, 38-47.

BpB - Bundeszentrale fiir politische Bildung (0. J.): Lexika. Glossar Migration — Integration - Flucht & Asyl. Duldung, Online:
https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/270362/duldung (27.8.2021).

BpB - Bundeszentrale fiir politische Bildung (2015): Schulpflicht, Online: https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/recht-a-
2/22855/schulpflicht#:~:text=Die%20Dauer%20der%20Schulpflicht%20betr%C3%A4gt,wenn%20eine%20Vollzeitschu-
le%20besucht%20wird (27.8.2021).

Breidenbach, Wolfgang (2020): BeschV § 32, in: Kluth, Winfried/Heusch, Andreas, Beck’scher Online-Kommentar, 29. Edition,
Stand: 1.7.2020, Miinchen: C.H.BECK.

Breyer, Insa (2011): Keine Papiere — Keine Rechte? Die Situation irreguldrer Migranten in Deutschland und Frankreich, Frankfurt
(a. M.): Campus.


https://www.nifbe.de/component/themensammlung?view=item&id=671:ab-wann-haben-kinder-mit-fluchterfahrung-anspruch-auf-einen-kita-platz&catid=293
https://www.nifbe.de/component/themensammlung?view=item&id=671:ab-wann-haben-kinder-mit-fluchterfahrung-anspruch-auf-einen-kita-platz&catid=293
https://www.nifbe.de/component/themensammlung?view=item&id=671:ab-wann-haben-kinder-mit-fluchterfahrung-anspruch-auf-einen-kita-platz&catid=293
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Fluechtlingshilfe/19-06-13-fluechtlingskosten-BMF-Briefing.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Fluechtlingshilfe/19-06-13-fluechtlingskosten-BMF-Briefing.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/migration/illegale-migration/illegale-migration-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/migration/illegale-migration/illegale-migration-node.html
ttps://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/gesetz-zur-besseren-durchsetzung-der-ausreisepflicht.html
ttps://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/gesetz-zur-besseren-durchsetzung-der-ausreisepflicht.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldun gen/DE/2018/12/breitscheidplatz.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldun gen/DE/2018/12/breitscheidplatz.html
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/28622w.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/28622w.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2019.pdf;jsessionid=2C56631A5926B940F829DB03901BB403.internet552?__blob=publicationFile&v=13
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2019.pdf;jsessionid=2C56631A5926B940F829DB03901BB403.internet552?__blob=publicationFile&v=13
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2019.pdf;jsessionid=2C56631A5926B940F829DB03901BB403.internet552?__blob=publicationFile&v=13
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Beratungs_PKH.pdf;jsessionid=AD71D958D09903AD3ED73D435BF32E4C.1_cid297?__blob=publicationFile&v=19
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Beratungs_PKH.pdf;jsessionid=AD71D958D09903AD3ED73D435BF32E4C.1_cid297?__blob=publicationFile&v=19
https://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/pdf5620/2.pdf
https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/270362/duldung
https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/recht-a-z/22855/schulpflicht#:~:text=Die%20Dauer%20der%20Schulpflicht%20betr%C3%A4gt,wenn%20eine%20Vollzeitschule%20besucht%20wird
https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/recht-a-z/22855/schulpflicht#:~:text=Die%20Dauer%20der%20Schulpflicht%20betr%C3%A4gt,wenn%20eine%20Vollzeitschule%20besucht%20wird
https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/recht-a-z/22855/schulpflicht#:~:text=Die%20Dauer%20der%20Schulpflicht%20betr%C3%A4gt,wenn%20eine%20Vollzeitschule%20besucht%20wird

Literaturverzeichnis 59

Bundesrat (1996): Stenographischer Bericht. 694. Sitzung. Plenarprotokoll 694, Bonn: Bundesrat.

Bundesrat (2010): Beschluss des Bundesrates. EntschlieBung des Bundesrates zur Riicknahme der Erklarung der Bundesrepublik
Deutschland vom 6. Mirz 1992 zum Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention). Druck-
sache 829/09, Berlin: Bundesrat.

Bundesregierung (2015): Bleiberecht nach acht Jahren Aufenthalt, 14.12.2015, Online: https://www.bundesregierung.de/
breg-de/aktuelles/bleiberecht-nach-acht-jahren-aufenthalt-337210 (27.8.2021).

Caritas (0. J.): Glossar. Beratungshilfe, Online: https://www.caritas.de/glossare/beratungshilfe (27.8.2021).

CDU/Biindnis 90/Die Griinen (2018): Koalitionsvertrag zwischen CDU Hessen und Biindnis 90/Die Griinen Hessen fiir die 20.
Legislaturperiode. Aufbruch im Wandel durch Haltung, Orientierung und Zusammenhalt, Online: https://www.hessen.
de/sites/default/files/media/staatskanzlei/koalitionsvertrag_20._wahlperiode.pdf (27.8.2021).

CDU/CSU/SPD (2018): Ein neuer Aufbruch fiir Europa - Eine neue Dynamik fiir Deutschland - Ein neuer Zusammenhalt fir
unser Land. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD. 19. Legislaturperiode, Online: https://www.
bundesregierung.de/resource/blob/656734/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/ 2018-03-14-
koalitionsvertrag-data.pdf?download=1 (27.8.2021).

Claassen, Kevin/Jager, Pia (2018): Impact of the Introduction of the Health Insurance Card on the Use of Medical Services by
Asylum Seekers in Germany. International Journal of Environmental Research and Public Health 15(5), 856, Online:
https://dx.doi.org/10.3390%2Fijerph15050856 (27.8.2021).

Connor, Phillip/Passel, Jeffrey S. (2019): Europe’s Unauthorized Immigrant Population Peaks in 2016, Then Levels Off. New
Estimates find half life in Germany and the United Kingdom, in: Pew Research Centre, Online: https://www.pewresearch.
org/global/2019/11/13/europes-unauthorized-immigrant-population-peaks-in-2016-then-levels-off/ (27.8.2021).

Cyrus, Norbert (2004): Aufenthaltsrechtliche Illegalitat in Deutschland: Sozialstrukturbildung - Wechselwirkungen - Politische
Optionen. Bericht fiir den Sachverstidndigenrat fir Zuwanderung und Integration, Nirnberg: Sachverstandigenrat fiir
Zuwanderung und Integration, Online: http://www.norbert-trelle.de/mediapool/99/993476/data/04_Expertise_Sach-
verstaendigenrat_Cyrus.pdf (27.8.2021).

Cyrus, Norbert (2013): Irreguldre Migration in Deutschland - Zur Kontroverse zwischen ordnungspolitischer und menschen-
rechtlicher Sichtweisen, in: Ministerium fiir Integration Baden-Wirttemberg (Hg.): Integrationspolitik im internationa-
len Vergleich. Beitrdge zum internationalen Symposium des Ministeriums fiir Integration Baden-Wiirttemberg an der
Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg, 4.12.2012, Stuttgart: Ministerium fiir Integration Baden-Wiirttemberg, Online:
http://www.integrationsministerium-bw.de/pb/site/pbs-bw/get/documents/mfi/MFI/pdf/2013-08-12-Integrations-
politik%20%282%29.pdf (27.8.2021).

Decker, Andreas (2020): §§ 1a, 4 AsylbLG, in: Decker, Andreas/Bader, Johann/Kothe, Peter (Hg.): Beck’scher Onlinekommentar
Migrations- und Integrationsrecht, 5. Edition, Miinchen: C. H. Beck.

Decker, Andreas (2021): AsylbLG §§ 3, 4, in: Decker, Andreas/Bader, Johann/Kothe, Peter, Beck’scher Online-Kommentar Migra-
tions- und Integrationsrecht, 7. Edition, Miinchen: C. H. BECK.

Deibel, Klaus (2020): § 2 AsylbLG, in: Hohm, Karl-Heinz (Hg.), AsylbLG. Gemeinschaftskommentar zum Asylbewerberleistungs-
gesetz, 81. Aktualisierung, Miinchen: Luchterhand.

Der Parititische Gesamtverband (2019): Stellungnahme zum Gesetzentwurf tiber Duldung bei Ausbildung und Beschéaftigung
(BT-Drs. 19/8286), Online: https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/stellungnahme-zum-gesetzentwurf-
ueber-duldung-bei-ausbildung-und-beschaeftigung-bt-drs-198286/ (27.8.2021).

Deutscher Bundestag (1993): Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fiir Familie und Senioren (13. Ausschuss).
Drucksache 12/5008, Bonn: Deutscher Bundestag.


https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bleiberecht-nach-acht-jahren-aufenthalt-337210
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bleiberecht-nach-acht-jahren-aufenthalt-337210
https://www.caritas.de/glossare/beratungshilfe
https://www.hessen.de/sites/default/files/media/staatskanzlei/koalitionsvertrag_20._wahlperiode.pdf
https://www.hessen.de/sites/default/files/media/staatskanzlei/koalitionsvertrag_20._wahlperiode.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/656734/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/ 2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/656734/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/ 2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/656734/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/ 2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?download=1
https://dx.doi.org/10.3390%2Fijerph15050856
https://www.pewresearch.org/global/2019/11/13/europes-unauthorized-immigrant-population-peaks-in-2016-then-levels-off/
https://www.pewresearch.org/global/2019/11/13/europes-unauthorized-immigrant-population-peaks-in-2016-then-levels-off/
http://www.norbert-trelle.de/mediapool/99/993476/data/04_Expertise_Sachverstaendigenrat_Cyrus.pdf
http://www.norbert-trelle.de/mediapool/99/993476/data/04_Expertise_Sachverstaendigenrat_Cyrus.pdf
http://www.integrationsministerium-bw.de/pb/site/pbs-bw/get/documents/mfi/MFI/pdf/2013-08-12-Integrationspolitik%20%282%29.pdf
http://www.integrationsministerium-bw.de/pb/site/pbs-bw/get/documents/mfi/MFI/pdf/2013-08-12-Integrationspolitik%20%282%29.pdf
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/stellungnahme-zum-gesetzentwurf-ueber-duldung-bei-ausbildung-und-beschaeftigung-bt-drs-198286/
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/stellungnahme-zum-gesetzentwurf-ueber-duldung-bei-ausbildung-und-beschaeftigung-bt-drs-198286/

60 Literaturverzeichnis

Deutscher Bundestag (1995): Stenographischer Bericht. 65. Sitzung. Plenarprotokoll 13/65, Bonn: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (1996a): Bericht des Ausschusses fiir Gesundheit (14. Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen
der CDU/CSU und FDP. Drucksache 13/2746. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes und anderer Gesetze und zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung. Drucksache 13/3475. Entwurf eines
Ersten Gesetzes zur Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes und anderer Gesetze. Drucksache 13/3728, Bonn:
Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (1996b): Stenographischer Bericht. 86. Sitzung. Plenarprotokoll 13/86, Bonn: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2011): Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses (4. Ausschuss). Drucksache 70/5093,
Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2014): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes und des Sozialgerichtsgesetzes. Drucksache 18/2592, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2015a): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung. Drucksache 18/4097, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2015b): Stenografischer Bericht. 115. Sitzung. Plenarprotokoll 18/115, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2015c): Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD Entwurf eines Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes. Drucksache 18/6185, Online: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/061/1806185.pdf (27.8.2021).

Deutscher Bundestag (2016a): Duldung und Behandlung von ,Altfallen“ nach dem Aufenthaltsgesetz. Sachstand. Wissenschaft-
liche Dienste, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2016b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Kathrin Vog-
ler, Frank Tempel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. - Drucksache 18/9380 — Aussagen des Bundes-
ministers des Innern zu medizinischen Abschiebungshindernissen. Drucksache 18/9603, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Frank Tem-
pel, Jan Korte, Martina Renner und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 18/12272. Unklare Daten des Auslanderzentral-
registers zu Ausreisepflichtigen, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017b): Opposition kritisiert Plane zur Durchsetzung der Ausreisepflicht, Online:
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw12-de-ausreisepflicht-496746 (27.8.2021).

Deutscher Bundestag (2017¢): Sachstand. Geldleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Einzelfragen zur Wahl der
Auszahlungsmodalitaten. WD 6 - 3000 - 055/17, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017d): Unterrichtung durch die Bundesregierung. Bericht der Bundesregierung Giber MaRnahmen des
Bundes zur Unterstiitzung von Landern und Kommunen im Bereich der Fliichtlings- und Integrationskosten und die
Mittelverwendung durch die Lander im Jahr 2016. Drucksache 18/12688, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, Gokay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/485. Abschiebungen und
Ausreisen im Jahr 2017. Drucksache 19/800. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. Achim
Kessler, Dr. André Hahn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/2596. Medizinische Versor-
gung von Menschen ohne Papiere. Drucksache 19/3366. Berlin: Deutscher Bundestag.


https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/061/1806185.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw12-de-ausreisepflicht-496746

Literaturverzeichnis 61

Deutscher Bundestag (2018c): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Dr.
Christian Wirth, Waldemar Herdt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD. Drucksache 19/5457. Mangelnde
Kooperation auslandischer Stellen bei der Passbeschaffung (Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine
Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/4156). Drucksache 19/5885, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019a): Stenografischer Bericht. 98. Sitzung. Plenarprotokoll 19/98, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, Gékay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/7395. Abschiebungen und
Ausreisen im Jahr 2018. Drucksache 19/8021. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019c¢): Stenografischer Bericht. 105. Sitzung. Plenarprotokoll 19/105, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019d): Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fir Inneres und Heimat (4. Ausschuss) zu
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 19/8286 — Entwurf eines Gesetzes iber Duldung bei Ausbildung
und Beschaftigung. Drucksache 19/10707 (neu), Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019¢): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes (iber Duldung bei Ausbildung und
Beschiftigung. Drucksache 19/8286, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019f): Neuregelung der Duldung bei Ausbildung und Beschéaftigung umstritten, Online. https:/www.
bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw23-pa-inneres-ausbildung-duldung-644250 (27.8.2021).

Deutscher Bundestag (2019g): Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fiir Inneres und Heimat (4. Ausschuss) zu
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung. Drucksachen 19/10047, 19/10506. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur besse-
ren Durchsetzung der Ausreisepflicht. Drucksache 19/10706, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019h): Wortprotokoll der 58. Sitzung. Ausschuss fir Inneres und Heimat. Protokoll-Nr. 19/59, Berlin:
Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019i): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung
der Ausreisepflicht. Drucksache 19/10047, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2020a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, Gokay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/17096. Abschiebungen und
Ausreisen 2019. Drucksache 19/18201, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2020b): Sachstand. Fragen zur Riickkehr von abgelehnten Asylbewerbern in Drittstaaten. WD 3 - 3000 -
042/20. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2021a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, G6kay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/26156. Abschiebungen und
Ausreisen 2020. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2021b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, Gokay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/29300. Erganzende Informa-
tionen zur Asylstatistik fiir das Jahr 2020 und das erste Quartal 2021 - Schwerpunktfragen zur Asylverfahrensdauer und
zu beschleunigten Asylverfahren. Drucksache 19/30711. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Caritasverband (2015): Standards der Asylverfahren und des Verfassungsrechts bewahren. Stellungnahme vom
12.10.2015, Online: https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-12-2015-standards-der-
asylverfahren-und-des-verfassungsrechts-bewah (27.8.2021).


https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw23-pa-inneres-ausbildung-duldung-644250
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw23-pa-inneres-ausbildung-duldung-644250
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-12-2015-standards-der-asylverfahren-und-des-verfassungsrechts-bewah
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-12-2015-standards-der-asylverfahren-und-des-verfassungsrechts-bewah

62 Literaturverzeichnis

Deutscher Stidtetag (2020): Geduldete Personen — Herausforderungen der Stadte Positionspapier des Deutschen Stidtetages,
Online: https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Positionspapiere/2020/geduldete-personen-
herausforderungen-der-staedte-2020.pdf (27.8.2021).

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2019): Vertiefte Diskussion des Geordnete-Riickkehr-Gesetzes erforderlich, Online:
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail /vertiefte-diskussion-des-geordnete-rueckkehr-geset-
zes-erforderlich (27.8.2021).

DGB - Deutscher Gewerkschaftsbund (2009): Diskussionspapier zur Situation von Menschen ohne reguléren Aufenthaltsstatus
in Deutschland, Online: https://www.dgb.de/themen/++co++5ab0873e-3c1c-11df-7b76-00188b4dc422 /file/DGB-
Diskussionspapier%20zur%20Irregularit%C3%A4t.pdf (27.8.2021).

Diakonie (2017): Selbstbeschreibung der Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalitat, Online: https://www.diakonie.
de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/Selbstbeschreibung_BAG_Gesundheit_Illegalitaet_
Stand_29Mrz2017.pdf (27.8.2021).

Diakonie (2020): Ausreisepflicht, Duldung, Bleiberecht. 3. November 2020, Online: https://www.diakonie.de/wissen-kompakt/
ausreisepflicht-duldung-bleiberecht (27.8.2021).

Die Linke/SPD/Biindnis 90/Die Griinen (2014): Thiringen gemeinsam voranbringen — demokratisch, sozial, 6kologisch. Koali-
tionsvertrag zwischen den Parteien DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fiir die 6. Wahlperiode des Thiiringer
Landtags, Online: https://www.die-linke-thueringen.de/fileadmin/LV_Thueringen/dokumente/r2g-
koalitionsvertrag-final.pdf (27.8.2021).

Dienelt, Klaus (2016): Duldung: Was ist eine Duldung und mit welchen Rechten ist sie verbunden?, in: Bundeszentrale fir politi-
sche Bildung (Hg.): Kurzdossiers: Zuwanderung, Flucht und Asyl: Aktuelle Themen, Online: https://www.bpb.de/
gesellschaft/migration/kurzdossiers/233846/definition-fuer-duldung-und-verbundene-rechte#:~:text=Eine%20Dul-
dung%20kann%20f%C3%BCr%20wenige,Ausl%C3%A4nder%20nicht%20zwangsweise%20abgeschoben%20werden
(27.8.2021).

Dollinger, Franz Wilhelm (2020): AufenthG §§ 60d, 61, in: Bergmann, Jan/Dienelt, Klaus (Hg.): Auslanderrecht, 13. Auflage 2020,
Miinchen: C. H. BECK.

DStGB - Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2017): Ausreisepflicht einfacher durchsetzen, Online: https://www.dstgb.de/
dstgb/Homepage/Aktuelles/Archiv/Archiv%202017/Ausreisepflicht%20einfacher%20durchsetzen/ (27.8.2021).

DStGB - Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2018): Geplante Aufstockung der Integrationspauschale zu begriiRen,
11.6.2018, Online: https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20F1%C3%BCchtlinge/
Aktuelles/Aufstockung%20Integrationspauschale/ (27.8.2021).

DStGB - Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2020): 2019: Riickgang der Asylzahlen, Online: https://www.dstgb.de/dstgb/
Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20F1%C3%BCchtlinge/Aktuelles/2019%3A%20R%C3%BCckgang%20der%20
Asylantragszahlen/ (27.8.2021).

Diivell, Franck (2021): Irregulér aufhaltige Migrant*innen in Deutschland Administrativdaten und Schatzungen. Vortrag im Rah-
men der XVI. Jahrestagung Illegalitdt, 10.03.2021, Katholische Akademie in Berlin.

Elle, Johanna/Hess, Sabine (2017): Leben Jenseits von Mindeststandards. Dokumentation zur Situation in Gemeinschaftsunter-
kiinften in Niedersachsen.

EMN/KOM - Europiisches Migrationsnetzwerk/Europiische Kommission (2018): Asylum and Migration. Glossary 6.0, Online:
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/networks/european_migration_network/docs/
interactive_glossary_6.0_final_version.pdf (27.8.2021).


https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Positionspapiere/2020/geduldete-personen-herausforderungen-der-staedte-2020.pdf
https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Positionspapiere/2020/geduldete-personen-herausforderungen-der-staedte-2020.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/vertiefte-diskussion-des-geordnete-rueckkehr-gesetzes-erforderlich
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/vertiefte-diskussion-des-geordnete-rueckkehr-gesetzes-erforderlich
https://www.dgb.de/themen/++co++5ab0873e-3c1c-11df-7b76-00188b4dc422/file/DGB-Diskussionspapier%20zur%20Irregularit%C3%A4t.pdf
https://www.dgb.de/themen/++co++5ab0873e-3c1c-11df-7b76-00188b4dc422/file/DGB-Diskussionspapier%20zur%20Irregularit%C3%A4t.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/Selbstbeschreibung_BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Stand_29Mrz2017.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/Selbstbeschreibung_BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Stand_29Mrz2017.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Broschuere_PDF/Selbstbeschreibung_BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Stand_29Mrz2017.pdf
https://www.diakonie.de/wissen-kompakt/ausreisepflicht-duldung-bleiberecht
https://www.diakonie.de/wissen-kompakt/ausreisepflicht-duldung-bleiberecht
https://www.die-linke-thueringen.de/fileadmin/LV_Thueringen/dokumente/r2g-koalitionsvertrag-final.pdf
https://www.die-linke-thueringen.de/fileadmin/LV_Thueringen/dokumente/r2g-koalitionsvertrag-final.pdf
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/233846/definition-fuer-duldung-und-verbundene-rechte#:~:text=Eine%20Duldung%20kann%20f%C3%BCr%20wenige,Ausl%C3%A4nder%20nicht%20zwangsweise%20abgeschoben%20werden
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/233846/definition-fuer-duldung-und-verbundene-rechte#:~:text=Eine%20Duldung%20kann%20f%C3%BCr%20wenige,Ausl%C3%A4nder%20nicht%20zwangsweise%20abgeschoben%20werden
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/233846/definition-fuer-duldung-und-verbundene-rechte#:~:text=Eine%20Duldung%20kann%20f%C3%BCr%20wenige,Ausl%C3%A4nder%20nicht%20zwangsweise%20abgeschoben%20werden
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Aktuelles/Archiv/Archiv%202017/Ausreisepflicht%20einfacher%20durchsetzen/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Aktuelles/Archiv/Archiv%202017/Ausreisepflicht%20einfacher%20durchsetzen/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20Fl%C3%BCchtlinge/Aktuelles/Aufstockung%20Integrationspauschale/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20Fl%C3%BCchtlinge/Aktuelles/Aufstockung%20Integrationspauschale/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20Fl%C3%BCchtlinge/Aktuelles/2019%3A%20R%C3%BCckgang%20der%20Asylantragszahlen/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20Fl%C3%BCchtlinge/Aktuelles/2019%3A%20R%C3%BCckgang%20der%20Asylantragszahlen/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Asyl%20und%20Fl%C3%BCchtlinge/Aktuelles/2019%3A%20R%C3%BCckgang%20der%20Asylantragszahlen/
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/networks/european_migration_network/docs/interactive_glossary_6.0_final_version.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/networks/european_migration_network/docs/interactive_glossary_6.0_final_version.pdf

Literaturverzeichnis 63

Fleischer, Annett (2007): Illegalisierung, Legalisierung und Familienbildungsprozesse: Am Beispiel Kameruner MigrantInnen in
Deutschland. MPIDR Working Paper, 2007/11, Rostock: Max-Planck-Institut fiir demografische Forschung.

Fliichtlingszentrum Hamburg (0. J.): Zur Betreuung von Kindern ohne Aufenthaltsstatus Zielsetzung und Zielgruppe des Projek-
tes, Online: http://www.fluechtlingszentrum-hamburg.de/de/projekte/clearingstelle_kinder.php (27.8.2021).

Fliichtlingszentrum Hamburg (2019): Evaluationsbericht 2018 - Clearingstelle zur medizinischen Versorgung von Auslén-
derinnen und Auslandern, Online: https://www.fz-hh.de/download/clearingstelle-mv/Evaluationsbericht_2018.pdf
(27.8.2021).

Funck, Barbara J./Karakasoglu, Yasemin/Vogel, Dita (2015): ,,Es darf nicht an Papieren scheitern®. Theorie und Praxis der Ein-
schulung von papierlosen Kindern in Grundschulen, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (Hg.), Online: https://
www.gew.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=33994&token=a7da698d477adc42f4bd2590c786bfdae01152b2&sdownlo
ad=&n=NichtAnPapierenScheitern_2015_Broschuere_web.pdf (27.8.2021).

Gammelin, Cerstin (2019): Scholz doch groRziigiger bei Unterstiitzung von Stadten und Gemeinden, in: Stiddeutsche Zeitung,
1.4.2019, Online: https://www.sueddeutsche.de/politik/scholz-integration-kosten-1.4391756 (27.8.2021).

Gesundheit fiir Gefliichtete (0. ).): Gesundheitskarte, Online: http://gesundheit-gefluechtete.info/gesundheitskarte/
(27.8.2021).

GFF/AdW - Gesellschaft fiir Freiheitsrechte/Arzte der Welt (2021): Ohne Angst zum Arzt - Das Recht auf Gesundheit von
Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus in Deutschland. Eine grund- und menschenrechtliche Bewertung der
Ubermittlungspflicht im Aufenthaltsgesetz, Berlin. Online: https://gleichbehandeln.de/wp-content/
uploads/2021/05/210504_RZ_GFF_Studie_Recht-auf-Gesundheit_screen_DS.pdf (27.8.2021).

Giesler, Susanne (2021): AsylG § 49, in: Huber, Bertold/Mantel, Johanna (Hg.): AufenthG/AsylG mit Freiziigigkeitsgesetz/EU und
ARB 1/80, 3. Aufl.,, Miinchen: C. H. Beck.

Grote, Janne (2015): Irreguldre Migration und freiwillige Riickkehr — Ansétze und Herausforderungen der Informationsvermitt-
lung. Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das Europaische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 65
des Forschungszentrums des Bundesamtes, Niirnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge.

Grunau, Andrea (2020): Corona-Krise gefahrdet Menschen ohne Papiere, in: DW - Deutsche Welle, 12.05.2020, Online: https://
www.dw.com/de/corona-krise-gef%C3%A4hrdet-menschen-ohne-papiere/a-53366474 (27.8.2021).

Hahn, Karl-Eckhard (2017): CDU lehnt anonyme Krankenscheine fir Menschen mit irreguldrem Aufenthalt ab. Pressemitteilung
vom 13.02.2017, Online: https://www.cdu-landtag.de/aktuelles/pressemitteilungen/2017/cdu-lehnt-anonyme-kran-
kenscheine-fuer-menschen-mit-irregulaerem-aufenthalt-ab (27.8.2021).

Hailbronner, Kay (2017): Asyl- und Auslénderrecht. 4., iberarbeitete Auflage, Stuttgart: Kohlhammer Verlag.

Hanewinkel, Vera/Oltmer, Jochen (2017): Irregulére Migration in Deutschland, in: Bundeszentrale fiir politische Bildung. Lan-
derprofil Deutschland, Online: https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/256275/irregulaere-

migration (27.8.2021).

Hinsle, Walter (2020): § 19d AufenthG, in: Decker, Andreas/Bader, Johann/Kothe, Peter (Hg.): Beck’scher Online-Kommentar
Migrations- und Integrationsrecht, 11. Edition, Miinchen: C. H. Beck.

Hecker, Jan (2020): § 25a AufenthG, in: Kluth, Winfried/Heusch, Andreas (Hg.): Beck’scher Online-Kommentar Auslidnderrecht,
27. Edition, Miinchen: Verlag C. H. BECK.

Hess, Sabine et al. (2018): Welche Auswirkungen haben ,,Anker-Zentren“? Eine Kurzstudie fir den Mediendienst Integration.


http://www.fluechtlingszentrum-hamburg.de/de/projekte/clearingstelle_kinder.php
https://www.fz-hh.de/download/clearingstelle-mv/Evaluationsbericht_2018.pdf
https://www.gew.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=33994&token=a7da698d477adc42f4bd2590c786bfdae01152b2&sdownload=&n=NichtAnPapierenScheitern_2015_Broschuere_web.pdf
https://www.gew.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=33994&token=a7da698d477adc42f4bd2590c786bfdae01152b2&sdownload=&n=NichtAnPapierenScheitern_2015_Broschuere_web.pdf
https://www.gew.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=33994&token=a7da698d477adc42f4bd2590c786bfdae01152b2&sdownload=&n=NichtAnPapierenScheitern_2015_Broschuere_web.pdf
https://www.sueddeutsche.de/politik/scholz-integration-kosten-1.4391756
http://gesundheit-gefluechtete.info/gesundheitskarte/
https://gleichbehandeln.de/wp-content/uploads/2021/05/210504_RZ_GFF_Studie_Recht-auf-Gesundheit_screen_DS.pdf
https://gleichbehandeln.de/wp-content/uploads/2021/05/210504_RZ_GFF_Studie_Recht-auf-Gesundheit_screen_DS.pdf
https://www.dw.com/de/corona-krise-gef%C3%A4hrdet-menschen-ohne-papiere/a-53366474
https://www.dw.com/de/corona-krise-gef%C3%A4hrdet-menschen-ohne-papiere/a-53366474
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/256275/irregulaere-migration
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/256275/irregulaere-migration
https://www.cdu-landtag.de/aktuelles/pressemitteilungen/2017/cdu-lehnt-anonyme-krankenscheine-ab

64 Literaturverzeichnis

Hinterberger, Kevin Fredy (2020): Regularisierungen irregulir aufhiltiger Migrantinnen und Migranten. Deutschland, Osterreich
und Spanien im Rechtsvergleich, Baden-Baden: Nomos.

Hoffmeyer-Zlotnik, Paula (2017): Riickkehrpolitik in Deutschland im Kontext europarechtlicher Vorschriften. Fokusstudie der
deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das Européische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 77 des Forschungs-
zentrums des Bundesamtes, Niirnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge.

Hofmann, Rebecca/Scherr, Albert (2017): Verwahrung in Aufnahmelagern oder Willkommenskultur? Eine Fallstudie zur Erst-
aufnahme von Gefliichteten.

Hosner, Roland (2020): Gibt es tatsdchlich eine Million irreguldre Migrant*innen in Deutschland?, in: DeZIM Briefing Notes,
Online: https://dezim-institut.de/fileadmin/Publikationen/Briefing_Notes/200221_DBN_02_dt.pdf (27.8.2021).

IGFM - Internationale Gesellschaft fiir Menschenrechte (0. J.): Illegal in Deutschland, Online: https://www.igfm.de/illegal-in-
deutschland/ (27.8.2021).

IMK - Stindige Konferenz der Innenministerinnen bzw. -minister und -senatorinnen bzw. -senatoren der Linder (2017):
Sammlung der zur Veréffentlichung freigegebenen Beschliisse der 206. Sitzung der Standigen Konferenz der Innenmi-
nister und -senatoren der Linder am 12. bis 14. Juni 2017 in Dresden, Online: https://www.innenministerkonferenz.de/
IMK/DE/termine/to-beschluesse/2017-06-14_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (27.8.2021).

IOM/BAMF - Internationale Organisation fiir Migration/Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2020): StarthilfePlus,
Online: http://germany.iom.int/de/starthilfeplus (27.8.2021).

Jager, Pia/Claassen, Kevin/Ott, Notburga/Brand/Angela (2019): Does the Electronic Health Card for Asylum Seekers Lead to
an Excessive Use of the Health System? Results of a Survey in Two Municipalities of the German Ruhr Area. Internatio-
nal Journal of Environmental Research and Public Health 16(7), 1178, Online: https://doi.org/10.3390/ijerph16071178
(27.8.2021).

Katholisches Forum Leben in der Illegalitdt (0. J.): Jahrestagungen und Veranstaltungen, Online: https://forum-illegalitaet.de/
jahrestagung-und-veranstaltungen/ (27.8.2021).

Kluth, Winfried (2020): §§ 25b, 60b AufenthG, in: Kluth, Winfried/Heusch, Andreas (Hg.): Beck’scher Online-Kommentar Aus-
landerrecht, 27. Edition, Miinchen: Verlag C. H. BECK.

KOM - Europiische Kommission (2017): Empfehlungen. Empfehlung (EU) 2017/2338 der Kommission vom 16. November 2017
fiir ein gemeinsames ,,Riickkehr-Handbuch®, das von den zustidndigen Behorden der Mitgliedstaaten bei der Durchfiih-
rung riickkehrbezogener Aufgaben heranzuziehen ist, Online: https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0
J:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF (27.8.2021).

Korff, Karla (2020): §§ 1a, 2 AsylbLG, in: Rolfs, Christian/Giesen, Richard/Kreikebohm, Ralf/Udsching, Peter (Hg.): Beck’scher
Onlinekommentar Sozialrecht, 57. Edition, Minchen: C. H. BECK.

Kretschmer, Joachim (2013): Die Straflosigkeit humanitiren Handelns, in: ZAR 2013, 278-282.

Landeshauptstadt Miinchen (2010): ,,Wir haben Sie nicht vergessen .. 10 Jahre Umgang mit Menschen ohne gesicherten Auf-
enthaltsstatus in der Landeshauptstadt Miinchen. Das Miinchner Modell, Online: https://www.forum-illegalitaet.de/
mediapool/99/993476/data/Muenchen_Ergebnisse_2010.pdf (27.8.2021).

Landtag Thiiringen (2017): 75. Sitzung, Plenarprotokoll 6/75, Erfurt: Landtag Thiringen.

Maestro, Andrea (2018): anonymer Krankenschein - Ohne Papiere keine Medizin, in: taz, 04.11.2018, Online: https://taz.de/
Anonymer-Krankenschein/!5541446/ (27.8.2021).


https://dezim-institut.de/fileadmin/Publikationen/Briefing_Notes/200221_DBN_02_dt.pdf
https://www.igfm.de/illegal-in-deutschland/
https://www.igfm.de/illegal-in-deutschland/
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2017-06-14_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2017-06-14_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://germany.iom.int/de/starthilfeplus
https://doi.org/10.3390/ijerph16071178
ttps://forum-illegalitaet.de/jahrestagung-und-veranstaltungen/
ttps://forum-illegalitaet.de/jahrestagung-und-veranstaltungen/
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF
https://www.forum-illegalitaet.de/mediapool/99/993476/data/Muenchen_Ergebnisse_2010.pdf
https://www.forum-illegalitaet.de/mediapool/99/993476/data/Muenchen_Ergebnisse_2010.pdf
https://taz.de/Anonymer-Krankenschein/!5541446/
https://taz.de/Anonymer-Krankenschein/!5541446/

Literaturverzeichnis 65

Mediendienst Integration (2020): Corona-Pandemie und Migration, Online: https://mediendienst-integration.de/migration/
corona-pandemie.html (27.8.2021).

Medinetz Mainz (0. J.): Anonymer Krankenschein Rheinland-Pfalz - Zugang zur Gesundheitsversorgung fiir Alle, Online:
http://www.medinetzmainz.de/wp-content/uploads/2018/09/AKS_fuer_RLP-Initiativpapier.pdf (27.8.2021).

Monroy, Matthias (2013): Weltweit gréBte Nachrichtenagentur schafft ,illegale Migranten® ab, in: Telepolis, 10.04.2013, Online:
http://www.heise.de/tp/artikel/38/38904/1.html (27.8.2021).

Mylius, Maren (2016): Die medizinische Versorgung von Menschen ohne Papiere in Deutschland. Studien zur Praxis in Gesund-
heitsdmtern und Krankenhausern, Bielefeld: Transcript.

Neue Deutsche Medienmacher (2015): Glossar der Neuen deutschen Medienmacher. Formulierungshilfen fiir die Berichterstat-
tung im Einwanderungsland, Stand: 1.12.2015, Online: https://www.neuemedienmacher.de/download/NdM_
Glossar_www.pdf (27.8.2021).

Oppermann, Dagmar (2020): § 2 AsylbLG, in: Coseriu/Pablo, Siefert/Jutta (Hg.): SGB XII Sozialhilfe / mit AsylbLG, 3. Auflage,
juris Praxiskommentar SGB XII, Saarbriicken: juris.

Parusel, Bernd (2018): Spurwechsel fiir abgelehnte Asylsuchende — warum und wie? in: FluchtforschungsBlog des Netzwerks
Fluchtforschung, Online: https://blog.fluchtforschung.net/spurwechsel-fur-abgelehnte-asylsuchende-warum-und-wie/
(27.8.2021).

Reitter, Carla (2020): VorstoR im Landtag. Linke will Menschen ohne Krankenversicherung, in: Hessenschau, 18.6.2020, Online:
https://www.hessenschau.de/politik/landtag/vorstoss-im-landtag-linke-will-menschen-ohne-krankenversicherung-
helfen,linke-initiative-krankenversicherung-100.html (27.8.2021).

Rietig, Viktoria/Giinnewig, Mona Lou (2020): Deutsche Riickkehrpolitik und Abschiebungen. DGAP Analyse. Nr. 3. Mai 2020,
Online: https://dgap.org/de/forschung/publikationen/deutsche-rueckkehrpolitik-und-abschiebungen (27.8.2021).

Rippegather Jutta (2019): Anonymer Zugang zum Arzt, in Frankfurter Rundschau, 26.2.19, Online: https://www.fr.de/frankfurt/
hessen-prueft-moeglichkeiten-anonyme-krankenbehandlungen-11799778.html (27.8.2021).

Roder, Sebastian (2020): §§ 25a, 25b AufenthG, in: Decker, Andreas/Bader, Johann/Kothe, Peter (Hg.): Beck’scher Online-Kom-
mentar Migrations- und Integrationsrecht, Miinchen: C. H. Beck.

Riiffer, Anita (2019): Illegal in Deutschland und krank, von Caritas Deutschland, 17.09.2019, Online: https://www.caritas.de/
hilfeundberatung/ratgeber/migration/lebenindeutschland/illegal-in-deutschland-und-krank (27.8.2021).

Sarti, Mandy (2018): Anonymer Krankenschein ist gescheitert, in: Neue Presse, 28.11.2018, Online: https://www.neuepresse.de/
Nachrichten/Niedersachsen/Anonymer-Krankenschein-ist-gescheitert (27.8.2021).

Schammann, Hannes (2015): Wenn Variationen den Alltag bestimmen. Unterschiede lokaler Politikgestaltung in der Leistungs-
gewihrung fur Asylsuchende, in: Zeitschrift fiir Vergleichende Politikwissenschaft 9 (3), S. 161-182.

Schmitt, Martin/Bitterwolf, Maria/Baraulina, Tatjana (2019): Gef6rderte Riickkehr aus Deutschland: Motive und Reintegration.
Eine Begleitstudie zum Bundesprogramm StarthilfePlus. Forschungsbericht 34 des Forschungszentrums des Bundesam-
tes, Nlrnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge.

Schneider, Jan (2012): MaRnahmen zur Verhinderung und Reduzierung irregulirer Migration. Fokus-Studie der deutschen na-
tionalen Kontaktstelle fiir das Européische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 41 des Forschungszentrums des
Bundesamts fiir Migration und Fliichtlinge, Nirnberg: Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge.


https://mediendienst-integration.de/migration/corona-pandemie.html
https://mediendienst-integration.de/migration/corona-pandemie.html
http://www.medinetzmainz.de/wp-content/uploads/2018/09/AKS_fuer_RLP-Initiativpapier.pdf
http://www.heise.de/tp/artikel/38/38904/1.html
https://www.neuemedienmacher.de/download/NdM_Glossar_www.pdf
https://www.neuemedienmacher.de/download/NdM_Glossar_www.pdf
https://blog.fluchtforschung.net/spurwechsel-fur-abgelehnte-asylsuchende-warum-und-wie/ 
https://www.hessenschau.de/politik/landtag/vorstoss-im-landtag-linke-will-menschen-ohne-krankenversicherung-helfen,linke-initiative-krankenversicherung-100.html
https://www.hessenschau.de/politik/landtag/vorstoss-im-landtag-linke-will-menschen-ohne-krankenversicherung-helfen,linke-initiative-krankenversicherung-100.html
https://dgap.org/de/forschung/publikationen/deutsche-rueckkehrpolitik-und-abschiebungen
https://www.fr.de/frankfurt/hessen-prueft-moeglichkeiten-anonyme-krankenbehandlungen-11799778.html
https://www.fr.de/frankfurt/hessen-prueft-moeglichkeiten-anonyme-krankenbehandlungen-11799778.html
https://www.caritas.de/hilfeundberatung/ratgeber/migration/lebenindeutschland/illegal-in-deutschland-und-krank
https://www.caritas.de/hilfeundberatung/ratgeber/migration/lebenindeutschland/illegal-in-deutschland-und-krank
https://www.neuepresse.de/Nachrichten/Niedersachsen/Anonymer-Krankenschein-ist-gescheitert
https://www.neuepresse.de/Nachrichten/Niedersachsen/Anonymer-Krankenschein-ist-gescheitert

66 Literaturverzeichnis

Schneider, Jan/Kreienbrink, Axel (2010): Riickkehrunterstiitzung in Deutschland, Programme und Strategien zur Férderung von
unterstltzter Riickkehr und zur Reintegration in Drittstaaten, Studie I/2009 im Rahmen des Europaischen Migrations-
netzwerks (EMN), Working Paper 31, Niirnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge.

Schonwilder, Karen/Vogel, Dita/Sciortino, Giuseppe (2004): Migration und Illegalitat in Deutschland. AKI - Arbeitsstelle Inter-
kulturelle Konflikte und gesellschaftliche Integration — AKI-Forschungsbilanz 1, Berlin: Wissenschaftszentrum Berlin fir
Sozialforschung.

Schreiber, Susanne (2007): Freiwillige Riickkehr von Asylsuchenden. Entscheidungen oder Alternativlosigkeit? Osnabriick: Uni-
versitdt Osnabriick.

Senatsverwaltung fiir Inneres und Sport (2017): Bleiberecht fiir Opfer von Gewaltstraftaten im Zusammenhang mit Hasskri-
minalitat. Weisung fur die Auslanderbehorde Berlin/Verfahrensregelung vom 22.5.2017 - I B 1 Wr-0285/150, Online:
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/25174w.pdf (27.8.2021).

Sinn, Annette/Kreienbrink, Axel/Loeffelholz, Hans D. von/Wolf, Michael (2006): Illegal aufhiltige Drittstaatsangehérige in
Deutschland: staatliche Ansétze, Profil und soziale Situation; Forschungsstudie 2005 im Rahmen des Europédischen Mig-
rationsnetzwerks, Nurnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF).

SPD/Biindnis 90/Die Griinen (2013): Erneuerung und Zusammenhalt. Nachhaltige Politik fiir Niedersachsen. Koalitionsverein-
barung 2013-2018, Online: https://thela-wernstedt.de/koalitionsvereinbarung (27.8.2021).

SPD/Biindnis 90/Die Griinen/FDP (2021): Mehr Fortschritt wagen - Biindnis fiir Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit.
Koalitionsvertrag 2021- 2025, Online: https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/
koalitionsvertrag-2021-1990800 (27.8.2021).

SPD/Die Linke/Biindnis 90/Die Griinen (2016): Berlin gemeinsam gestalten. Solidarisch. Nachhaltig. Weltoffen. Koalitionsver-
einbarung 2016-2021, Online: https://www.berlin.de/rbmskzl/regierender-buergermeister/senat/
koalitionsvereinbarung/ (27.8.2021).

StBA - Statistisches Bundesamt (2019): Datenqualitit des Auslanderzentralregisters und Erfassung von Schutzsuchenden,
Online: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Methoden/
Erlauterungen/datenqualitaet.html (27.8.2021).

SVR - Sachverstindigenrat deutscher Stiftungen fiir Integration und Migration (2017): Riickkehrpolitik in Deutschland. Wege
zur Starkung der geférderten Ausreise. Studie des SVR-Forschungsbereichs 2017-1, Berlin: SVR.

Thym, Daniel (2017): Stellungnahme fiir die Offentliche Anhérung des Innenausschusses des Deutschen Bundestags am Mon-
tag, den 27. Mirz 2017 (iber den Entwurf eines Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht (Gesetzentwurf
der Bundesregierung), BRat-Drs. 179/17 v. 23.2.2017, Online: https://www.bundestag.de/resource/blob/500152/94748
42e8f9393de5a847a8¢c50d00d16/18-4-825-c-data.pdf (27.8.2021).

Thym, Daniel (2019): Stellungnahme fiir die Offentliche Anhérung des Innenausschusses des Deutschen Bundes-
tags am Montag, den 3. Juni 2019 uber den a) Entwurf eines Gesetzes (iber Duldung bei Ausbildung und Be-
schaftigung, BT-Drs. 19/8286 v. 13.3.2019, Online: https://www.bundestag.de/resource/blob/645296/
d1dbb4c966cf2d99585fadee376b48dc/A-Drs-19-4-287-E-data.pdf (27.8.2021).

UNICEF/DIMR - UNICEF Deutschland/Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2020): Gewaltschutz in Unterkiinften fiir
gefliichtete Menschen - Eine kinderrechtliche Analyse basierend auf einer Abfrage der 16 Bundesldnder, Kéln/Berlin.

Valenta, Marko/Thorshaug, Kristin (2011): Failed Asylum-Seekers’ Responses to Arrangements Promoting Return. Experiences
from Norway, in: Refugee Survey Quarterly, 30: 2, 1-23.


https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/25174w.pdf
https://thela-wernstedt.de/koalitionsvereinbarung
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800
https://www.berlin.de/rbmskzl/regierender-buergermeister/senat/koalitionsvereinbarung/
https://www.berlin.de/rbmskzl/regierender-buergermeister/senat/koalitionsvereinbarung/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Methoden/Erlauterungen/datenqualitaet.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Methoden/Erlauterungen/datenqualitaet.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/500152/9474842e8f9393de5a847a8c50d00d16/18-4-825-c-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/500152/9474842e8f9393de5a847a8c50d00d16/18-4-825-c-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/645296/d1dbb4c966cf2d99585fa4ee376b48dc/A-Drs-19-4-287-E-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/645296/d1dbb4c966cf2d99585fa4ee376b48dc/A-Drs-19-4-287-E-data.pdf

Literaturverzeichnis 67

Verbraucherzentrale (2020): Medizinische Versorgung von Asylbewerbern, Online: https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/
gesundheit-pflege/aerzte-und-kliniken/medizinische-versorgung-von-asylbewerbern-12312 (27.8.2021).

Vogel, Dita (2015): Update report Germany: Estimate number of irregular foreign residents in Germany (2014), Database on
Irregular Migration, update report, Online: http://irregular-migration.net/ (27.8.2021).

Vogel, Dita (2016): Kurzdossier: Umfang und Entwicklung der Zahl der Papierlosen in Deutschland. Universitat Bremen. Fach-
bereich 12. Arbeitsbereich Interkulturelle Bildung. AbIB-Arbeitspapier 2/2016, Online: https://www.researchgate.net/
profile/Dita_Vogel/publication/318672648_Kurzdossier_Umfang_und_Entwicklung_der_Zahl_der_Papierlosen_in_
Deutschland/links/5976f8da0f7e9b4016bc56bb/Kurzdossier-Umfang-und-Entwicklung-der-Zahl-der-Papierlosen-in-
Deutschland.pdf (27.8.2021).

Vogel, Dita/ARner, Manuel (2011): Umfang, Entwicklung und Struktur der irreguléren Bevélkerung in Deutschland. Ex-
pertise im Auftrag der deutschen nationalen Kontaktstelle (EMN) beim Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge,
Online: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/ZuStudien/emn-wp41-expertise.pdf?__
blob=publicationFile&v=17 (27.8.2021).

Vogel, Dita/Cyrus, Norbert (2018): Irregulare Migration, in: BpB. Dossier Migration, Online: https://www.bpb.de/gesellschaft/
migration/dossier-migration/247683 /irregulaere-migration (27.8.2021).

Vogel, Dita/Kovacheva, Vesela (2008): Classification report: Quality assessment of estimates on stocks of irregular migrati-
on. Database on Irregular Migration. Working paper No. 1, Hamburg: Hamburg Institute of International Economics
(HWWI).

Voigt, Claudius (2019): Arbeitshilfe zum Thema Flucht und Migration. Soziale Rechte fiir Gefliichtete — Das Asylbewerberleis-
tungsgesetz, Der Paritatische Gesamtverband (Hg.), Online: https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/
Publikationen/doc/auszug_asylbewerberleistungsgesetz_soziale-rechte-2019.pdf (27.8.2021).

von Manteuffel, Marie (2017): Aufenthaltsrechtliche Illegalitat. Beratungshandbuch 2017, in: Deutscher Caritasverband/Deut-
sches Rotes Kreuz (Hg.): Aufenthaltsrechtliche Illegalitat. Beratungshandbuch 2017, Online: https://www.meine-caritas.
de/files/newsletters/9eda499f-9a44-4a46-9839-fa985421d29a/7b377f03-8bdd-4b4b-a6d5-18810bf31b0b/
documents/red_Beratungshandb_Aufenthaltsrechtl_Illegalitaet_ WEB.pdf (27.8.2021).

Wendel, Kay (2014): Unterbringung von Fliichtlingen in Deutschland. Regelungen und Praxis der Bundeslander im Vergleich,
Online: https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2014/09/Laendervergleich_Unterbringung_2014-09-23_02.pdf
(27.8.2021).

Wenner, Judith/Biddle, Louise/Gottlieb, Nora/Bozorgmehr, Kayvan (2022): Inequalities in access to healthcare by local policy
model among newly arrived refugees: evidence from population-based studies in two German states, in: International
Journal for Equity in Health 21, Article 11. Online: https://equityhealthj.biomedcentral.com/articles/10.1186/s12939-
021-01607-y (27.8.2021).

Zeit Online (2019): Bundestag soll Migrationspaket der GroKo verabschieden. 7. Juni 2019, Online: https://www.zeit.de/
news/2019-06/07/bundestag-soll-migrationspaket-der-groko-verabschieden-190607-99-549112 (27.8.2021).


https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/gesundheit-pflege/aerzte-und-kliniken/medizinische-versorgung-von-asylbewerbern-12312
https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/gesundheit-pflege/aerzte-und-kliniken/medizinische-versorgung-von-asylbewerbern-12312
http://irregular-migration.net/
https://www.researchgate.net/profile/Dita_Vogel/publication/318672648_Kurzdossier_Umfang_und_Entwicklung_der_Zahl_der_Papierlosen_in_Deutschland/links/5976f8da0f7e9b4016bc56bb/Kurzdossier-Umfang-und-Entwicklung-der-Zahl-der-Papierlosen-in-Deutschland.pdf
https://www.researchgate.net/profile/Dita_Vogel/publication/318672648_Kurzdossier_Umfang_und_Entwicklung_der_Zahl_der_Papierlosen_in_Deutschland/links/5976f8da0f7e9b4016bc56bb/Kurzdossier-Umfang-und-Entwicklung-der-Zahl-der-Papierlosen-in-Deutschland.pdf
https://www.researchgate.net/profile/Dita_Vogel/publication/318672648_Kurzdossier_Umfang_und_Entwicklung_der_Zahl_der_Papierlosen_in_Deutschland/links/5976f8da0f7e9b4016bc56bb/Kurzdossier-Umfang-und-Entwicklung-der-Zahl-der-Papierlosen-in-Deutschland.pdf
https://www.researchgate.net/profile/Dita_Vogel/publication/318672648_Kurzdossier_Umfang_und_Entwicklung_der_Zahl_der_Papierlosen_in_Deutschland/links/5976f8da0f7e9b4016bc56bb/Kurzdossier-Umfang-und-Entwicklung-der-Zahl-der-Papierlosen-in-Deutschland.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/ZuStudien/emn-wp41-expertise.pdf?__blob=publicationFile&v=17
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/ZuStudien/emn-wp41-expertise.pdf?__blob=publicationFile&v=17
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/247683/irregulaere-migration
https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/247683/irregulaere-migration
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/auszug_asylbewerberleistungsgesetz_soziale-rechte-2019.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/auszug_asylbewerberleistungsgesetz_soziale-rechte-2019.pdf
https://www.meine-caritas.de/files/newsletters/9eda499f-9a44-4a46-9839-fa985421d29a/7b377f03-8bdd-4b4b-a6d5-18810bf31b0b/documents/red_Beratungshandb_Aufenthaltsrechtl_Illegalitaet_WEB.pdf
https://www.meine-caritas.de/files/newsletters/9eda499f-9a44-4a46-9839-fa985421d29a/7b377f03-8bdd-4b4b-a6d5-18810bf31b0b/documents/red_Beratungshandb_Aufenthaltsrechtl_Illegalitaet_WEB.pdf
https://www.meine-caritas.de/files/newsletters/9eda499f-9a44-4a46-9839-fa985421d29a/7b377f03-8bdd-4b4b-a6d5-18810bf31b0b/documents/red_Beratungshandb_Aufenthaltsrechtl_Illegalitaet_WEB.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2014/09/Laendervergleich_Unterbringung_2014-09-23_02.pdf
https://equityhealthj.biomedcentral.com/articles/10.1186/s12939-021-01607-y
https://equityhealthj.biomedcentral.com/articles/10.1186/s12939-021-01607-y
https://www.zeit.de/news/2019-06/07/bundestag-soll-migrationspaket-der-groko-verabschieden-190607-99-549112
https://www.zeit.de/news/2019-06/07/bundestag-soll-migrationspaket-der-groko-verabschieden-190607-99-549112

68

Anhang

Bundesland

SenlAS BE

Berlin

Hamburg
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen-Anhalt

Thiringen

Soziales HH

MI MV

MI NI

MKFFI NRW

MFFJIV RP

MIBS SL

MI ST

MMIVTH

Senatsverwaltung fiir Integration, Arbeit und Soziales

Amt fiir Soziales

Ministerium fiir Inneres und Europa

Ministerium fiir Inneres und Sport

Ministerium fir Kinder, Familie, Fliichtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen
Ministerium fir Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz

Ministerium fiir Inneres, Bau und Sport

Ministerium fiir Inneres und Sport

Ministerium fiir Migration, Justiz und Verbraucherschutz




Abkirzungsverzeichnis

Abkitirzungsverzeichnis

A.d.A.
Abs.

AG
AnkER
AP
ArgeFlu
Art.
ASMK
AsylG
AsylbLG
AufenthG

AufenthV
AufnG
AufenthG-AVwV
AVwV
AWO
AZ

AZR
AZRG
BAG
BAMF
BayEUG
BerHG
BGBL
BGH
BMF
BMI
BMIV
BpB
BtMG
BVA
bzw.

ca.

CDbU
CoronalmpfV
Ccsu
DAVG
DeuFoV
DeZIM
DGB
DStGB
EG

eGK
EMN

Anmerkung der Autorin

Absatz

Arbeitsgruppe

Zentrum fir Ankunft, Entscheidung, Rickfiihrung

Associated Press

Landerarbeitsgemeinschaft fiir Migration und Fliichtlingsfragen
Artikel

Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fiir Arbeit und Soziales

Asylgesetz

Asylbewerberleistungsgesetz

Gesetz liber den Aufenthalt, die Erwerbstatigkeit und die Integration von Ausldndern im Bundesgebiet

(Aufenthaltsgesetz)

Aufenthaltsverordnung

Aufnahmegesetz

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz
Allgemeine Verwaltungsvorschrift

Arbeiterwohlfahrt e. V.

Aktenzeichen

Ausldnderzentralregister

Gesetz Uber das Ausldnderzentralregister
Bundesarbeitsgruppe

Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

Bayerisches Gesetz liber das Erziehungs- und Unterrichtswesen
Beratungshilfegesetz

Bundesgesetzblatt

Bundesgerichtshof

Bundesministerium der Finanzen

Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat
Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
Bundeszentrale fir politische Bildung
Betdubungsmittelgesetz

Bundesverwaltungsamt

beziehungsweise

circa

Christlich Demokratische Union
Coronavirus-Impfverordnung

Christlich-Soziale Union
Datenaustauschverbesserungsgesetz
Deutschsprachférderverordnung

Deutsches Zentrum fiir Integrations- und Migrationsforschung
Deutscher Gewerkschaftsbund

Deutscher Stddte- und Gemeindebund

Européische Gemeinschaft

elektronische Gesundheitskarte

Europdisches Migrationsnetzwerk

69



70

EMRK
EU
EWR

ff.
GEW
GFF
GFK
GG
GVBL
Hg.
IfSG
IGFM
IMK
IOM

i.S.d.
i.V.m.
Kap.

KOM

lit.

LSG NRW
Max.
MFFJIV RP
MIBS SL
MI MV

MI NI

MI ST
MKFFI NRW
MMJV TH
NDR
NGO/NRO
Nr.

NRW

o.A

o.J.

PKS
REAG/GARP

REG

RFRL

RL

Rn.

S.

s.

SchG
SenlIAS BE
SGB

S. 0.

Europdische Menschenrechtskonvention
Europdische Union

Europaischer Wirtschaftsraum

die folgende (z. B. Seite eines Dokuments)

die folgenden (z. B. Seiten eines Dokuments)
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Gesellschaft fiir Freiheitsrechte e. V.

Genfer Fliichtlingskonvention

Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
Gesetz- und Verordnungsblatt

Herausgeber

Infektionsschutzgesetz

Internationale Gesellschaft fiir Menschenrechte
Standige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander

International Organization for Migration - Internationale Organisation fiir Migration

im Sinne der

in Verbindung mit

Kapitel

Europdische Kommission

littera (Buchstabe)

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen

Maximal

Ministerium fiir Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz
Ministerium fiir Inneres, Bau und Sport Saarland

Ministerium fir Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern
Ministerium fir Inneres und Sport Niedersachsen

Ministerium fiir Inneres und Sport Sachsen-Anhalt

Ministerium fiir Kinder, Familie, Flichtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen
Ministerium fiir Migration, Justiz und Verbraucherschutz Thiringen
Norddeutscher Rundfunk
Non-Governmental-Organization/Nichtregierungsorganisation
Nummer

Nordrhein-Westfalen

oder Ahnliches

ohne Jahr

Polizeiliche Kriminalstatistik

Reintegration and Emigration Programme for Asylum-Seekers in
Germany/Government Assisted Repatriation Programme

Return Expert Group

Ruckfuihrungsrichtlinie

Richtlinie

Randnummer

Seite

siehe

Schulgesetz

Senatsverwaltung fiir Integration, Arbeit und Soziales Berlin
Sozialgesetzbuch

siehe oben

Abkiirzungsverzeichnis



Abkirzungsverzeichnis

sog.
Soziales HH
SPD

StBA

StPO

s. u.

SVR

TestV

u.a.

Usw.

Vgl.

VwGO

vwV

z.B.

ZUR

sogenannte

Amt fir Soziales Hansestadt Hamburg
Sozialdemokratische Partei Deutschlands
Statistisches Bundesamt
StrafprozeRordnung

siehe unten

Sachverstandigenrat deutscher Stiftungen fur Integration und Migration
Coronavirus-Testverordnung

unter anderem

und so weiter

Vergleiche

Verwaltungsgerichtsordnung
Verwaltungsvorschrift

zum Beispiel

Gemeinsame Zentrum zur Unterstiitzung der Riickkehr

71



72 Tabellen- und Abbildungsverzeichnis

Tabellenverzeichnis

Tabelle 1: Drittstaatsangehdrige mit vollziehbarer Ausreisepflicht (2015-2020) 15
Tabelle 2: Anzahl an Personen mit Duldung, bei denen die Riickfiihrung aus tatsachlichen oder

rechtlichen Griinden nicht méglich ist (2015-2019) 16
Tabelle 3: Nicht-deutsche Tatverdéchtige eines unerlaubten Aufenthalts in der PKS (2015-2020) 20
Tabelle 4: Anzahl an ehemals unerlaubt aufhiltigen Personen mit Aufenthaltstitel 21
Tabelle 5: Regelungen zum Schulbesuch von unerlaubt aufhaltigen Kindern und Jugendlichen 35
Tabelle 7: Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an Personen mit Duldung 44

Abbildungsverzeichnis

Abbildung 1: Personen mit Duldung nach Aufenthaltsdauer seit der letzten Einreise (2015-2020) 17



Publikationen des Forschungszentrums Migration, Integration und Asyl

73

Publikationen des Forschungszentrums
Migration, Integration und Asyl

Working Paper

WP 92

WpP91

WP 90

WP 89

WP 88

WP 87

Abschiebungshaft und Alternativen zur Ab-
schiebungshaft. Studie der deutschen nationa-
len Kontaktstelle fir das Europdische
Migrationsnetzwerk (EMN).

Verfasst von: Friederike Haberstroh (2022)

Digitales Lehren und Lernen im Integrations-
kurs.Herausforderungen und Potenziale aus
der Sicht der Lehrkrafte.

Verfasst von: Ramona Kay, Jan Eckhard, Anna
Tissot (2021)

Zuverldssig, aktuell, interoperabel:
Datenmanagement im Asylverfahren in
Deutschland. Studie der deutschen nationalen
Kontaktstelle fiir das Europaische
Migrationsnetzwerk (EMN).

Verfasst von: Janne Grote (2021)

Anwerbung und Arbeitsbedingungen von
Saisonarbeitskraften. Studie der deutschen
nationalen Kontaktstelle fiir das Europdische
Migrationsnetzwerk (EMN).

Verfasst von: Claudia Lechner (2020)

Anwerbung und Férderung von auRereuropai-
schen Startups auf Bundes- und Landesebene.
Studie der deutschen nationalen Kontaktstel-
le fir das Europdische Migrationsnetzwerk
(EMN).

Verfasst von: Janne Grote in Kooperation mit
Ralf Sanger und Kareem Bayo (2020)

Menschen mit Migrationshintergrund aus

muslimisch gepragten Landern in Deutschland.

Analysen auf Basis des Mikrozensus 2018).
Verfasst von: Katrin Pflindel, Anja Stichs und
Nadine Halle (2020)

WP 86

Die Rolle von Migrationsbehérden im Umgang
mit Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr
fur die offentliche Sicherheit darstellen. Studie
der deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das
Europaische Migrationsnetzwerk (EMN).
Verfasst von: Friederike Haberstroh (2020)

Forschungsberichte

FB 40

FB 39

FB 38

FB 37

FB 36

FB 35

Eckdaten zur Reprasentativuntersuchung
»Ausgewahlte Migrantengruppen in Deutsch-
land“ (RAM 2015).

Verfasst von: Christian Babka von Gostomski
(2022)

Binnenmobilitat von Gefliichteten mit Schutz-
status in Deutschland. Eine explorative Analyse
auf Basis des

Auslanderzentralregisters.

Verfasst von: Johannes Weber (2022)

Muslimisches Leben in Deutschland 2020 -
Studie im Auftrag der Deutschen Islam Kon-
ferenz.

Verfasst von: Katrin Pfiindel, Anja Stichs und
Kerstin Tanis (2021)

Evaluation der AnkER-Einrichtungen und der
funktionsgleichen Einrichtungen.
Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge
(2021)

Integration von Gefliichteten in ldndlichen
Raumen.

Verfasst von: Tabea Rdsch, Hanne Schneider,
Johannes Weber und Susanne Worbs (2020)

Auslandische nicht-akademische Fachkrafte
auf dem deutschen Arbeitsmarkt.

Eine Bestandsaufnahme vor dem Inkrafttreten
des Fachkrafteeinwanderungsgesetzes.
Verfasst von: Johannes Graf und Barbara Hel
(2020)


https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/wp92-abschiebungshaft-alternativen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/wp92-abschiebungshaft-alternativen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/wp92-abschiebungshaft-alternativen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Studien/wp92-abschiebungshaft-alternativen.pdf?__blob=publicationFile&v=8

74

Kurzanalysen

03/2022

02/2022

01/2022

07/2021

06/2021

05/2021

04/2021

03/2021

02/2021

01/2021

05/2020

Menschen aus Eritrea und Syrien in Deutsch-
land: Unterstiitzungspotenziale persénlicher
Netzwerke

Verfasst von: Manuel Siegert (2022)

Flinfte Welle der IAB-BAMF-SOEP-Befragung
von Gefllchteten. Entwicklung der Deutsch-
kenntnisse, Sorgen und Lebenszufriedenheit
bei Gefliichteten wahrend des ersten Covid-
19-Pandemiejahres.

Verfasst von: Wenke Niehues (2022)

Die Wohnhistorie Gefliichteter in Deutschland.
Verfasst von: Kerstin Tanis (2022)

Kursverlaufe im Allgemeinen Integrationskurs.
Verfasst von: Pia Homrighausen und Salwan
Saif (2021)

Neue Erkenntnisse zu Hilfebedarfen und zur
Nutzung von Beratungsangeboten.
Verfasst von: Susanne Schiihrer (2021)

Lebenssituationen alterer Gefliichteter in
Deutschland.
Verfasst von: Amrei Maddox (2021)

Vierte Welle der IAB-BAMF-SOEP-Befragung
von Gefllichteten. Spracherwerb und soziale
Kontakte schreiten bei Gefliichteten voran.
Verfasst von: Wenke Niehues, Nina Rother und
Manuel Siegert (2021)

Hirden beim Zugang zum Integrationskurs.
Alltagserfahrungen gefliichteter Frauen mit
Kleinkindern.

Verfasst von: Anna Tissot (2021)

Geflichtete Frauen in Deutschland - Freizeit-
verhalten und soziale Kontakte.
Verfasst von: Cristina de Paiva Lareiro (2021)

Zu Lebenssituationen von jungen Erwachsenen
mit Fluchterfahrung.
Verfasst von: Wenke Niehues (2021)

Entwicklungen in der Wohnsituation
Geflichteter.
Verfasst von: Kerstin Tanis (2020)

04/2020

03/2020

02/2020

01/2020

Publikationen des Forschungszentrums Migration, Integration und Asyl

Fluchtspezifische Faktoren im Kontext des
Deutscherwerbs bei Gefliichteten. Familien-
konstellation, Gesundheitsstand und Wohnsi-
tuation.

Verfasst von: Andreea Baier, Anna Tissot und
Nina Rother (2020)

Problemlagen gefliichteter Integrationskurs-
teilnehmender. Bedarfe und Nutzung von
Migrationsberatungsangeboten.

Verfasst von: Anna Tissot und Johannes
Croisier (2020)

Die Religionszugehorigkeit, religiose Praxis und
soziale Einbindung von Geflichteten.
Verfasst von: Manuel Siegert (2020)

Dritte Welle der IAB-BAMF-SOEP-Befragung
von Gefliichteten. Gefliichtete verbessern
ihre Deutschkenntnisse und fiihlen sich in
Deutschland weiterhin willkommen.

Verfasst von: Cristina de Paiva Lareiro, Nina
Rother und Manuel Siegert (2020)

Regelmaflig erstellte
Berichte

MB

PB

Migrationsbericht des Bundesamtes fiir
Migration und Fliichtlinge im Auftrag der
Bundesregierung. Bericht 2020 (2021)

Migrations- und Integrationsforschung -
Jahresbericht 2020 des Forschungszentrums
Migration, Integration und Asyl im Bundesamt
fur Migration und Flichtlinge (2021)

Migration, Integration, Asyl in Deutschland
2019. Politische und rechtliche Entwicklungen.
Jahrlicher Bericht der deutschen nationalen
Kontaktstelle fiir das Europaische Migrations-
netzwerk (EMN) -, Politikbericht“ (2021)


https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse3-2022-transfar-unterstuetzungsnetzwerke.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse3-2022-transfar-unterstuetzungsnetzwerke.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse3-2022-transfar-unterstuetzungsnetzwerke.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse2-2022-iab-bamf-soep-5te-welle.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse2-2022-iab-bamf-soep-5te-welle.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse2-2022-iab-bamf-soep-5te-welle.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse2-2022-iab-bamf-soep-5te-welle.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse2-2022-iab-bamf-soep-5te-welle.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse1-2022-iab-bamf-soep-befragung-wohnhistorie.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse1-2022-iab-bamf-soep-befragung-wohnhistorie.html

Publikationen des Forschungszentrums Migration, Integration und Asyl

Beitragsreihe

BR11

BR 10

BR9

BR S8

Distanzierungsverldufe vom salafistischen
Extremismus. Eine empirische Studie (iber die
Vielfalt individueller Wege der Loslésung vom
Salafismus.

Verfasst von: Corinna Emser, Imke Haase, Mika
Moeller, Christoph Nagel und Robert Pelzer
(2022)

SCHNITT:STELLEN 2.0 - Neue Erkenntnisse
aus Forschung und Beratungspraxis im Phano-
menbereich islamistischer Extremismus.
Herausgegeben von: Corinna Emser, Axel Kre-
ienbrink, Nelia Miguel

Mailler, Teresa Rupp, Alexandra Wielopolski-
Kasaku (2022)

Deradikalisierungs- und Distanzierungsarbeit.
Begleitbuch zum Qualifizierungslehrgang
(Umfeld-)Beratung im Phianomenbereich isla-
mistisch begriindeter Extremismus (2021)

SCHNITT:STELLEN - Erkenntnisse aus For-
schung und Beratungspraxis im Phdnomenbe-
reich islamistischer Extremismus.

Verfasst von: Corinna Emser, Axel Kreienbrink,
Nelia Miguel Miiller, Teresa Rupp, Alexandra
Wielopolski-Kasaku (Hg.) (2021)

Berichtsreihen zu Migration
und Integration

Reihe 1

Reihe 1

Reihe 2

Monitoring zur Bildungs- und Erwerbs-
migration: Erteilung von Aufenthaltstiteln an
Drittstaatsangehdorige. Jahresbericht 2020
Verfasst von: Johannes Graf (2021)

Monitoring zur Bildungs- und Erwerbs-
migration: Erteilung von Aufenthaltstiteln an
Drittstaatsangehdrige.

Halbjahresbericht 2021

Verfasst von: Johannes Graf (2022)

Freiziigigkeitsmonitoring: Migration von EU-
Staatsangehdorigen nach Deutschland.
Halbjahresbericht 2021

Verfasst von: Johannes Graf (2022)

Reihe 2

Reihe 3

Reihe 3

75

Freiziigigkeitsmonitoring: Migration von EU-
Staatsangehdrigen nach Deutschland.
Jahresbericht 2020

Verfasst von: Johannes Graf (2021)

Potenziale von Asylantragstellenden: Analyse
der ,SoKo“-Sozialstrukturdaten.
Halbjahresbericht 2021

Verfasst von: Barbara HeR (2021)

Potenziale von Asylantragstellenden: Analyse
der ,SoKo“-Sozialstrukturdaten.
Jahresbericht 2021

Verfasst von: Barbara HeR (2022)


https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-11-deradikalisierung-pradera.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitragsreihe/beitrag-band-10-schnittstellen2.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/MonitoringBildungsErwerbsmigration/mobemi-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/Freizuegigkeitsmonitoring/freizuegigkeitsmonitoring-jahresbericht-2020.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-halbjahresbericht-2021.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Forschung/Veroeffentlichungen/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Forschung/Veroeffentlichungen/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Forschung/Veroeffentlichungen/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Forschung/Veroeffentlichungen/BerichtsreihenMigrationIntegration/SoKo-Analysen/soko-node.html

Impressum

Herausgeber:

Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

Nationale EMN-Kontaktstelle und Forschungszentrum Migration, Integration und Asyl
90461 Nirnberg

Verfasser:

Friederike Haberstroh | Referat FI - Internationale Migration und Migrationssteuerung
Dr. Axel Kreienbrink | Gruppenleitung — Abteilung Forschung

Claudia Lechner | Referat FI - Internationale Migration und Migrationssteuerung

Stand:
07/2022

Druck:
Bundesamt fuir Migration und Fliichtlinge

Gestaltung:
Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

Bildnachweis:
stock.adobe.com | Travel Wild

Zitation:

Haberstroh, Friederike/Kreienbrink, Axel/Lechner, Claudia (2022): Unerlaubter Aufenthalt in Deutschland:
Perspektiven, Malnahmen und Herausforderungen. Working Paper 93 des Forschungszentrums des Bun-

desamtes, Nirnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge.

ISSN:
1865-4967

Diese Publikation wird vom Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge im Rahmen seiner Offentlichkeits-
arbeit herausgegeben. Die Publikation wird kostenlos abgegeben und ist nicht zum Verkauf bestimmt. Sie
darf weder von Parteien noch von Wahlbewerbern oder Wahlhelfern wahrend eines Wahlkampfes zum
Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt fiir Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen

sowie flir Wahlen zum Europdischen Parlament.

Besuchen Sie uns auf

11 www.facebook.com/bamf.socialmedia

%' @BAMF_Dialog

[ @bamf_bund
www.bamf.de/forschung
www.emn-deutschland.de

Other language
www.bamf.de/publikationen


http://www.facebook.com/bamf.socialmedia
http://www.bamf.de/forschung
https://www.bamf.de/DE/Themen/EMN/emn-node.html
http://www.bamf.de/publikationen
https://twitter.com/BAMF_Dialog
https://www.instagram.com/bamf_bund/

	Unerlaubter Aufenthalt in Deutschland:Perspektiven, Maßnahmen undHerausforderungen
	Das Europäische Migrationsnetzwerk
	Zusammenfassung
	Inhaltsübersicht
	Inhaltsverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Rechtliche und politische Rahmenbedingungen
	2.1	Definition des unerlaubten Aufenthalts
	2.2	Rechtsstellung von unerlaubt aufhältigen Personen
	2.3	Umfang der unerlaubt aufhältigen Personen: Statistiken und Schätzungen
	2.3.1	Umfang der unerlaubt aufhältigen Personen mit Behördenkontakt
	2.3.2	Umfang der unerlaubt aufhältigen Personen ohne Behördenkontakt
	2.3.3	Umfang der erteilten Aufenthaltserlaubnisse

	2.4	Politische und öffentliche Debatten
	2.4.1	Debatten zu unerlaubt aufhältigen Personen mit Behördenkontakt
	2.4.2	Debatten zu unerlaubt aufhältigen Personen ohne Behördenkontakt


	3 Situation von unerlaubt aufhältigen Personen
	3.1	Unterbringung und Versorgung von Personen mit Behördenkontakt
	3.2	Unterbringung und Versorgung von Personen ohne Behördenkontakt
	3.3	Zugang zu Erwerbstätigkeit
	3.4	Zugang zu Bildung
	3.5	Zugang zum Recht
	3.6	Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
	3.7	Kooperation zwischen Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene

	4 Maßnahmen zur Beendigung des unerlaubten Aufenthaltes
	4.1	Beendigung des unerlaubten Aufenthalts durch freiwillige Rückkehr
	4.2	Gesetzliche Maßnahmen mit eingreifendem Charakter
	4.3	Wege zum Bleiberecht
	4.4	Beendigung von unerlaubtem Aufenthalt während der COVID-19-Pandemie

	5 Herausforderungen beim Umgang mit unerlaubtem Aufenthalt
	5.1	Herausforderungen bei freiwilliger Rückkehr und Rückführung
	5.2	Herausforderungen bei der Gewährung von Aufenthaltserlaubnissen
	5.3	Herausforderungen bei der medizinischen Versorgung
	5.4	Bewältigung von Herausforderungen: Etablierte Praktiken

	6 Fazit
	Literaturverzeichnis
	Anhang
	Abkürzungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Publikationen des ForschungszentrumsMigration, Integration und Asyl
	Impressum




